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Vorwort. 



Vorliegende Arbeit steht in innerer Beziehung zu 
einer ganzen Reihe von Arbeiten, die sich mit der Ent- 
wicklung der städtischen Bodenwerte beschäftigen. Während 
diese aber meist Universitätsstädte, z. T. auch von recht 
geringem Wachstum, behandeln, hat man die Städte mit über- 
wiegend oder ausschließlich industriell tätiger Bevölkerung 
bisher fast ganz vernachlässigt, obwohl doch einerseits 
hier die Wohnungsfrage besonders brennend ist, andererseits 
zu erwarten steht, daß bei schneller Bevölkerungszunahme 
die Vorgänge der Bodenwertbildung besonders ausgeprägt 
zu Tage treten. Aus diesen Gründen wählte ich für meine 
Untersuchung die Stadt Plauen i. V., die sich in den 
letzten Jahren mit einer bei uns fast unerhörten Schnellig- 
keit vergrößert hat. 

Die Anregung zu meiner Arbeit verdanke ich meinem hoch- 
verehrten Lehrer, Herrn Geheimrat Prof. Dr. L. Brentano, 
der mich auch bei der Ausarbeitung derselben jederzeit aufs 
entgegenkommendste mit seinem Rat unterstützte. Ihm 
auch an dieser Stelle meinen herzlichsten Dank auszusprechen, 
ist mir eine angenehme Pflicht. 

Bei der Sammlung des Materials waren mir die vom 
Institut für Gemeinwohl in Frankfurt a. M. resp. vom 
Verein „Reichswohnungsgesetz" entworfenen Fragebogen 
von großem Nutzen. Jedoch glaubte ich das Thema noch 
mehr von der juristischen Seite nehmen zu sollen, und un- 
mittelbar die Frage untersuchen zu sollen, ob ein Einfluß 
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der Ausgestaltung des Rechtes der Stadterweiterung auf 
die Bodenpreise nachweisbar ist. Auf diese Weise verschob 
sich der Schwerpunkt der Untersuchung (unter Recht der 
Stadterweiterung verstellt man die gesetzliche oder ge- 
wohnheitsrechtliche Fixierung der Anforderungen, nach deren 
Erfüllung erst ein Stück Feld bebaut werden darf) auf die Dar- 
stellung der Verhältnisse ander Peripherie der Stadt. 
Die von mir gefundenen Bodenpreise bedeuten also etwas 
ganz anderes, als die in anderen Monographien. Denn dort 
pflegt der Wert derselben Grundstücke zu verschiedenen Zeiten 
einander gegenübergestellt zu sein; dabei hat man wohl 
ein bequemes Arbeiten, andererseits aber ist an den Resultaten 
auszusetzen, daß sie eigentlich nichts Gleichartiges mehr 
mit einander vergleichen: Denn der Charakter der Grund- 
stücke hat sich infolge der Ausdehnung der Städte voll- 
kommen verändert, aus Wohnhäusern sind Geschäfts- 
häuser geworden, überhaupt ist die Lage relativ günstiger 
geworden. Im Gegensatz dazu ist im Nachfolgenden der 
Versuch gemacht, Gleichartiges, nämlich immer die zu 
Wohnzwecken ungünstigst gelegenen Grundstücke zu ver- 
gleichen. Damit war ich allerdings genötigt, stetig die Ob- 
jekte der Untersuchung zu wechseln. So wenig auch die 
hierin liegende Gefahr verkannt werden konnte, so 
schien doch der Gewinn, den dieses Vorgehen mit sich 
brachte, weitaus zu überwiegen. Denn nun war es 
möglich, alle die Momente zu verfolgen, die die Preishöhe 
des jeweils neu erschlossenen Baulandes beeinflußten; es 
war aber auch möglich, eingehend die Stellung der Terrain- 
spekulation zu prüfen und zu untersuchen, welche wirt- 
schaftlichen Aufgaben ihr jeweils oblagen. 

Meine Arbeit wäre unmöglich gewesen ohne die allseitige 
wohlwollende Förderung, deren ich mich zu erfreuen hatte. 
An erster Stelle danke ich dem K ö n i g 1 i c h Sächsischen 
Justizministerium, das mir durch Verordnung vom 
3. März 1906 die Benutzung des Grundbuchs und der Grund- 
akten der Stadt Plauen gestattete, sowie Herrn Oberbürger- 
meister Dr. Schmidt, der mir die Genehmigung zur Be- 
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nutzung der Ratsakten erteilte. Zu besonderem Dank bin 
ich ferner verpflichtet den Herren: Justizrat Dr. Grohmann, 
Stadtrat Vetters und Stadtrat Dr. Dietrich, die mir 
in ihren Ressorts ebenso wie die ihnen unterstellten Be- 
amten jederzeit mit Rat und Tat gern zur Seite standen. 
Ebenso sei den Baugewerken, aus deren Kreisen mir gleich- 
falls wertvolle Auskünfte zu Teil wurden, hier nochmals 
herzlichst gedankt! 

Leipzig, im September 1907. 
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Einleitung. 



§ 1. Das Stadtgebiet. 

Tief in die vogtländische Hochebene schneidet sich der 
Lauf der weißen Elster ein. Steil sind die Uferränder; und 
wo etwa das Tal sich etwas weitet, da sorgt Versumpfung 
und Überschwemmungsgefahr dafür, daß ein Überschreiten 
des Flusses mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. So 
war auf weite Strecken hin die beste Gelegenheit, die große 
Handelsstraße von Nürnberg — Hof nach Leipzig über die 
Elster hinüberzuführen, die Stelle, wo rechts die Milmes, 
links die Syra dem Fluß zuströmt. Die hier gebaute wichtige 
Brücke wurde bewacht von der alten Burg, dem Hradschin, 
deren Reste den steilen Berg nordöstlich der Syra noch 
heute krönen. Auf dem gegenüberliegenden Ufer des Baches, 
von diesem und der Elster in zwei Seiten* eines ungefähr 
gleichseitigen Dreiecks eingeschlossen, entstand auf dem von 
der Elsterseite steil, von der Syraseite etwas gelinder an- 
steigenden Berge die Stadt Plauen. 

Die Möglichkeit einer weiteren Ausdehnung war dem- 
nach schon in alter Zeit für Plauen nur eine begrenzte. 
Aber trotz der Überschwemmungsgefahr, die die zwar kleine, 
aber bei starken Regengüssen noch in unseren Tagen gefähr- 
liche Syra bietet, dehnte sich die Stadt nach dem Punkte 
hin aus, der für ihre Existenz entscheidend war: nach der 
Elsterbrücke zu, wo die Neustadt entstand ; ja, sie überschritt 
schon in alter Zeit die Brücke : zwei Reihen Häuser begleiten 

Meiner, Bodenspekulation. 1 
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Terrainschwierigkeiten gab es also genug. Doch hat man 
sich dadurch in alter Zeit vom Straßenbau im allgemeinen 
nicht abhalten lassen, sondern Straßen angelegt, die durch 
ihre Kühnheit heute noch das Staunen jedes Fuhrwerks- 
besitzers hervorrufen (Steigungen von 1 : 15 und 1 : 9 sind 
nichts Seltenes , ja sogar solche von 1 : 5 kommen vor) 1 ; 
wenn diese auch heute dem Verkehr Schwierigkeiten genug 
bereiten — den Bedarf an Baustellen halfen seinerzeit auch 
die durch solche Straßen erschlossenen Terrains decken. Die 
besonderen Schwierigkeiten, die in jeder Periode sich der 
Ausdehnung durch die Geländeverhältnisse entgegenstellten, 
werden wir jedesmal an ihrer Stelle mit besprechen. Ebenso 
werden wir die sonstigen Hindernisse der Ausdehnungsfähig- 
keit der Stadt weiter unten im Zusammenhang betrachten; 
hier wollen wir sie nur zur allgemeinen Orientierung kurz 
zusammenstellen. Es sind das: 

1. Das schon erwähnte Überschwemmungsgebiet der 
Elster, das die ganze Talsohle umfaßte; hier wurde 1904 
durch die Flußberichtigung das Gebiet der oberen und 
unteren Aue der Bebauung gewonnen. 

2. Bahndämme. Der Damm der Hof — Reichenbacher 
Bahnlinie, die, von Norden kommend, sich der Stadt mittelst 
einer großen Schleife möglichst zu nähern sucht, um sich 
dann wieder nach Norden zu verlieren, wurde von der Be- 
bauung Ende der 70 er Jahre erreicht. Lange gentigte die 
Unterführung der Pausaer Straße und die Überführung des 
Haselbrunner Kommunikations weges ; neuerdings wurde end- 
lich die schon längst benötigte Unterführung der Schiller- 
Straße durchgeführt. Sie kam einem starken Bedürfnis 
nach. — Die Bahnlinie Plauen (oberer Bahnhof) — Weischlitz 
ist von der Bebauung noch kaum erreicht worden (abgesehen 
von dem jenseits derselben entstandenen Kasernenviertel, für 
dessen Verkehr zur Stadt die alte Überführung der Neun- 
dorfer Straße genügend sorgt). — Die Linie Plauen (unterer 
Bahnhof)— Gera wurde in den 70 er Jahren mit Berücksich- 



1 Verwaltungsbericht 1865/66-1889/90, Teil I, S. 93. 

1* 
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tigung der vorhandenen Bebauung gebaut und kommt als 
störender Faktor kaum in Betracht, da in dem für die Stadt- 
erweiterung in Betracht kommenden Gebiete, dem langen, 
schmalen Streifen zwischen Berg und Fluß, die Verkehrs- 
richtung der Bahnrichtung parallel läuft. 

3. Bings um Plauen sind die Höhen von Wäldern be- 
standen; nördlich der Elster weist der Gürtel, der sich um 
die Stadt zieht, lediglich auf Neundorfer Flur, dort, wo heute 
die Kaserne steht, eine Lücke auf; sonst reicht er von Elster 
bis zur Elster. Ein großer Teil dieses Waldes ist bereits 
im Besitz der Stadt und soll wohl auch als Park erhalten 
werden. Bis jetzt aber hat dieser Umstand auf das Angebot 
an Bauland keinen Einfluß ausüben können, da der Wald 
noch kaum irgendwo von der Bautätigkeit erreicht wurde. 
Noch befindet sich nach allen Seiten ein breiter Streifen 
bebaubaren Areals zwischen den Häusern und dem Walde, 
der übrigens meist schon nicht mehr zur Stadtflur gehört. 
Näher an der Stadt befindet sich der Stadtpark in der Nähe 
des Bahnhofs und der Preiselpöhl beim Schlachthof, beide 
Anlagen noch in den 80er Jahren von der Stadt erworben. 
Auf der anderen Seite der Elster finden wir vor allem den 
Reusaer Ritterguts wald , der 1903 von der Stadt mit dem 
Rittergut zusammen erworben und zum Park umgewandelt 
wurde. Doch fällt auf dieser Seite die Entziehung von Bau- 
land noch weniger ins Gewicht als auf dem linken Elsterufer. 
Im ganzen läßt sich also von einer Inanspruchnahme von 
Bauland durch Wald nicht wohl sprechen. 

Über die Veränderungen des Stadtgebietes unterrichten 
uns folgende Angaben: Das Flurbuch von 1856 berechnete 
es auf 1234 ha; das neue von 1881 auf 1312 ha 85,1 a. 
Bis Ende 1898 wuchs es auf 1319 ha 70,6 a; größeren Zu- 
wachs erfuhr es am 1. Januar 1899, an welchem die nörd- 
lich gelegene Ortschaft Haselbrunn mit 457 ha 30 a ein- 
verleibt wurde; 190Ö wurde sodann die Landgemeinde und 
der selbständige Gutsbezirk Chrieschwitz (elsterabwärts ge- 
legen) mit 722 ha 7,7 a, 1903 die Verbandsgemeinde Reusa 
(im Osten), bestehend aus den Ortschaften Reusa, Klein- 
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friesen, Sorga und Tauschwitz, sowie das Rittergut Keusa 
mit zusammen 553 ha 28,6 a eingemeindet. Mit Einschluß 
kleinerer Eingemeindungen von einzelnen Flurstücken aus 
den Gemeinden Neundorf (aus Anlaß des Kasernenbaues) 
und Reinsdorf bestand das Stadtgebiet Ende 1904 aus 
3124 ha 73,2 a, 

§ 2. Die wirtschaftliehe Entwicklung 1 . 

Plauen verdankte , wie oben bereits erwähnt , seine 
Gründung dem Handel, und wenn auch naturgemäß der 
Handel immer seine Bedeutung behielt (Plauen wurde der 
Handelsmittelpunkt des Vogtlandes und blieb es auch zu- 
folge der neuesten Entwicklung), die Grundlage seiner Blüte 
wurde doch die gewerbliche Tätigkeit. Von Anfang an war 
es die Textilindustrie, zuerst die Tuchmacherei , dann im 

18. Jahrhundert die Bauinwoll Warenfabrikation , die seinen 
Namen in ganz Deutschland bekannt machte. Anfang des 

19. Jahrhunderts entstand während der Kontinentalsperre 
eine Baumwollspinnerei, um dieselbe Zeit kam auch die 
Handstickerei, die schon einige Jahre vorher aus der Schweiz 
ins übrige Vogtland eingeführt worden war (also in keinen 
Zusammenhang mit der Spitzenklöppelei des benachbarten 
Erzgebirges zu bringen ist) nach Plauen, doch blieb sie für 
die Entwicklung der Stadt bedeutungslos. 

Die moderne Entwicklung Plauens setzt mit der Ein- 
führung der ersten Stickmaschinen ein, die in einem Zeit- 
punkt erfolgte, als die übrigen Nahrungszweige der Stadt 
von Krisen betroffen waren (1857). Den Vorsprung, den 
Plauen durch diese Tat vor den übrigen Städten gewonnen 
hatte, ließ es nicht wieder fahren; es blieb mit seiner 
Maschinenzahl immer weit voran und entwickelte sich da- 
durch nicht nur zum wichtigsten Produktionsort , sondern 



1 Vgl. hierzu: Fiedler, Die Stadt Plauen i. V. Plauen 1874; 
y. Loeben, Der Absatz der Plauener Spitzen nach den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Dresden 1904. 



— 6 — 

vor allem zum Handelsplatz für die vogtländische Stickerei- 
industrie. So schildert v. Loeben den Gang der Entwick- 
lung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 

Zur Illustrierung diene ein Blick auf die Zahlen der 
Berufsstatistiken von 1849, 1861, 1882 und 1895. (Tabelle II). 

Wir sehen eine ständige Zunahme des Prozentsatzes der 
in der Industrie Beschäftigten, deren Schnelligkeit aller- 
dings zwischen den letzten beiden Zählungen nachgelassen 
hat, während gleichzeitig der Prozentsatz der im Handel 
und Verkehr Tätigen namentlich in neuester Zeit außer- 
ordentlich gewachsen ist. Wir sehen weiter eine durch- 
aus verständliche Abnahme der in Staats-, Gemeinde- und 
Kirchehdienst sowie in der Land- und Forstwirtschaft Be- 
schäftigten. Die Abnahme unter Rubrik D (Häusliche Dienst- 
leistungen) ist eine allgemein bekannte Erscheinung. Auf- 
fallen muß die geringe Zahl der Berufslosen, unter denen 
ja neben manchen anderen Kategorien vor allem die Rentner 
zu verstehen sind; vergleichend sei bemerkt, daß der be- 
treffende Prozentsatz betrug in Dresden 12,7, Leipzig 9,9, 
Chemnitz 6,9 , in der Rentnerstadt Freiburg i. Br. 23 K 
Besser als in dieser Zahl kann es kaum zum Ausdruck ge- 
bracht werden, wie sehr Plauen Fabriks- und Geschäftsstadt 
ist; die Industriellen, die sich zur Ruhe setzen, ziehen an 
einen anderen Ort. 

In der derart als reine Fabrikstadt gekennzeichneten 
Stadt überwiegt nun bei weitem die Stickerei mit ihren 
Hilfsgewerben. Schon die Berufszählung von 1882 weist für 
die Gruppe B 45—57 (Textilindustrie) 3007 männliche und 
1484 weibliche Erwerbstätige auf und für B 85—95 (Be- 
kleidung und Reinigung sowie Konfektion) 1280 männliche 
und 3162 weibliche Erwerbstätige auf (zusammen 8933 oder 
51,7 °/o der Gesamtzahl der Erwerbstätigen) , während sich 
die Zahlen für 1895 auf 4273 resp. 5373 für B 45—57 und 



1 Mew.es, Bodenwerte, Bau- und Bodenpolitik in Freiburg i. Br.. 
Karlsruhe 1905. S. 3. 
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1289 resp. 2403 für B 85—95 stellen (= 13338 oder 49,6 °/o). 
Eine Aussonderung der in der Stickerei allein Beschäftigten 
ist nicht möglich. Die Zahl der in der Hauptindustrie 
unmittelbar Beschäftigten beträgt mithin die Hälfte der 
Gesamtzahl, wozu dann noch die in Hilfsgewerben (z. B. 
Maschinenfabrikation) und im Handel Beschäftigten treten, 
die alle am Geschäftsgang der Stickerei mehr oder weniger 
unmittelbar interessiert sind, sowie das wichtige Baugewerbe. 
Das Wohl und Wehe der Stadt ist untrennbar mit dem 
Geschäftsgang in. der Stickereiindustrie verbunden. Ein 
kurzer, vergleichender Überblick mag dies erläutern. 

Eine Stockung der Jahre 1864 — 66 muß noch lediglich 
auf die allgemeine politische Unsicherheit dieser Zeit zurück- 
gefllhrt werden. Die Stickereiindustrie machte ihre erste 
Krise erst 1872—74 durch 1 . Schlimmer noch wiederholte 
sich diese 1876. Dagegen gelang es Plauen bereits 1881, 
die Schwierigkeiten, die die ältere Konkurrentin in der 
Schweiz bedrängten, fernzuhalten, dank dem großen Erfolg, 
den die neuerfundene Spitzenart, die Tüllspitze, hatte. Da- 
gegen erlebte die Stadt 1885 — 87 eine äußerst gefährliche 
Krise. Von 1888 an hatte die Industrie infolge des Eifers, 
mit dem sich die Fabrikanten auf die Vervollkommnung der 
neuen Netzspitze warfen, günstigen Geschäftsgang; die Krisis, 
die die Schweizer Konkurrenz 1891/2 durchmachte, ging 
spurlos an Plauen vorüber. Die 90er Jahre brachten immer 
günstigen Geschäftsgang, der sich bis zur Hochkonjunktur 
des Jahres 1902 steigerte. 1903 und 1904 brachten Rück- 
schläge, während sich 1905 die Aussichten wieder besserten. 

Stellen wir nun demgegenüber die Entwicklung der 
Stadt (Tabelle I a und b) , so finden wir auffallend niedrige 
Bevölkerungszunahmen für die Jahre 1875/76, 1880/81, 1885/ 
86, 1888 — 1891 und 1904/5, wobei sich stellenweise sogar 
ein Wanderungsverlust gegenüber dem Geburtenüberschuß 
feststellen läßt. (Die Jahresbewegungen vor 1874 lassen sich 
mangels jährlicher Zählungen nicht näher verfolgen.) Bei 



1 Das Folgende nach den Angaben v. L o e b e n s. 
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periodenweiser Zusammenfassung nach Maßgabe der Volks- 
zählungsperioden ergibt sich der geringste Zuwachs mit nur 
9,7 °/o des Anfangsbestandes für das Jahrfünft 1885—1890. 
Es zeigt sich demnach vollständiges Übereinstimmen der 
Zeiten des geringsten Wachstums mit den Krisen in der 
Stickereiindustrie, aber auch eine wesentlich größere Ein- 
wirkung der Schweizer Krisen auf die Bevölkerungszunahmen 
Plauens, als nach v. Loeben anzunehmen war. Ebenso 
stimmen die Zeiten größter Bevölkerungszunahme mit denen 
der Hochkonjunktur tiberein. Es ragen hervor die Jahre: 
1877/78, 1881-85, 1893—97 und 1898—1904. Die durch die 
Abhängigkeit von einem einzigen Geschäftszweig bedingten 
starken Schwankungen in der Größe des Menschenzuwachses 
(zwischen 0,2 °/o im Jahre 1891 und 11,6 °/o im Jahre 1903) 
bereiten naturgemäß einer gleichmäßigenWohnungsherstellung 
große Schwierigkeiten. 

Der Wohlstand Plauens hat sich, wie nicht anders zu 
erwarten, unter dem Einflüsse der neuen Industrie wesent- 
lich gehoben. Wir stellen die Ergebnisse der Staatssteuer- 
veranlagung für die Jahre 1882, 1892 und 1902 zusammen 
(Tabelle III und IV). Dabei ist zu bemerken, daß 1882 
und 1892 die Einkommensklasse bis zu 300 Mk., 1902 aber 
bis 400 Mk. steuerfrei war. Das Heraufschieben der Grenze 
der Steuerfreiheit hat nun erfahrungsgemäß die Folge, daß 
infolge schärferer Einschätzungen ein Teil der dieser Klasse 
bisher Angehörenden in die nunmehr unterste steuerpflichtige 
Klasse aufrückt, sodaß die Ergebnisse nicht untereinander 
vergleichbar sind. Daß in unserem Falle die Klasse von 400 
his 800 Mk. trotzdem einen so starken Rückgang aufweist, 
ist also doppelt bezeichnend. Es ergibt sich zunächst eine 
verhältnismäßige Zunahme der Steuerpflichtigen (auf 1000 
Einwohner berechnet), die mit dem Hinweis auf die durch 
den Zuzug veränderte Altersschichtung nicht ganz erklärt 
zu sein scheint, so daß man wohl eine Heranziehung bisher 
Beschäftigungsloser zur industriellen Tätigkeit annehmen 
kann. Nun ist ja allerdings die Einkommensteuerstatistik 
nicht unbedingt gleichbedeutend mit einer Wohlstandsstatistik, 
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worauf kürzlich wieder Würzburger 1 hinwies — immerhin 
berechtigt uns die Allgemeinheit und Stärke der in unseren 
Zahlen ausgedrückten Bewegung wohl dazu , von einer 
bedeutenden Steigerung des Wohlstandes der Stadt zu 
sprecheü 2 . 

Die Tabelle zeigt uns eine fortgesetzt schwächere Be- 
setzung der unteren Einkommensklassen und eine kolossale 
Zunahme der Einkommen zwischen 800 und 1600 Mk., sowie 
auch der noch höheren. Das durchschnittliche Einkommen 
des Eingeschätzten hob sich von 1097 Mk. (1884: 1120 Mk.) 
auf 1545 Mk.! Scheint nach Tabelle IV a Plauen noch von 
dem kleineren Zwickau in der Höhe der Summen über- 
troffen zu werden, so verändert sich das Bild, wenn wir den 
Betrag des durchschnittlichen Einkommens pro Kopf der 
Bevölkerung ermitteln. Danach hat Plauen 1902 nicht nur 
Zwickau, sondern auch das beträchtlich größere Chemnitz 
überholt — ein Zeichen übrigens auch dafür, wie hoch sich der 
Prozentsatz der Erwerbstätigen hier stellt. Der Fehler, den 
wir bei dieser Bsrechnung begehen, indem wir die veralteten 
Ziffern der letzten Volkszählung zugrunde legen, ist in den 
nachfolgenden Ziffern, die auf Grund der jeweils im Oktober 
des Einschätzungsjahres ermittelten Einwohnerzahlen be- 
rechnet sind, für Plauen verbessert; es stellte sich dann das 
Einkommen auf 376 Mk. (1884: 421 Mk.) bezw. 503 resp. 
660 Mk.; also eine Vermehrung des Einkommens von 1884 
bis 1902 um fast 57%; d. i. bedeutend mehr als bei allen 
anderen sächsichen Städten von mehr als 50 000 Einwohnern ! 



1 Zeitschrift der K. Sachs. Stat. Büros 1904, S. 4. 

9 Hervorgehoben muß noch werden, daß nach dem oben Gesagten 
die Jahre 1882 und 1892 Jahre waren, in denen eine langsame Erholung 
von einer Krise gerade begann, während 1902 der Zeitpunkt des glän- 
zendsten Geschäftsganges war, den Plauen überhaupt erlebte. Immer- 
hin zeigt ein Vergleich mit den in der Zeitschrift der E. Sachs. Stat. 
Bur., dem Stat. Jahrb. deutscher Städte (Jahrg. 1897, S. 329) und den 
in den städtischen Verwaltungsberichten veröffentlichten Ziffern der 
nächsten Jahre, daß die Entwicklung dieselbe blieb und nur das Tempo 
derselben etwas schwankte. 
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Bevor wir uns unserem eigentlichen Thema zuwenden, 
müssen wir noch kurz auf die Organisation der Produktion 
in der Stickereiindustrie eingehen, da diese einigen Einfluß 
auf die Gestaltung der Wohnungsverhältnisse ausgeübt haben 
dürfte. In der Stickerei herrscht nämlich in den verschiedenen 
Stadien der Produktion abwechselnd Groß- und Kleinbetrieb 
vor; nur wenige Betriebe haben bisher den ganzen Pro- 
duktionsgang konzentriert. 

In der Regel besorgt der „Fabrikant", der selbst keine 
oder nur relativ wenige Stickmaschinen zu besitzen braucht, 
nur die Anfertigung der Schablone, während die Herstellung 
der Ware nach dieser Schablone in Lohn durch kleine 
Stickmaschinenbesitzer, die das Fabrikationsrisiko auf sich 
nehmen, erfolgt. Die gelieferte rohe Ware wandert dann 
noch durch Appreturanstalt, Bleicherei, Färberei, ebenfalls 
meist selbständige Betriebe. Die Prüfung, Ausbesserung, 
Aufmachung der Ware erfolgt dann wieder durch den Fa- 
brikanten, aber zum größten Teil nicht in eigenen Werk- 
stätten, sondern durch Heimarbeit. So kommt es, daß recht 
große Firmen mit nur wenig eigenen Räumen auskommen 
können. Infolgedessen aber dominieren die großen Fabrik- 
gebäude nicht derart, wie man das eigentlich in einer so 
ausgeprägten Fabrikstadt erwarten sollte. Dagegen ist die 
Lohnstickerei wie prädestiniert zum Kleinbetrieb, da der 
elektrische Antrieb von der Stadt geliefert wird, die Ma- 
schinen kein allzuhohes Anlagekapital verlangen und das 
kaufmännische Risiko ja völlig ausgeschaltet ist. Jeder 
bessere Arbeiter, der sich etwas erspart hat, kann hoffen, 
Stickmaschinenbesitzer und dann womöglich Fabrikant zu 
werden. Die Maschinen können in der Wohnung oder in 
einem ermieteten kleinen Raum aufgestellt werden. Daher eine 
große Nachfrage nach Räumen zu gewerblicher Tätigkeit, die es 
(neuerdings durch baurechtliche Vorschriften unterstützt) dahin 
gebracht hat, daß Hinterhäuser mit Wohnräumen zu den Selten- 
heiten gehören, da sie sämtlich gewerbliche Benutzung finden. 

Übt dieser Umstand einen günstigen Einfluß auf die 
Beschaffenheit der Plauenschen Wohnungsverhältnisse aus, 
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so finden wir dagegen einen großen Übelstand in der weit 
verbreiteten Heimarbeit. Nicht nur für die Frauen und 
halberwachsenen Kinder, häufig auch für die Männer muß 
der beschränkte Wohnraum als Arbeitsstätte dienen. Daraus 
ergeben sich natürlich schwere Gefahren, sowie für den 
Sozialpolitiker die Forderung recht geräumiger Woh- 
nungen. 

Da Plauen Fabrikstadt ist, ist natürlicherweise auch 
das Schlafstellenwesen weit verbreitet. Bei den Volks- 
zählungen wurden gezählt: 

im Jahre Einwohner H ^?g 1 *ede° g8 " Aftermieter Schlafgänger 

absolut °/o absolut °/o absolut °/o 

1871 . 23355 20554 88,03 890 3,82 1144 4,91 

1880 . 35078 31531 89,93 572 1,63 2386 6,80 

1885 . 42848 38251 89,27 892 2,09 3028 7,07 

1890 . 47007 43838 93,25 2452" 5,22 

1900 . 73888 66555 90,94 6254 8,68 

(der Rest entfällt auf Besuchsfremde). 

Im Vergleich hierzu entfielen 1900 auf Aftermieter und 
Schlafgänger in 

Dresden .... 9,15 p /o 

Leipzig .... 9,42 °/o 

Chemnitz . . , . 6,60 °/o 

Zwickau .... 5,07 % 
der Gesamtbevölkerung, wovon in Leipzig und Dresden die 
Studierenden der höheren Bildungsanstalten einen großen 
Teil ausmachten ; gegenüber den ihm in der wirtschaftlichen 
Struktur am nächsten stehenden zwei anderen Städten weist 
Plauen eine bedeutend höhere Zahl Untermieter auf. Den 
schlimmsten Begleiterscheinungen dieses Zustandes wird teil- 
weise vielleicht dadurch entgegengewirkt, daß in erster 
Linie die zu jeder Wohnung gehörende unheizbare aus- 
gebaute Dachkammer vermietet wird, sodaß die Untermieter 
von der Familie leidlich getrennt sind. 

Schließlich ist es wohl angebracht, noch einen kurzen 
Überblick über die baulichen Verhältnisse der Stadt, wie sie 
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dem Fremden gegenwärtig entgegentreten, zu geben. Plauen 
hat in verhältnismäßig sehr kurzer Zeit den Übergang von 
der zweigeschossigen zui viergeschossigen Bauart durch- 
gemacht. Bei weitem der größte Teil der Stadt besteht 
aus Zweigeschoßhäusern, die sich langsam durch immer 
weitergehenden Ausbau des Dachgeschosses dem Dreigeschoß- 
haus nähern. Erst in den während der letzten 10 Jahre 
entstandenen Stadtteilen hat sich das Viergeschoßhaus durch- 
gesetzt. Die Verteilung der Wohnungen auf die einzelnen 
Höhenlagen ist folgende. Es entfielen am 12. Oktober 1901 * 
auf Wohnungen im 



Keller 

1. bewohnt: 


Erdgesch. 


2. 3. 
Stockwerk 


4. 


ohne Höhen- 
angabe a 


a) abs. 120 


3926 6403 


2935 228 


2 


2983 


b) °/oo . 7,2 
2. leerstehend: 


236,5 385,8 


176,8 13,7 


0,1 


179,7 


a) abs. 9 


39 48 


22 2 


— 


50 


b) °/oo 53 


229 282 


129 12 


— 


294 



und die Bevölkerung verteilte sich folgendermaßen auf die 
verschiedenen Klassen: 

absolut. . 489 19644 29880 13522 1093 5 11172 
°/oo . . 6,5 259,2 394,1 178,4 14,4 0,1 147,4 
d. h. 10329 Wohnungen (= 622,3 °/oo) mit 49524 Bewohnern 
(= 653,3 °/oo) lagen im 1. und 2. Geschoß 8 . 

Der H a u s t y p ist für die älteren Stadtteile das Vier- 
fensterhaus (das Dreifensterhaus ist so gut wie ganz ver- 
schwunden), für die 4 und 5 Geschoßhäuser hat sich die 
Front auf 5 — 6 Fenster vergrößert. 



1 Statistisches Jahrbuch der deutschen Städte 1903, S. 86 ff. 

2 In der Mehrzahl wohl für Dachwohnungen anzusehen! 

8 Im folgenden wird nach der üblichen wissenschaftlichen Ter- 
minologie nach Geschossen gerechnet werden in der Weise, daß das 
Erdgeschoß als l. f das 1. Stockwerk als 2. Geschoß usw. erscheint. 
Ein Haus mit zwei Geschossen besteht somit lediglich aus Erdgeschoß 
und erstem Stock. 



Erster, historischer Teil. 



I. Kapitel. 

Bei der nachfolgenden Schilderung unterscheiden wir 
folgende vier Epochen: 

1. Bis zum Erlaß der Lokalbauordnung von 1844, 

2. von 1844 — 1871, bis zum Inkrafttreten der ersten 
Straßenbauordnung, 

3. von 1871 — 1896 (Erlaß einer neuen Straßenbau- 
ordnung), 

4. von 1896—1905. 

Die Einteilung erfolgte nach dem formalen Gesichts- 
punkt des Baurechts ; sie entspricht aber gleichzeitig auch 
den wirtschaftlichen Tatsachen, da jedesmal etwa zur selben 
Zeit, in. der wir die neue Periode beginnen lassen, eine leb- 
hafte wirtschaftliche Entwicklung einsetzte (vergl. Tabelle I). 

Wenden wir uns nun der ersten Periode zu, so betrachten 
wir in einem ersten Paragraphen das Baurecht der Zeit 
vor 1844. 

§ 3. Baurecht und Wohnungsverhältnisse bis zum Erlaß 

der Lokalbauordnung von 1844. 

Das Charakteristische dieser Epoche ist die Schaffung 
der Grundlage für alles weitere Vorgehen, nämlich die sichere 
Fundierung des Begriffs und der Aufgabe der Baupolizei 
und die Schaffung des Hausbaurechts und zwar lediglich 
aus den Bedürfnissen der Praxis heraus, der die Formulierung 
durch Gesetz erst nachfolgt. 
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Ältere landespolizeiliche Vorschriften, die die absolute 
Baufreiheit beseitigten, d. h. die Freiheit, auf seinem Grund 
und Boden zu bauen wie es beliebt, ohne Bücksicht auf 
öffentliche Interessen, mit nur beschränkter Rücksichtnahme 
auf den Nachbar, haben in Sachsen immer nur für die Dörfer 
Geltung gehabt (vergl. die Dorffeuerordnung von 1775); das 
Selbstverwaltungsrecht der Städte mit ihrer mannigfachen 
Ausbildung des Baurechts hatte man nicht angetastet. Die 
Folge war, daß größte Verwirrung allgemein herrschte. In 
Plauen scheinen den Behörden die Vorschriften der Dorf- 
feuerordnung als Muster vorgeschwebt zu haben (deren 
wesentliche Bestimmungen bestanden in zweimaliger kosten- 
freier Besichtigung jedes Neubaues, einmal vor Beginn des 
Baues der Grundmauern, das andere Mal nach Fertigstellung 
des Baues), aber die Praxis gestaltete sich nicht selten ganz 
anders. Kam es doch vor, daß, wenn die Kommission zur 
Besichtigung des Bauplatzes erschien, sie die Grundmauern 
schon fertig vorfand, sodaß sie es für das Klügste hielt, sich 
mit dem Gegebenen abzufinden und auf die geplanten Bau- 
fluchtlinien zu verzichten. Ein anderes Mal erklärte ein 
Bauherr, dessen Haus nicht in dem festgesetzten Alignement 
stand, es sei ihm ganz egal, ob der Rat damit zufrieden sei, 
und die Kommission protokollierte pflichtgemäß diese wenig 
respektvolle Äußerung und verzichtete auf weiteres. Es 
stand eben bös mit der Möglichkeit, Fluchtlinien vor- 
zuschreiben, solange man keine gesetzliche Grundlage für 
solches Vorgehen hatte. Dazu kam nun noch, daß man all- 
zugroße Deutlichkeit und Präzision der obrigkeitlichen Bau- 
linienfeststellung nicht nachrühmen konnte. Man sollte 
bauen: in der Verlängerung der Fluchtlinie eines schon 
stehenden Hauses oder in einem gewissen Abstand von einer 
solchen, oder man verlangte auch das Einhalten einer Linie 
von einem Feldstein nach einer Ackerecke. Es war demnach 
kein Wunder, wenn die obrigkeitlichen Vorschriften nicht 
allzustreng eingehalten wurden und sich später allerlei Un- 
zuträglichkeiten herausstellten. 

Einen mathematisch festgestellten Neubauplan finden 
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wir erstmalig im Jahre 1834. Die Syra war infolge eines 
Wolkenbruches plötzlich aus den Ufern getreten und hatte 
einige 30 Häuser total weggerissen, weitere 40 stark beschädigt. 
Um solchen Vorkommnissen entgegenzutreten (auch 26 Men- 
schen waren umgekommen), beschloß man, das Bett des 
Baches zu erweitern und gerade zu legen. Da hierzu eine 
teilweise Veränderung der Straßen erforderlich war, ließ man 
von dem staatlichen Chausseeinspektor einen Riß herstellen. 
Für die Durchführung des bisherigen baupolizeilichen Ver- 
fahrens bezeichnend ist wohl, daß nun sämtliche Baugewerke 
aufs Rathaus bestellt wurden und sich unterschriftlich bei 
5 Taler Strafe verpflichten mußten, nicht gegen diesen Riß 
zu bauen, und vor jedem Bau einen Riß des Gebäudes dem 
Magistrat vorzulegen. — Danach scheint bald die Einreichung 
eines Baurisses vor jedem Bau allgemein verlangt worden 
zu sein. So wurde bereits im Februar 1835 die Bauerlaub- 
nis zu einem Bau nicht erteilt, solange der Bauriß nicht 
eingereicht sei. Und im Jahre 1838 kann der Rat be- 
stimmen, daß künftig die Risse in zwei Exemplaren und mit 
Hinzufügen eines Situationsplanes eingereicht werden müssen. 
Von einer Möglichkeit, Geldstrafen gegen die Bauherren nicht 
genehmigter Bauten auszusprechen, ist aber vor 1844 nicht 
zu reden. 

Neben die Ansätze des Hausbaurechtes tritt in noch 
ausgesprochener embryonalem Zustande der Anfang eines 
Straßenbaurechtes. Allerdings war ein solches gemäß der 
geringen Nachfrage nachneuen Häusern, das sich noch dazu wohl 
meist durch Bebauung bisher als Garten benutzter Flächen 
befriedigen ließ, von geringer Bedeutung. Interessant ist 
uns deshalb ein Aktenstück, das uns Aufschluß über eine 
regelrechte Stadterweiterung nach modernem Muster aus 
dem Jahre 1799 gibt. Der Sachverhalt ist folgender: 
Zwischen einem Garten und einem Feld läuft ein Feldweg. 
Der neue Besitzer des Gartens will parzellieren und 
hat auch schon 13 Baustellen verkauft. Der Nachbar auf 
der anderen Seite des Weges beschließt, dasselbe Geschäft 
zu machen, und verkauft seinerseits 6 Bauplätze. Da die 
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ersterwähnten Käufer die Front ihrer Häuser nach dem 
Wege richten wollen und sich mit ihren Gegenübern nicht 
einigen können, wenden sie sich an den Bat. Sie erbieten 
sich, einen Streifen von 8 Ellen von ihren Grundstücken zu 
einer künftigen Straße liegen zu lassen, unter der Voraus- 
setzung, daß ihre Gegentiber dasselbe tun. Täten jene das 
nicht, so drohen sie, die Front ihrer Häuser nach der 
anderen Seite zu richten und jenen die Privete zuzukehren. 
Von der anderen Seite wollen einige sich auf nichts einlassen ; 
sie erklären, sie könnten mit ihrem Eigentum tun und 
solches gebrauchen, wie sie wollten. Durch die Bemühungen 
des Rates kommt schließlich ein Vergleich zustande, nach 
dem die zweiterwähnten für die Abtretung eines Streifens 
von 8V4 Ellen anderweit mit 500 Quadratellen entschädigt 
wurden. Sowohl bei dieser Transaktion als bei den Ver- 
handlungen sehen wir auch die beiden Parzellanten noch 
eine wichtige Rolle spielen. 

Der. Fall zeigt uns in weiterer Ausführung des oben für 
das Hausbaurecht Nachgewiesenen, daß man damals ein öffent- 
liches Interesse, das bei diesen Vorgängen berücksichtigt 
werden mußte, nicht kannte. Die Schäden mußten hand- 
greiflich werden, ehe man zu einer rechtlichen Regelung 
schritt. Nur als Einigungsinstanz zur Schlichtung privater 
Streitigkeiten kommt die Obrigkeit überhaupt mit der 
Materie in Berührung 1 . Weiter läßt sich feststellen, wie 
wenig gleichmäßig schon damals die Lasten der Stadter- 
weiterung verteilt waren; schon damals trug der Unter- 
nehmer, der die Initiative ergriff, gegenüber seinem Nachbar, 
der die Entwicklung abwartete, den Hauptteil der Unkosten. 
Und schließlich läßt sich erkennen, daß schon in dieser 
frühen Epoche städtischer Entwicklung der Wert des Bau- 
landes (auch vor den Toren der Stadt) beträchtlich über 
dem des Ackerlandes gestanden hat. Denn ohne ent- 



1 Dem steht allerdings auch das Fehlen jeder Verpflichtung gegen- 
über, Entschädigung für das zur Straße liegen gelassene Areal zu 
zahlen. Diese Auffassung hat bekanntlich von jeher zum Unterschied 
von anderen deutschen Staaten bis heute in Sachsen geherrscht. 
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sprechenden Verdienst beim Verkauf der Baustellen hätte 
der spekulative Erwerber und Parzellant des Grundstückes 
nicht die Gesamtlasten der Strafienlandbeschaffung tragen 
können. Schließlich muß noch auf die Energie des Vor- 
gehens aufmerksam gemacht werden: Nicht weniger als 
23 neue Häuser wurden damals gleichzeitig an einer Straße 
aufgeführt. Ob diese stoßweise Expansion uns zu dem 
Schluß berechtigt, daß damals — obwohl es doch Mauern 
mit einschränkender Wirkung nicht mehr gab (vergl. den 
Plan von 1732) — die Ausdehnung der Stadt mit Schwierig- 
keiten zu kämpfen hatte, diese Frage können wir mangels 
eingehenderer Angaben hier nicht beantworten. 

Über die Wohnungsverhältnisse jener Zeit läßt sich nicht 
viel sagen. Sie mögen sich von denen in anderen Klein- 
städten nicht unterschieden haben: Die Wohnungen waren 
ärmliche Häuschen, wie ihrer einige bis auf unsere Tage 
gekommen sind, aus Lehmfachwerk gebaut und mit Schin- 
deln gedeckt. Über ihren Wert gibt die im Jahre 1843 er- 
folgte Einschätzung zur Grundsteuer Auskunft. 

Bei dieser wurde ein Durchschnittsmietertrag von 50,62 
Taler pro Gebäude ermittelt; der Mietaufwand pro Haushaltung 
stellte sich auf 15,52 Taler, pro Kopf auf 3,21 Taler. Den 
Durchschnittswert des Gebäudes berechnet die amtliche Sta- 
tistik * bei Annahme einer 5 resp. 6 prozentigen Verzinsung 
(die amtliche Zusammenstellung rechnet mit Zinssätzen von 
3 und höchstens 6 %, scheint also diesen Satz als den 
höchsten landesüblichen Zinssatz anzunehmen!) auf 1266 
resp. 1687 Taler. 

Die Straßen waren unregelmäßig, eng und krumm, im 
Innern der Stadt bereits mit Pflaster versehen; Schleußen 
existierten gleichfalls, aber nur für die älteren Stadtteile 
und in etwas fragwürdigem anstände ; als Vorflut diente die 
Syra, die bei niedrigem Wasserstand ihren Unwillen über 



1 Zeitschrift der K. Sachs. Stat. Büros 1858, S. 37. — Daß die Ein- 
schätzung nicht nach dem wirklichen Mietertrag, sondern nach Typen 
erfolgte, schadet der Zuverlässigkeit dieser Ersteinschätzung nicht. 

Meiner, Bodenspekulation. 2 
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diesen Mißbrauch in beredter Weise den Nasen der Bürger 
zu übermitteln wußte, was dem Rat Veranlassung gab, zu 
beschließen, sie alljährlich einmal auszuräumen. Doch alle 
diese heute wahrscheinlich schwer erträglichen Übelstände 
empfand man damals entweder noch nicht oder man wußte 
sich damit abzufinden, da man ja auch keine Möglichkeit 
einer Abhilfe kannte. Die schlechte Bauart der Häuser 
allerdings führte vielfach zu Bränden, von deren größtem 
im Jahre 1844 wir eine neue Epoche der Stadtbaugeschichte 
datieren. Die Wohnungsnot, die auf solche Unglücks- 
fälle regelmäßig folgte, verlor ihre schlimmsten Schrecken 
durch die bereitwillig gegenseitig gewährte Unterstützung. 



II. Kapitel. 

Die Zeit von 1844—1871. 

§ 4. Die Folgen des Stadtbrandes vom 9./10. September 1844 

für das Baureeht. 

Den Anlaß zur Kodifizierung des in Geltung befindlichen 
Rechtes sowie zur weiteren Ausgestaltung desselben über 
das bisher Übliche hinaus gab eine Katastrophe, auf die wir 
deshalb näher eingehen müssen. 

In der Nacht vom 9./10. September 1844 brannten 
107 Wohnhäuser mit vielen Hintergebäuden nieder; 1/6 bis 
1/7 der ganzen Stadt lag in Asche. Infolge des Unglückes 
sandte die Regierung zwei Staatskommissare ab (davon den 
einen speziell für die Landes-Immobiliar-Brand Versicherungs- 
anstalt), mit außerordentlichen Vollmachten wie es scheint, 
um das ganze Bauwesen neu zu ordnen und eine Zeitlang 
eingehend zu überwachen. Zur Seite trat den Kommissaren 
eine aus Stadtrat, Stadtverordneten und Bürgerschaft gleich- 
mäßig zusammengesetzte Kommission. Die rechtliche Seite 
des Verhältnisses zwischen den beiden Teilen ist nicht ganz 
klar, jedoch scheint formell das Selbstverwaltungsrecht in 
keiner Beziehung angetastet worden zu sein. Gezwungen 
durch den dringenden Notstand arbeitete die Kommission 
erstaunlich rasch. Jeder Wiederaufbau auf den Brandstätten 
ohne ausdrückliche Genehmigung der Kommission wurde 
alsbald verboten. Dann wurde ein Neubauplan samt Regu- 
lativ für das betroffene Gebiet aufgestellt und (nachdem er 
den Stadtrat, den größeren Bürgerausschuß, die Kreis- 
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direktion passiert hatte) schon am 2. November desselben 
Jahres vom Ministerium des Innern genehmigt. 

Der Plan brachte eine durchgehende Verbreiterung der 
Straßen auf 15 und 20 Ellen (ä 0,56038 m), außerdem aber 
eine ganz modern anmutende Umlegung. Es wurden näm- 
lich zwei kleine dreieckige Plätze zu einem Platz von Recht- 
eckform zusammengeworfen und außerdem eine neue Straße 
durchgeführt, die Bahngasse, in der ausgesprochenen Ab- 
sicht, eine direkte Verbindung zu dem für die nächste Zeit 
zu erwartenden Bahnhof zu schaffen. Die Kosten der Um- 
gestaltung trug die Stadt, doch gewährte das Ministerium 
und die Brandversicherungsanstalt Zuschüsse. 

Zur Durchführung der im Interesse der baulichen Aus- 
nutzung der Grundstücke liegenden Grenzveränderungen, 
sowie zur Sicherung des Grunderwerbes für die Verbreite- 
rung der Straßen und für die Durchführung einer neuen 
traf das dem Neubauplan beigegebene Regulativ ausreichende 
Vorkehrungen. 

§ 4 desselben lautet: Da durch den vorgeschriebenen 
Neubauplan die Stadt Plauen vor künftigem Feuer tunlichst 
sicher gestellt werden soll, so ist auch der Ausführung des- 
selben jedes Privatinteresse untergeordnet und deshalb jeder 
Grundeigentümer rechtlich verbunden, sowohl denjenigen 
Teil seiner Besitzungen, dessen Abtretung für nötig erachtet 
wird, abzugeben, als auch erforderlichen Falles seine Brand- 
stätte gänzlich zu verlassen, und mit einem anderen bisher 
bebauten oder unbebaut gewesenen Platze in oder außerhalb 
der Stadt zu vertauschen und zwar ohne Unterschied, ob 
der hiernach abzutretende Raum zu Straßen, Wegen, freien 
Plätzen und anderen öffentlichen Anlagen und unmittelbar 
verwendet oder an einzelne private Interessenten zum Be- 
huf der unter diesen zu bewirkenden Ausgleichung über- 
wiesen wird. 

§ 6. Entschädigungsansprüche solcher Grundeigentümer, 
welche infolge der angeordneten baupolizeilichen Maßregeln 
zur Abtretung von Grund und Boden genötigt sind, und 
dafür durch Zuweisung eines anderen Flächenraums nicht 
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Ersatz erhalten, werden, sofern sie überhaupt verfassungs- 
mäßig begründet sind, durch die Lokalbaukommission er- 
mittelt und festgestellt und entweder durch den, zu dessen 
Eigentum der abgetretene Raum geschlagen wird, oder von 
der Kommune geleistet. 

Wie aber stand es mit der Verfassungsmäßigkeit dieses 
Ortsgesetzes, das die Enteignungsbefugnis als etwas so Selbst- 
verständliches aussprach? War die Erteilung dieses Rechtes 
durch das Ministerium berechtigt und in Staatsgesetzen vor- 
gesehen ? 

Wir schlagen zunächst das Gesetz nach, das speziell für 
die Wahrung der öffentlichen Interessen nach Bränden 
Sorge trägt. Hier in dem Gesetz, die Einrichtung der alterb- 
ländischen Immobiliar-Brandversicherungsanstalt betreffend, 
vom 14. November 1835, finden wir in § 75, 2. Absatz 
folgende Bestimmung: 

Wo große Feuersbrünste gewesen, ist von den Obrig- 
keiten, nötigenfalls unter Anleitung besonderer von den be- 
treffenden Regierungsbehörden zu verordnenden Kom- 
raissarien .... vor dem Angriffe der Neubaue Seiten der 
•einzelnen Abgebrannten ein allgemeiner Bauplan unter tun- 
lichster Schonung der betreffenden Verhältnisse zu entwerfen 
und vorzuschreiben, um neuer Feuersgefahr für die Zukunft 
vorzubeugen .... 

Wenn dieses Gesetz also gestattete, im öffentlichen 
Interesse für Neubauten Vorschriften zu erlassen — über die 
Art der Durchführung einer Fluchtlinienänderung, darüber, 
ob die nötigen Landabtretungen nur durch Versagen der 
Bauerlaubnis oder durch förmliche Enteignung erzwungen 
werden könnten, ließ es sich nicht aus. Sofern es sich ledig- 
lich um Straßenverbreiterungen handelte, konnte man sich 
auf das Mandat, den Straßenbau betreffend vom 28. April 1789 
beziehen, das den Straßenbau in Städten, Dörfern und auf 
dem Lande gemeinsam regelte. 

§ 10 lautete dort: . . „Und daferne die vorbeschriebene 
gesetzmäßige Breite nicht überall vorhanden ist, so sind die Be- 
sitzer der an der Straße liegenden Grundstücke die ermangelnde 
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Breite von besagten Grundstücken abstechen zu lassen und 
herzugeben schuldig, jedoch ist in Ansehung der, nach Unter- 
schied der Fälle entweder unentgeltlichen Abtretung des er- 
forderlichen Terrains oder der für selbiges denen Eigen- 
tümern zu leistenden Vergütung, es allenthalben ebenso zu 
halten , wie im ersten Paragrapho im Betreff des zu denen 
Seitengräben abzutretenden Landes verordnet worden." 

(§ 1 setzte die Entschädigung nach Maßgabe des wahren 
Ertrages der von dem abgetretenen Boden gehabten Nutzung 
fest). 

Aber in Plauen handelte es sich auch um An- 
legung einer ganz neuen Straße, und auch für diese war 
ohne weiteres das Enteignungsrecht erteilt worden. Auf 
Grund welchen Rechtes? 

Da es ein umfassendes Enteignungsgesetz in Sachsen vor 
1902 nicht gab, können wir hier lediglich die Bestimmungen 
der Verfassungsurkunde vom 4. September 1831 heranziehen» 
Sie lauten in § 31: 

„Niemand kann gezwungen werden, sein Eigentum oder 
sonstige Rechte und Gerechtigkeiten zu Staatszwecken ab- 
zutreten, als in den gesetzlich bestimmten, oder durch 
dringende Notwendigkeit gebotenen, von der obersten Staats- 
behörde zu bestimmenden Fällen und gegen Entschädigung, 
welche ohne Anstand ermittelt und gewährt werden soll. 

Entsteht ein Streit über die Summe der Entschädigung, 
und der Eigentümer oder der Berechtigte will sich bei der 
Entscheidung der Verwaltungsbehörde nicht beruhigen, so 
bleibt ihm unbenommen, die Sache im ordentlichen Rechts- 
wege zur Erledigung zu bringen; es ist aber einstweilen 
die Abtretung zu bewirken und die von jener Behörde fest- 
gesetzte Summe ohne Verzug zu zahlen 1 ." 



1 Man beachte übrigens die große Zweckmäßigkeit der Fassung 
der Vorschriften über die Bestimmung der Enteignungsfälle sowie über 
die Ermittlung der Entschädigung, die das Verfahren in keiner Weise 
aufhält, gegenüber den entsprechenden Bestimmungen in Preußen und 
Bayern. 
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Gesetzlich war nun das Enteignungsrecht nach Brand- 
fällen nicht geregelt; da aber in unserm Falle von Dring- 
lichkeit wohl geredet werden darf und die oberste Staats- 
behörde ihre Genehmigung zur Anwendung der Enteignung 
erteilt hatte, so scheint alles in schönster Ordnung. Aber 
es scheint wohl nur so. Denn die Verfassung spricht nur 
von Staatszwecken, und hier handelte es sich um das 
lokale Interesse einer einzelnen Gemeinde (diese peinliche 
Scheidung hat wenigstens ein späterer Landtag gemacht). 
Ob nun die Enteignungshandlungen auf Grund einer irrtüm- 
lich erteilten Vollmacht votgenommen worden sind, oder ob 
es sich hier gar um eine Konsequenz des alten Selbstver- 
waltungsrechts der sächsischen Gemeinden handelt, von der 
das Ministerium in den 60 er Jahren viel zu erzählen wußte, 
damit können wir uns hier nicht länger befassen. Es muß uns 
genügen, festzustellen, daß die Stadt Plauen das Ent- 
eignungsrecht unbestritten für sich in Anspruch nehmen 
konnte. 

An dem Gesetze ist uns noch eins interessant, nämlich 
die Art der Entschädigung. Als Norm wird angesehen, daß 
sie nicht in Geld, sondern in einem anderen Bauplatze ge- 
leistet wird. Dieses Verfahren wurde wohl gewählt zur 
möglichsten Schonung der Besitztitel und der mit der An- 
sässigkeit verbundenen Rechte. Daraus, daß es die Stadt- 
verwaltung selbst übernahm, für die Bauplätze zu sorgen, 
läßt sich schließen, daß in solchen genügendes Angebot nicht 
vorhanden war. Die Stadt verschaffte sich die Plätze da- 
durch, daß sie Scheunen, deren Beseitigung zur Verringe- 
rung der Feuersgefahr diente, freihändig ankaufte, die Bau- 
lichkeiten niederlegte und dann die Baustellen weiter 
vergab. 

Um für die Fälle, in denen eine Einigung nicht zustande 
kommen sollte, möglichst für glatte Abwicklung zu sorgen, 
wurde ein Tarif über die für Grund und Boden und die für 
Maurerwerk zu zahlenden Preise aufgestellt und ins Gesetz 
aufgenommen. Selbstverständlich galt dieser Tarif nur, so 
weit die Parteien nicht von der in der Verfassungsurkunde 



— 24 — 

gewährleisteten Freiheit, gerichtliche Feststellung zu ver- 
langen, Gebrauch machten. Nach dem Tarif sollte gezahlt 
werden : 

Für jede Quadratelle (= 0,32079 qm) Grund und Boden : 

a) von Gebäuden und Hof räum 8 Neugr. 

, x ~ ^ f innerhalb der alten Stadtmauern . 3 „ 

b) Gemüsegarten: { ^^ ^ ^ , . . 2 „ 

, r f innerhalb der alten Stadtmauern . . 2 „ 

' g ' l außerhalb „ „ „ ... 1 n 5 Pfg. 

d) Wiesen 1 „ 2 „ 

e) Feld - „8 „ 

Diese amtliche Taxe erkannte also das Vorhandensein 
verschiedener Wertklassen des Bodens je nach Benutzung 
und Lage an; der Wert der Baustelle innerhalb der Stadt 
stellte sich auf 2.50 Mk. pro qm,^der eines Stückes Feld 
auf den zehnten Teil. 

Die Umlegung allein genügte natürlich noch nicht, um 
die aufgebauten Stadtteile feuersicher zu machen. Es mußte 
für die Bauten nähere Bestimmung über ihre Ausführung 
getroffen werden. Das geschah in der Bauordnung vom 
1. November 1844, die vom Stadtrat und größeren Btirger- 
ausschuß geprüft und von der K. Kreisdirektion auf Grund 
einer Verordnung des Ministerium des Innern mit kleinen 
Abänderungen genehmigt wurde. 

Die Bauordnung stellte das formale Baurecht auf eine 
wesentlich erweiterte Grundlage. Alle Bauten, mit einziger 
Ausnahme hölzerner, von der Straße nicht sichtbarer Garten- 
lauben, und alle Reparaturen, die eine Feuerungsanlage oder 
die Außenseite oder sonst einen wesentlichen Teil des Ge- 
bäudes betrafen, mußten vorher von der Lokalbaupolizei- 
behörde genehmigt werden. Zu dem Zweck mußten zwei 
Exemplare des Baurisses und bei Neubauten außerdem noch 
ein. Situationsplan des Grundstückes eingereicht werden 
(§ 7). Von diesem Plan verblieb ein Exemplar bei der Be- 
hörde. Die Genehmigung des Baues konnte unbedingt oder 
unter gewissen Bedingungen erteilt oder unter Angabe der 
Gründe verweigert werden. Jede Genehmigung galt nur auf 
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2 Jahre (§ 8). Zur Durchführung dieser Bestimmungen 
wurde festgesetzt, daß Bauende, welche vor erhaltener Ge- 
nehmigung des Baues diesen selbst in Angriff nehmen oder 
nehmen lassen, sich nicht nur die Wiederherstellung des 
vorigen Zustandes und daher namentlich die Wiederabtragung 
der ausgeführten Bauwerke auf ihre Kosten gefallen zu 
lassen haben, sondern es verfallen auch nach Ermessen der 
Behörde sowohl der Bauunternehmer, als auch alle Bau- 
gewerken zusammen, ein jeder Teil in eine Geldstrafe von 
10 Talern (§ 9). Diese für die damaligen Verhältnisse hohe 
Summe wurde auch in mehreren Fällen bei nur geringfügigen 
Vergehen rigoros eingetrieben. 

Die Bauordnung regelte sodann das gesamte Bauwesen 
nach seiner materiellen S^.ite mit Bücksicht auf die 4 Punkte : 
Feuersicherheit, Gesundheit, Verkehr und Schönheit, und 
stellt als allgemeinen Grundsatz voraus, daß niemand der 
öffentlichen Sicherheit, Wohlfahrt und Zierde der Stadt zum 
Nachteil bauen dürfe. 

Der Feuersicherheit diente das absolute Verbot jedes 
Fachwerkbaues, nur noch massive Häuser mit Brandmauern 
durften aufgeführt werden; auch die Anforderungen an 
Kamine, Schornsteine, Bedachung und Treppen wurden genau 
fixiert. Die Anlage von Dachstuben mit Feuerungsanlagen 
sollte ebenfalls gänzlich verboten sein, ohne daß sich in- 
dessen das Verbot durchführen ließ. 

Scheunen sollten nur in bestimmter (j e nac ^ den Ter- 
rainverhältnissen verschiedener) Entfernung von dem nächsten 
bewohnten Haus errichtet werden dürfen (§ 47). 

Für die hygienische Einrichtung sollte die Bestimmung 
sorgen, daß Luft, Licht und Raum in dem erforderlichen 
Maße beschafft werden müsse (§ 10). Die Zimmer sollten 
mindestens 5 Ellen im Lichten (= 2,85 m) hoch sein, die 
Hofräume sollten nicht zur Ungebühr verbaut oder verengt 
werden; den Gebäuden durfte das nötige Licht nicht ent- 
zogen werden; bei Feuersgefahr sollte es nicht an dem 
nötigen Raum fehlen (§ 11). Die Höhe der Gebäude wurde 
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folgendermaßen bestimmt (§ 18): Die Zahl der Stockwerke 
mit Einschluß des Erdgeschosses durfte betragen 

a) auf dem Markt und anderen freien Plätzen höchstens 
4 und nicht unter 3, 

b) auf breiten Straßen, welche durchschnittlich eine 
Breite von wenigstens 16 Ellen und darüber erhielten, 
höchstens 3 und nicht unter 2, bei allen übrigen Straßen 
und Gassen von geringerer Breite aber, nicht über und unter 
zwei Stockwerken. 

Der Lokalbaupolizeibehörde blieb überlassen, dafern ihr 
die Baue zu hoch erschienen, die Mindesthöhe noch weiter 
herabzusetzen. 

Auffallend an den Bestimmungen ist vor allem die 
Fixierung einer Mindeststockwerkszahl, die ausgesprochener- 
maßen ästhetischen Zwecken diente; sie wurde vielfach von 
den Bauunternehmern als drückend empfunden, da sie gern 
niedriger gebaut hätten. 

Dem Verkehr dienen sollte die Vorschrift des § 10, daß 
die Stellung der Gebäude, Gehöfte und Gärten, sowohl was 
die Entfernung von den öffentlichen Wegen als die Richtung 
zu denselben angehe, von der Genehmigung der Baupolizei- 
behörde abhänge und daß im allgemeinen nur parallel bezw. 
im rechten Winkel gebaut werden dürfe. Das Traufrecht, 
d. h. das Recht, die Wässer des Daches auf die Straße in 
großem Bogen ablaufen zu lassen, worin wohl noch die Er- 
innerung an das private Eigentums- und Benutzungsrecht 
der Straßen lebte, wurde eingeschränkt und so mit der Be- 
seitigung eines Verkehrshindernisses begonnen. Ebenso 
wurden Erker- und sonstige Vorbaue sowie Kellereingänge 
von der Straße verboten. 

Auch für die Schönheit sorgte man, beispielsweise durch 
die Anweisung, daß Häuser, welche ihren Verhältnissen nach 
auf Schönheit Anspruch machen, möglichst flache Dächer 
haben müssen (§ 32). Es folgte noch die Vorschrift, daß 
bei Verzierungen auf einfachen und edlen Stil zu sehen, 
Überladungen und Mißverhältnisse aber (§ 10), sowie zweck- 
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lose Verzierungen und Malereien an den Fassaden der 
Häuser zu vermeiden seien (§ 58). Für das wirtschaftliche 
Leben wichtiger ist die oben erwähnte Bestimmung der Ge- 
schoßzahl aus ästhetischen Gründen. 

Von hervorragender Wichtigkeit für die Entwicklung 
des Stadterweiterungsrechtes ist § 16. 

Derselbe bestimmt : Die Errichtung von Bauten auf bis- 
her unbebautem Gelände, sowie die Anlegung neuer Straßen 
und Gassen darf stets nur nach allgemeinen von der Lokal- 
baupolizeibehörde im voraus festzustellenden und zu ge- 
nehmigenden Plänen erfolgen, wobei besonders auf Anlegung 
gerader Straßen, Gassen und freier Plätze, soviel es nur 
immer tunlich, Rücksicht zu nehmen ist. 

Damit war bestimmt, daß nur noch auf Grundlage eines 
Stadterweiterungsplans gebaut werden dürfe. Wer diesen 
festzustellen habe, ob die Privaten oder die Behörde, war 
allerdings nicht ganz klar gesagt. Anfangs hielt man diese 
Arbeit jedenfalls für Aufgabe der Stadt; später mußten die 
Privaten selbst dafür sorgen, bis in neuester Zeit wieder 
die Stadt die Wichtigkeit eigener Initiative erkannt hat. 

Die Feststellung des ersten die ganze nähere Umgebung 
umfassenden Neubauplans erfolgte seitens der Stadt unter 
Mitwirkung der Kommissare. Eine Neuvermessung der Stadt 
war bereits vor dem Brande begonnen worden. Nun wurden 
die Straßenlinien eingezeichnet. Schon dieser Ausdruck ist 
bezeichnend für die Art der Arbeit, die da geleistet wurde. 
Man nahm das Lineal und zog ein Netz von Quadraten, ohne 
sich um die Bodenverhältnisse (von den steilsten Abhängen 
abgesehen, die man einfach ausließ) irgend zu kümmern. 
Und dieses Schema brachte man zur Herrschaft, bewußt 
und — im Namen der Schönheit! Da eine gerade Linie 
auf dem Papier schöner schien als eine gebrochene, so war 
es Glaubenssatz, daß eine Einknickung der Straße auch un- 
schön sei; man schwärmte für unabsehbar geradlinig fort- 
laufende Straßen. Für die Anlage des Straßennetzes war 
nach einem Gutachten des Technikers die parallele Anlage 
der Baulinien ebenso wichtig wie die rechten Winkel. Ja als 
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in den 60 er Jahren ein Bebauungsplan für die Bahnhofs- 
vorstadt aufgestellt werden sollte und man zwei Entwürfe 
auf ihre Güte hin vergleichen sollte, machte man das so, 
daß man abzählte, welcher Plan die wenigsten stumpfen und 
spitzen Winkel hatte und erkannte auch richtig den für den 
besten an, der infolge Nichtberücksichtigung stehender Ge- 
bäude undurchführbar war! 

Indes diese Lächerlichkeiten hatten doch einen sehr 
realen wirtschaftlichen Hintergrund. Ganz abgesehen davon, 
daß, nachdem sich die engen, winkeligen, vielfach ge- 
wundenen Gassen früherer Bauweise so verderblich gezeigt 
hatten, eine Reaktion nur zu verständlich war, ist es noch 
heute eine der schwersten Aufgaben des Architekten, in 
einem spitzwinkeligen Grundriß „Wohnungen" herzustellen. 
Damals waren die Baumeister der kleinen Landstadt wohl 
überhaupt noch nicht imstande, derartige Häuser zu kon- 
struieren, und wenn doch, so waren sie bedeutend teurer. 
Einige spitzwinkelige Straßenkreuzungen zeigen uns, daß 
man, in solche Lagen versetzt, lieber einen Teil des Bodens 
unbenutzt liegen ließ, um nur rechtwinkelig bauen zu 
können. Auf diese Weise sind wohl die sägeförmigen Haus- 
linien entstanden, wie man sie mitunter antrifft. Aber auch 
ohne dies ist das Rechtecksystem sicher das sparsamste, 
was Entziehung von Boden für Straßenzwecke und Aus- 
nutzungsmöglichkeit anbelangt \ 

Das Inkrafttreten des Planes verzögerte sich lange Zeit. 
Die Stadtverordneten nämlich hatten Bedenken (wie wir 
solche noch in gar nicht weit zurückliegenden Perioden an- 
treffen), ob es nämlich ratsam sei, Baulinien so auf Vorrat, 
womöglich auf ein Jahrhundert hinaus zu bewilligen. Es 

1 Hingewiesen sei auch noch auf den Unterschied zwischen 
Verkehrs- und Wohnstraßen. Damals baute man Wohnstraßen; ob 
sie schlecht zugänglich und steil waren, kam nicht so sehr in Betracht. 
Heute verlangt die Verkehrsstraße, die, richtig verstanden, nicht die 
nächste Verbindung zweier Punkte, sondern möglichst vieler Punkte 
miteinander ist, etwas anderes als die unendliche Gerade. (Siehe den 
Oanale grande in Venedig). 
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spricht sich hier deutlich das instinktive Mißtrauen aus, die 
Ungewißheit einer künftigen Entwicklung gegenüber, der 
der schematische Plan ein Hindernis sein kann. Schließlich 
drang der Rat mit seiner Ansicht von der Notwendigkeit 
des Planes für eine ruhige Entwicklung durch. 1859 aller- 
dings erst lag die Bestätigung der Kreisdirektion vor. 

Als letzte der im Anschlüsse an den Brand von 1844 in An- 
griff genommenen gesetzlichen Maßnahmen ist die Straßen- 
bauordnung zu erwähnen, die die Leistungen der Anlieger 
beim Straßenbau regeln, sowie die nötigen Vorschriften für den- 
selben enthalten sollte. Sie trat erst im Jahre 1871 in Kraft, 
kann uns deshalb hier nicht beschäftigen. In die Schuld an 
der Verzögerung dieses für die Entwicklung der Stadt so 
wichtigen Gesetzes teilen sich gleichmäßig die Organe der 
Stadt und die übergeordneten Behörden, welch letztere die 
Genehmigung mehrfach verweigerten, weil erst die Bauord- 
nung revidiert werden müsse. (Die Bauordnung von 1844 
ist heute noch nicht revidiert und gilt in den Teilen, in 
denen sie nicht durch landesgesetzliche Bestimmungen auf- 
gehoben worden ist, noch heute!) — Wir werden infolge- 
dessen die Entwicklung des Anliegerrechts erst später ver- 
folgen. 

Ob der Stadt für Straßenherstellungen im Stadterweite- 
rungsgebiet ein Enteignungsrechtzur Verfügung stand, 
ist eigentlich für die Praxis ziemlich irrelevant — denn die 
Straßenbauten erfolgten durchweg auf private Initiative. 
Doch ist das Problem einmal von theoretischem Interesse, 
dann aber ist es auch für die Stellung der Behörden den 
Privatinteressen gegenüber nicht unwesentlich, ob sie diesen 
gegebenenfalls auf Gnade und Ungnade ausgeliefert waren. 
Für Straßen Verbreiterungen galt nun das schon oben 
zitierte Mandat von 1789, für den wichtigsten Fall aber, die 
Anlage ganz neuer Straßen, war nirgends eine Bestimmung 
zu finden, die eine Enteignung ermöglicht hätte. 
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§ 5. Die Stadterweiterung. Richtung und Verfahren 

derselben. Bodenpreise. 

a) Die Richtung der Stadterweiterung. 

Die Einwohnerzahl mit der Plauen in diese Periode ein- 
trat, war nach der Zählung von 1843 10628. Im Jahre 1871 
dagegen zählte es 23355 Personen. Wie verteilte sich nun 
zeitlich und räumlich der Zuwachs? 

Der ersten Frage können wir durch den Hinweis auf 
die schon oben gegebene Tabelle II Genüge tun, die zeigt, 
daß der Hauptteil an der Zunahme auf das letzte Dezen- 
nium fällt und wohl im Zusammenhang mit der Einführung 
der Gewerbefreiheit im Jahre 1861 steht, daß aber schon 
die Jahre 1849—52 eine Periode lebhaften Wachstums ein- 
schließen, die anscheinend zusammenhängt mit der Eröffnung 
der Bahnlinie nach Reichenbach 1851, die der schon 
1848 fertig gestellten Teilstrecke nach Hof nachfolgte. 

Die Richtung des Wachstums läßt sich von 1852 an 
näher verfolgen. In diesem Jahre zählte die Altstadt fast 
5000 Einwohner, die nächst große Zahl wies die Neundorfer- 
Vorstadt auf mit über 2500 Einwohnern ; die Bahnhofs-Vor- 
stadt hatte noch nicht einmal 1000 Bewohner, die übrigen 
Vorstädte zwischen 1300 und 1800, die äußere Stadt kaum 
400. War hier die Bahnhofs-Vorstadt noch sehr wenig be- 
deutend, so ist das 1871 anders geworden. In diesem Jahr 
hat zwar die Neundorfer-Vorstadt mit 5856 Personen die 
Altstadt mit 5424 Personen überholt, und auch die Brticken- 
tor- Vorstadt rangiert noch vor der Bahnhofs-Vorstadt, 
diese hat aber mit ihren 3500 Einwohnern prozentual 
die größte Zunahme zu verzeichnen und hat an absoluter 
Größe die Hammertor- und Straßberger- Vorstadt überholt. 
Das Wachstum war in 3 von den 5 Zählungsabschnitten, in 
denen die Einzelkontrolle möglich ist, am größten in der 
Neundorfer-Vorstadt; einmal überwog die Zunahme der 
Brückentor-Vorstadt, und einmal, und zwar in der letzten 
Periode von 1867—71, die der Bahnhofs-Vorstadt. Das Er- 
gebnis erklärt sich im einzelnen dadurch, daß die Neun- 
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dorfer- Vorstadt mit ihren sanft nach Westen zu unmittelbar 
von der Stadt an ansteigendem Gelände zunächst die besten 
Bedingungen für den Anbau bot. Das bedeutende Wachs- 
tum der Brückentor-Vorstadt ist darauf zurückzuführen, 
daß diese infolge der Nähe der im Elstertal gelegenen 
großen Fabriken, der Fabrikarbeiterschaft günstige Wohn- 
gelegenheit gab. Der Bahnhofs- Vorstadt schließlich mußte 
notwendig, sobald erst einmal der tiefe Einschnitt des Syra- 
tals überwunden war, die Nähe des Bahnhofs, von dem sich 
alle anderen Stadtteile sonst entfernten, während hier die 
Bebauung ihm näher rückte, zum Vorteil gereichen (die 
Neundorfer- Vorstadt war durch das tiefe Syratal von ihm 
getrennt, sodaß deren Bewohner jedesmal den Umweg über 
Altstadt und Bahnhofs- Vorstadt nehmen mußten). Das dieses 
Wachstum in der letzten Periode aber so stark wurde, hat 
zweifellos seinen Grund nur darin, daß, wie hier gleich vor- 
greifend erwähnt sei, die Bahnhofs-Vorstadt der einzige 
Teil des Stadterweiterungsgebietes war, der in den 60 er Jahren 
einen umfassenden Bebauungsplan erhielt. 

Daß die übrigen Vorstädte nicht so sehr wuchsen, kann 
nicht wundernehmen. Denn die Hammertor-Vorstadt, ein- 
gezwängt zwischen Schloßberg und Elster, bot zunächst nur 
wenig Baum für Anbauten ; die Straßberger Vorstadt besteht 
im wesentlichen nur aus einem Streifen längs der gleich- 
namigen Straße; bei der äußeren Stadt wird niemand über 
die geringe Zunahme erstaunen. 

b) Das Verfahren bei der Stadterweiterung. 

Die Bodenpreise. 

Da das eigentliche Stadterweiterungsrecht, wie wir oben 
sahen, eine gesetzliche Regelung nicht erfahren hatte, war 
der ganze, das öffentliche Interesse so tief in Mitleidenschaft 
ziehende Vorgang der privaten Initiative überlassen. Wir 
verfolgen deshalb eingehend die Tätigkeit jener privaten Ge- 
schäftsleute. 

Zunächst müssen wir uns darüber klar sein, wer die 
Unternehmer der Stadterweiterung waren. Da 
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müssen wir feststellen, daß ursprünglich die Stadterweiterung 
kein Geschäft war, das man um seiner selbst willen, etwa 
des großen Gewinnes wegen, betrieb. Sie war lediglich ein 
unentbehrlicher, kaum besonders gern gesehener Hilfsbetrieb, 
der zum erfolgreichen Betrieb eines alten Handwerks gehörte ; 
ein Hilfsbetrieb, dessen Ausübung keine Fachkenntnisse be- 
dingte, denn es handelte sich zunächst nur um die Zer- 
legung landwirtschaftlicher Parzellen in kleinere Parzellen, 
die Baustellen, unter planmäßiger Ausscheidung des Straßen- 
landes. Mitausgeübt wurde diese Tätigkeit von den Bau- 
ge werken, denn in ihrem Interesse lag möglichst gleich- 
mäßige Beschäftigung ihres Betriebes. Ihre Haupttätigkeit 
waren vorerst Reparaturen und die seltenen Neubauten in 
Auftrag. Die verschiedene Intensität der Beschäftigung 
glichen sie durch Errichtung von Spekulationsbauten aus, 
die sie auf zu diesem Zweck erworbenen Feldern ausführten. 
Als dann in den 60 er Jahren Private in größerem Umfange 
auf eigene Rechnung zu bauen anfingen, da war es von 
Wichtigkeit, dem Besteller einen Bauplatz anbieten zu 
können, denn dieser brauchte ja nicht die bisher einzig 
marktgängige Ware der landwirtschaftlichen Parzelle, sondern 
nur ein wesentlich kleineres Stück Land, einen Artikel, wie 
er bisher im Handel nicht existierte. Da aber die Voraus- 
setzung für die Beschäftigung des Baugewerken die Be- 
schaffung des Bauplatzes war, gab es sich von selbst, daß 
der Baugewerke für Bereitstellung genügender Auswahl 
sorgte und Felder erwarb, nicht um sie landwirtschaftlich 
zu nutzen, (wenigstens nicht als eigentlichen Zweck), sondern 
um Baustellen aus ihnen herauszuschneiden; das Terrain- 
geschäft war Nebensache, das Baugeschäft Hauptsache. So 
ist es denn beim Verkauf einer Baustelle selbstverständlich, 
daß der Käufer auch sein Haus vom Verkäufer bezieht; erst 
in späterer Zeit — eben dieser Umstand deutet darauf hin, 
daß es nicht mehr so selbstverständlich war — wird die Be- 
dingung häufiger in die Kaufverträge aufgenommen. Hier- 
durch wird auch die zunächst auffallende Tatsache erklärlich, 
daß der Baustellenhandel erst in den 60 er Jahren einsetzt, 
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während in den 50 er Jahren fast nur mitsamt dem fertigen 
Haus verkauft wird. Die Baustelle war eben noch so sehr 
Nebensache, daß man gar keinen förmlichen Vertrag über 
den Verkauf des Grund und Bodens abschloß. Das Haus 
wurde zwar in Auftrag erbaut; die Abtrennung der Bau- 
stelle erfolgte aber erst bei Ablieferung der Ware, und 
sie war mehr ein Zugabeartikel als ein selbständiger Wert- 
gegenstand. 

Wie war aber der Baugewerke zu dem Land 
gekommen, das er parzellierte und bebaute? 
Zum Teil mag es alter Familienbesitz gewesen sein ; wie es 
ja überhaupt üblich war, daß die Bürger (auch die nicht im 
Hauptberuf landwirtschaftlich tätigen und diejenigen, deren 
Gewerbe Tierhaltung erforderte) ihr Stück Feld vor den 
Toren der Stadt hatten. Immerhin mußten in den meisten 
Fällen die günstig gelegenen Felder erst aus fremder Hand 
erworben werden. 

Wiehoch stellte sich nun der Preis, den die 
Baugewerken für derartige Felder zahlten? Ver- 
weilen wir vorher einen Augenblick bei dem landwirtschaft- 
lichen Wert, den die Parzellen der Stadtflur damals hatten. 
Derselbe muß, ganz abgesehen von der verschiedenen Frucht- 
barkeit, nach den von Thünen an dem Beispiel des iso- 
lierten Staates entwickelten Grundsätzen umso geringer sein, 
je weiter das Land vom Mittelpunkte der Stadt entfernt 
ist. Ermittelt wurden 12 Verkäufe der Jahre 1850 — 52, die 
sich über das ganze Stadtgebiet erstreckten und Preis- 
schwankungen zwischen 12 und 29 Pfg. pro qm zeigten 
(Fälle von Zwangsversteigerung und Erbgang wurden dabei 
unberücksichtigt gelassen). Der Durchschnittspreis betrug 
hier 19,2 Pfg., ebenso hoch ist auffallenderweise der Durch- 
schnittspreis aus sieben in den Jahren 1842 — 56 stattgehabten 
Verkäufen, die Felder in solcher Nähe der Stadt betrafen, 
daß sie zwischen 1862 und 1872 von der Bebauung ergriffen 
wurden. Irgend weitergehende Schlüsse aus diesem Mate- 
rial zu ziehen, erscheint nicht angängig, da es dazu zu gering- 

M einer, Bodenspekulation. 3 
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fügig ist uod zu sehr der Einwirkung von Zufälligkeiten 
ausgesetzt ist. 

Ganz anders sind die Preise für Gelände, das zu Bau- 
zwecken erworben wurde. Leider ist das Material für diese 
nach mancher Richtung hin besonders interessante An- 
fangsperiode nicht besonders reichhaltig. Es liegt zum Teil 
daran, daß die für die Unterbringung des nur geringen 
Menschenzuwachses erforderliche Fläche eben nur klein war, 
daß also überhaupt nur wenig derartige Verkäufe vorkamen ; 
außerdem schieden noch eine Reihe von Verkäufen darum 
aus, weil mitunter der Besitz nur im Ganzen verkauft wurde, 
mit allen Baulichkeiten, Wohnhäusern und der ganzen Ein- 
richtung, da der Besitzer sich zu einer Verkleinerung seiner 
Wirtschaft des einheitlichen, überall ineinandergreifenden Cha- 
rakters derselben nicht verstehen wollte. Er verkaufte ent- 
weder gar nicht oder nur im Ganzen, um sich dann anders- 
wo anzusiedeln. Aus derartigen Käufen läßt sich aber der 
Bodenpreis nicht exakt ausscheiden. Die einzige Möglichkeit 
wäre eine Verteilung des Preises nach den Grundsteuerein- 
heiten, die aber auch mit Notwendigkeit ein falsches Re- 
sultat geben muß, da einmal die Preisentwicklung der ver- 
schiedenen Objekte seit 1843 eine ganz verschiedene war 1 , 
die neuhinzutretenden Objekte aber nach dem fiktiven Wert 
eingeschätzt werden mußten, den sie 1843 gehabt haben 
würden 2 , andererseits lediglich landwirtschaftlichen Zwecken 
dienende Gebäude nur nach dem Bodenwert veranlagt wer- 
den, schließlich das häufig mitverkaufte Inventar ganz außer 
acht gelassen wurde. 

Wir untersuchten das ganze Gebiet der Bahnhofs- Vor- 
stadt rechts der Bahnhofsstraße. Hier verblieben uns Um- 
sätze von Grundstücken mit zusammen 519,4 a, sämtlich in 
den 50er Jahren von Baugewerken zum Zweck der Bebauung 
erworben. Sie brachten zwischen 0,40 und 1,60 Mk. pro qm, im 



1 Vgl. v. Nostiz, Grundzüge der Staatssteuern im Königreich 
Sachsen, § 13. 

2 Vgl. Verordnung des Finanzministeriums vom 23. Nov. 1858, 
abgedruckt bei v. Nostiz, ebenda. 



— 35 — 

Durchschnitt 0,85 Mk. Dabei verteilen sich die Preise ziemlich 
gleichmäßig über die ganze Spannung, so daß kein Anlaß vorlag, 
einige von ihnen lediglich wegen der aus den Kaufverträgen 
nicht beweisbaren Möglichkeit, daß Zubehör mit verkauft 
worden sei, auszuscheiden. Vielmehr scheint die höhere Wertung 
ganz allgemein für Grundstücke in der Nähe der Bahnhof- 
straße gegolten zu haben. Hervorzuheben ist, daß auch der 
niedrigste der hier für Bauland verzeichneten Preise den 
höchsten oben bei den Verkäufen rein landwirtschaftlicher 
Grundstücke erwähnten Wert um die Hälfte übersteigt. 

Die Frage, inwieweit der Erwerber das Grundstück bar 
bezahlte oder wie sehr er auf hypothekarischen Kredit 
resp. das Stehenbleiben eines Kaufpreisrestes angewiesen war, 
habe ich für die ganze oder teilweise in das Viereck Forst- 
straße—Redelstraße — Schloßstraße — Fürstenstraße fallenden 
Grundstücke festgestellt. Es kamen in Betracht von den 
bis 1870 parzellierten Grundstücken insgesamt elf mit einem 
Gesamtflächeninhalt von 602,9 a, davon waren unbelastet im 
Augenblick der Abtrennung der ersten Baustelle neun, und 
nur zwei trugen Kaufgeldhypotheken von 88 resp. 90 °/o des 
Kaufpreises. Diese geringe hypothekarische Belastung muß 
auffallen, denn wir können uns nicht für befugt halten, an- 
zunehmen, daß die Baugewerken so kapitalkräftige Männer 
waren, daß sie die bequeme und billige Art der Geldbeschaffung 
durch Hypotheken verschmäht hätten. Wir müssen wohl 
nach anderen Gründen für ihr Verhalten suchen und wenden 
uns darum den Schwierigkeiten der Zerlegung 
der Parzelle in Baustellen zu. 

Die Liegenschaften nehmen im öffentlichen und privaten 
Recht eine ganz besondere Stellung ein. Das Grundsteuer- 
wesen ist auf dem Parzellarkataster aufgebaut, so daß jede 
Änderung der Grundstticksgrenzen das Interesse der Staats- 
finanzen berührt. Es dürfen also solche nur auf Grund der 
Vermessung durch einen verpflichteten Feldmesser statt- 
finden; es folgt dann die umständliche, die verschiedene 
Bodenqualität berücksichtigende Verteilung der Steuerein- 
heiten, die vom Obersteuerrat in Dresden genehmigt werden 
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muß. Das ganze Verfahren verfolgt den Zweck, daß die 
Zahl der Grundsteuereinheiten im Königreich sich gleich 
bleibt. In keinem Verhältnis zu der Umständlichkeit des 
Verfahrens steht die Tatsache, daß die Belastung jeder Bau- 
stelle nur Pfennige beträgt; denn nach wie vor ist lediglich 
der landwirtschaftliche Nutz ungs wert ausschlaggebend, bis 
das Haus fertig ist und nun eine Neueinschätzung des 
Grundstückes erfolgt. Die durch das Verfahren hervor- 
gerufene, oft Monate währende Verzögerung wiederholt sich 
bei jeder einzelnen Abtrennung, da umfangreichere Zer- 
legungen damals, da noch an die Konsumenten der Wohnung 
direkt verkauft wurde, vermöge deren individuellen Wünschen 
nicht möglich waren. Man konnte ja unter Umständen mit dem 
Bau auch vor der Abtrennung beginnen und hat das sicher 
vielfach auch getan — je mehr es aber üblich wurde, erst die 
Baustelle (formlos) zu verkaufen und dann das Gebäude im 
Auftrag zu errichten, entwickelte sich daraus eine gefährliche 
Rechtsunsicherheit. — Als zweiter Umstand, der, auf dem 
öffentlichen Rechte beruhend, die Zerlegung der Parzellen 
erschweren konnte, ist das Dismembrationsgesetz von 1843 
zu erwähnen, das im Interesse der Erhaltung der bestehen- 
den Betriebsgrößen Verteilung Abtrennungen von den Guts- 
einheiten nur bis zu einem gewissen Maximum ohne weiteres 
gestattete. Da dieses Gesetz aber nicht für die Stadtfluren 
galt, haben wir uns mit ihm erst in einer späteren Periode, 
wenn die Bebauung die Dorffluren erreicht, zu beschäftigen. 
Als aus dem Privatrecht hervorgehende Schwierigkeiten 
sind zu nennen: die dem Boden seit der Bauernbefreiung 
aufliegenden Renten, deren Verteilung ähnliche Umstände 
machte wie die der Grundsteuer, da (abgesehen von der jeder- 
zeit freistehenden Ablösbarkeit , von der damals wenig Ge- 
brauch gemacht wurde) die Akten jedesmal zur Landeskultur- 
rentenbank in Dresden mußten. Daß bei solchen Schwierig- 
keiten der Baumeister es wenn irgend möglich zu vermeiden 
suchte , sich auch noch jedesmal mit einem Hypotheken- 
gläubiger über die Verteilung der Hypothekensumme auf 
die Teilstticke verständigen zu müssen, kann nicht wunder- 
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nehmen. Und da der Hypothekarkredit seiner Natur nach 
nur langfristig sein kann, so finden wir die Mehrzahl der 
Parzellen ganz unbelastet und selten eine Kaufschuld-Rest- 
forderung darauf lasten. 

Wenden wir uns nun den Schwierigkeiten zu, die die 
Stadt im öffentlichen Interesse durch Anforderungen bei 
Erteilung der Bauerlaubnis zu verursachen sich veranlaßt sah. 
Anfangs waren diese nur unbedeutend. Der Bauriß wurde 
genehmigt, wenn er den Anforderungen der Statik und 
der Feuersicherheit und einiger anderer in der Bauordnung 
erwähnter Punkte entsprach. Wie weit man im Anfang das 
Einhalten der Baufluchtlinien eines größeren Planes verlangte, 
ob man hierbei wesentlich über das für die Zeit vor 1844 
skizzierte Verfahren hinauskam, läßt sich nicht feststellen. 
Nach 1859 hatte man den genehmigten Neubauplan, jedoch 
unterlag er zahlreichen Abänderungen, die man bei der Über- 
tragung des Schemas auf die hügelige Oberfläche des Bodens 
sich gefallen lassen mußte oder auch mit Rücksicht auf die 
Besitzverhältnisse eintreten ließ, um keinen der Nachbarn 
dahin zu benachteiligen, daß er mehr als die Hälfte des 
Straßenlandes zu beschaffen hatte. Dadurch verlor der Plan 
schließlich jede Bedeutung. Man half sich dann wohl, indem 
man an das Bestehende in der bisherigen Weise Karree an 
Karree reihte, bis man dann doch die Unzulänglichkeit dieser 
Methode erkennen mußte. Davon später. 

Die Hauptsorge der Behörde war, daß die Häuser einen 
gegenseitigen Abstand von 16 Ellen hatten. Auf alles das 
andere, was heute von einer Straße verlangt wird, leistete 
man Verzicht. Man kümmerte sich nicht um den Straßen- 
bau, die Nivellierung, die Kanalisation, die Zugänglichkeit. 
Den Privaten war es überlassen, für das Notwendigste zu 
sorgen. So erfüllte denn die Anforderung an Zugänglichkeit 
ein Wegerecht, das sich von einem Feldweg bis zum Haus 
erstreckte ; die Straße war hergestellt, wenn sie nicht mehr 
umgepflügt wurde; die Ableitung der Tagewässer erfolgte 
in offenen Gräben zum nächsten Chausseegraben. Mit den 
landwirtschaftlichen Nachbarn verständigte man sich leicht 
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darüber, da ihnen diese Art Schleuse nicht weiter schadete. 
Um den weiteren Abfluß kümmerte sich niemand. War 
dann die Reihe der Häuser geschlossen, so war eine Privat- 
straße entstanden, die wohl abends mit einem Gitter ver- 
schlossen wurde und nur von den Hausbewohnern benutzt 
werden durfte. Der Besitzer des Nachbarfeldes durfte nicht 
etwa die Straße auf seinem Grund verlängern ; es sei denn, 
daß er einen anderen Zugang für diese eröffnete. Eine ein- 
fache Benutzung der Straße setzte einen Vertrag voraus, 
der dem Konkurrenten natürlich nur unter harten Bedin- 
gungen und nur als persönliche Dienstbarkeit zuteil wurde. 
Wollte nun etwa im öffentlichen Interesse die Stadt die 
Straße übernehmen, so wußte der Unternehmer gar kläglich 
zu schildern, in welche Unkosten er sich damit gestürzt 
habe, sodaß er einen hohen Preis für das Straßenland heraus- 
preßte. Hatte die Stadt aber die Straße übernommen, so 
kamen von allen Seiten die Klagen und Anforderungen : die 
Stadt mußte Kanalisation, Pflasterung, Beleuchtung usw. be- 
schaffen. Wenn auch sicher manche Ausnahmen von dieser 
Schilderung bestanden, daß derartiges Verhalten möglich 
war und auch tatsächlich vorkam, ist das Wesentliche. 

Auch ihren Kunden gegenüber verstanden natürlich die 
Unternehmer zu rechnen. Welche Bodenpreise sie diesen 
damals in Anrechnung brachten, läßt sich für die erste Zeit, 
die fast nur Hausverkäufe 1 kannte, kaum feststellen, da es 
nicht gelang, ein einigermaßen größeres Zahlenmaterial zu 
beschaffen. Immerhin wurden schon damals unter Umständen 
Preise von mehreren Mark pro Quadratmeter bezahlt. 

Für die 60 er Jahre haben wir dagegen reine Bau- 
stellenpreise 8 . Doch muß auf einen Einwand eingegangen 



1 Die Berechnung der Bodenwerte aus den Brandversicherungs- 
werten verbietet sich, obwohl die Brandversicherungsanstalt staatlich 
ist, aus später zu erweisenden Gründen. 

2 Der statistische Begriff der Baustelle scheint in der Literatur 
noch unbekannt zu sein. Kaum daß in den Monographien und den 
Veröffentlichungen der statistischen Ämter das Terrain nach dem Um- 
fang gesondert wird. Man vergleiche beispielsweise die Tabellen im 
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werden. Wir stellten oben fest, daß der Bodenpreis zu jener 
Zeit nur ein Bestandteil der großen Gesamtrechnung des 
Baumeisters war. Und da die Besitzwechsel in Grund und 
Boden mit Steuern und Stempel belegt waren, so wäre es 
ganz verständlich, wenn dieser Teil in die Rechnung mög- 
lichst niedrig eingestellt und dafür die übrigen Posten etwas 
erhöht worden wären. Daß diese Möglichkeit nicht so ganz 
unwahrscheinlich ist, beweisen einige spätere Kaufverträge 
über Baustellen, in denen neben ausdrücklicher Übertragung 
der Lieferungen die Preise der Baumaterialien, im einzelnen 
fest normiert oder an die gleichzeitigen der Konkurrenz ge- 
bunden wurden. Doch ist eine Korrektur der Preise un- 
möglich, auch würde heute der Vorbehalt womöglich noch 
stärker zu betonen sein. Wir geben also die Preise, wie sie 
zu finden waren. 

Die Ermittlung erstreckte sich über die Straßen rechts 
der Bahnhofstraße bis zur Schloßstraße. Es ist das ein (ab- 
gesehen von der deshalb nicht mit in die Aufstellung ein- 
gezogenen ersten Strecke der Forststraße) ganz ebenes 
Terrain, sodaß zu erhoffen ist, daß die Preise der Baustelle 
so wenig als dies in Plauen bei dem bewegten Boden nur 
möglich ist, von der Bodenbeschaffenheit beeinflußt sind. 
Ausgelassen wurde ferner die nur einseitig bebaubare 
Hradschinstraße sowie die Bahnhofstraße und die zwischen 
Bahnhof und Forststraße befindlichen Strecken der Quer- 



n Statistischen Jahrbuch der deutschen Städte", Jahrg. 1898, S. 15, um 
zu sehen, wie wertlos die Bodenwertstatistik in ihrer bisherigen Aus- 
bildung vielfach genannt werden muß. Einzig Mewes braucht den 
Begriff „Baustelle", ohne ihn aber exakt zu definieren. Beispielsweise 
führt er für ein und dieselbe Periode in verschiedenen Stadtteilen 
Preise von 4Vi und von fast 30 Mk. an. (Vgl. Tabelle auf S. 60/61.) Ver- 
mutlich waren das eine Spekulationsterrains in Baustellen form , die 
weit außerhalb der Bebauung lagen, das andere einzelne noch un- 
bebaute Stellen, von Häusern umgeben. — Der einzige zu Vergleichungen 
brauchbare Wert ist der für sofort bebaubare Baustellen bezahlte 
Preis, d. h. unter den gegenwärtigen rechtlichen Verhältnissen: Terrain 
an fertiger Straße, das innerhalb eines gewissen Zeitraums nach Her- 
stellung der Straße verkauft worden ist. 
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Straßen, bei denen vielleicht die günstige Lage auf die Preise 
einwirkte, ferner sämtliche Eckhäuser, bei denen die Möglich- 
keit nahe lag, daß außerhalb unserer Untersuchung liegende 
Faktoren, gewerbliche Benützung usw., den Preis beeinflußten. 
Nach diesen Ausscheidungen blieben für die Jahre 1861 — 64 
16 Baustellen mit einer Gesamtfläche von 47,6 a und einem 
Durchschnittspreise von 2,52 Mk. pro Quadratmeter 1 . 

In diesen Preisen sind die Kosten für Straßenbau, 
Planierung, Pflasterung, Kanalisation, soweit solche damals 
überhaupt verlangt wurden, mit inbegriffen. Hätte ja doch 
keinerlei Möglichkeit bestanden, sie nachträglich noch ein- 
zuheben, da jede gesetzliche Regelung des Anliegerrechts 
fehlte. 

Gegenüber den Preisen, die für denselben Boden in land- 
wirtschaftlich geformten Parzellen wenige Jahre vorher ge- 
zahlt worden waren, zeigen also die Baustellenpreise eine 
ganz bedeutende Steigerung, die noch mehr hervortreten 
würde, wenn wir nicht oben die an der Bahnhofstraße ge- 
legenen Parzellen in die Preisfeststellung mit einbezogen 
hätten. 

§ 6. Veränderungen im geltenden Stadterweitenmgsrecht. 

Das soeben geschilderte Stadter weiter ungs verfahren fand 
schon frühzeitig nicht den Beifall der Obrigkeit, wie sich 
aus den Verhandlungen über das Straßenbauregulativ ergibt. 
Weder war man damit einverständen, daß die Stadt immer 
zahlen müsse, damit die Bauunternehmer recht viel ver- 



1 Um das zugrunde liegende Material noch zu erweitern, wurden 
für größere Teile der Neundorfer Vorstadt (Friedrichstraße, Seestraße, 
Gartenstraße) dieselben Ermittlungen vorgenommen. Hier fanden sich 
14 Baustellen mit 32,1 a Gesamtfläche bei einem Durchschnittspreise 
von 1,68 Mk. pro Quadratmeter. Doch dürfte diesen Zahlen gegenüber 
noch mehr Vorsicht als bei denen für die Bahnhofs- Vorstadt geboten sein. 
Denn es wurden ausnahmslos runde Preise verlangt ; nicht weniger als 
achtmal betrug der Kaufpreis 300 Mk., und dabei schwankte die Fläche 
zwischen 1,7 und 3,9 a. 
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dienten, noch hielt man überhaupt die Tatsache, daß privat- 
wirtschaftliche Interessen über die Richtung und sonstige 
Gestaltung der Stadterweiterung entschieden, für eine der 
Bedeutung des Vorganges für das öffentliche Wohl ent- 
sprechende. Man kam dementsprechend zu einem durch 
manche radikale Vorschläge beachtenswerten gesetzgebe- 
rischen Vorschlag. Darnach sollte die Stadterweiterung in 
der Regel von innen nach außen vor sich gehen und zwar 
sollte dem Ermessen des Rates vorbehalten bleiben, die- 
jenigen Teile der Stadt zu bestimmen, wo die Anlegung 
neuer Straßen und Gassen und deren Bebauung zunächst er- 
folgen solle. Nur ausnahmsweise und nur mit ausdrück- 
licher Genehmigung des Rates sollten auch einzelne andere, 
im Bereich des Neubauplans liegende Bauplätze in den Vor- 
städten bebaut werden dürfen (§§ 1 — 3). 

Diese Bestimmungen, die die Baufreiheit vollständig 
aufgehoben hätten, passierten widerspruchslos die Stadt- 
verordneten; nur die Mitwirkung der Stadtverordneten bei 
der Bestimmung der zunächst zu bebauenden Stadtteile 
wurde verlangt und zugestanden. Die Kreisdirektion frei- 
lich konnte sich nicht ganz mit dem Gedanken abfinden. 
Prinzipiell hatte sie eigentlich auch nichts einzuwenden, 
nur fand sie, daß die Bestimmung dieser zunächst allein 
zu bebauenden Straßen recht eigentlich in das Regulativ 
gehöre, damit sich jeder Baulustige danach richten könne 1 - 
Dann aber wollte sie die Spekulanten auch durch Entgegen- 
kommen dafür gewinnen, hier ihre Bauten aufzuführen, in- 
dem sie vorschlug, hier die Anliegerbeiträge ganz zu erlassen 
oder doch bedeutend herabzusetzen. Die Stadtvertretung sah 
zum Glück den Pferdefuß bei diesem Vorschlag, da durch 
die Beschränkung der Bauplätze eine unerschwingliche Er- 
höhung der „ohnedies schon dahier hohen Preise der be- 



1 Da jede Abänderung des Regulativs natürlich ebenfalls der Be- 
hörde hätte vorgelegt werden müssen, der Instanzenweg aber nicht 
gerade auf schnelle Erledigung dringlicher Angelegenheiten eingerichtet 
war, hätten sich herrliche Verhältnisse ergeben müssen. 
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treffenden Plätze" * veranlaßt werden würde und strich die 
betreffenden Paragraphen ganz. Der an sich durchaus disku- 
table Grundgedanke eines weitgehenden Eingreifens der 
öffentlich-rechtlichen Gewalt in die Stadterweiterung war da- 
mit fallen gelassen. 

Die zweite wesentliche Neuerung des Gesetzvorschlages 
war, daß den Bauunternehmern nunmehr die gesamten Kosten 
der Stadter Weiterung übertra gen werden sollten. Nicht nur 
die Herstellung der betreffenden Straßen und Schleusen, 
sowie die Pflasterung sollte von den Unternehmern bezahlt 
werden, und zwar ohne daß diese irgendwelchen Einfluß auf 
den Zeitpunkt und die Ausführung der Arbeit gehabt 
hätten — auch die unentgeltliche Arealbeschaffung, und zwar 
nicht nur für die Straßen und Gassen, sondern auch für die 
öffentlichen Plätze lag den Unternehmern ob. Zur Begrün- 
dung dieser letzten weitgehenden Bestimmung hob der Rat 
hervor, daß die freie Lage an einem Platz den dortigen 
Grundstücken einen hohen Wert verleihe. Auch würden 
„derartige Anbaue voraussichtlich durch größere Spekulanten, 
welche ganze Strecken zusammen bebauten und damit gewiß 
ein gutes Geschäft machen würden, in Ausführung gebracht 
werden." Von der Kreisdirektion wurde diese Bestimmung 
gestrichen. Die Aufbürdung der vollständigen Herstellungs- 
und Pflasterungskosten der Straßen an den Unternehmer 
hatten schon die Stadtverordneten zu mildern gesucht, hatten 
sich aber dem Rat gefügt, der darauf hinwies, daß solche 
Anbauten ja ausschließlich Spekulationsbauten seien und für 
den Unternehmer äußerst vorteilhaft zu sein pflegten. Von 
neuem wies dann die Kreisdirektion darauf hin, daß es für 
manchen Bauunternehmer unerschwinglich sein dürfte, eine 
ganze Straße auf seine Kosten herzustellen und wollten des- 
halb, um die Baulust nicht zu ersticken, das Prinzip ein- 
führen, daß zwar die Anlieger die Straßenbaukosten tragen 
sollten, daß aber zunächst der Rat die Straße herzustellen 
habe — nach Befinden allerdings nur in der Längenaus- 



1 Im Jahre 1859! 
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dehnung dieser Anbaue — unter späterer Wiedereinziehung 
der auf die Anlieger entfallenden Beträge (§§ 4 — 12). Nach 
diesem Vorschlage würde, da doch die Stadt unmöglich 
immer eines einzigen häufig weit entfernten Baues wegen die 
Straßen in ihrer ganzen Ausdehnung auf ihre Kosten hätte 
herstellen können, die Stadterweiterung geradezu ideale 
Formen angenommen haben. 

Der Gesetzentwurf bestimmte sodann die Pflicht jedes 
Grundbesitzers, im allgemeinen Interesse Teile seines Grund- 
besitzes gegen Entschädigung abzutreten. 

Die wesentliche Bedeutung dieser Bestimmung lag in 
ihrer Anwendung nach Brandfällen; sie sollte sowohl die 
Umlegung als die Beschaffung von Bauplätzen für aus- 
fallende Besitzer ermöglichen, doch war die Fassung derart, 
daß sowohl Scheunenbaustellen unter die Bestimmung ge- 
bracht werden konnten, als auch diejenigen Baustellen, die 
„inmitten der Stadt zum allgemeinen Ärger seit einer Reihe 
von Jahren unbebaut liegen geblieben waren" und schließ- 
lich auch für alle möglichen unvorhergesehenen Fälle der 
Weg offen gehalten war. Die Stadtverordneten wollten das 
Enteignungsrecht zunächst nur für Brandfälle schaffen, dann 
aber stimmten sie vorbehaltlos bei, da der Passus mit auf- 
genommmen wurde , daß die Beschlußfassung über jede Ent- 
eignung Rat und Stadtverordneten gemeinsam zustehe. 
Die Kreisdirektion hatte gegen das Prinzip nichts einzu- 
wenden. 

Diese Vorschläge, die uns die Schattenseiten der modernen 
Mietkasernenspekulation schon in der kleinen Landstadt vor 
50 Jahren zeigen, wurden nie Gesetz. Erst 1871 gelangte 
ein umgearbeiteter Entwurf zur allgemeinen Annahme. 
Doch blieb das Recht der Stadterweiterung nicht diese ganze 
Zeit hindurch auf derselben primitiven Entwicklungsstufe, 
die wir oben kennen lernten. Aus der Praxis der Anwen- 
dung heraus erwuchs ein neuer Zustand. Der oben skiz- 
zierte, lediglich durch private Rechtsnormen geregelte, etwas 
anarchische Zustand konnte sich auf die Dauer nicht 
halten. Die Stadt hatte viel Kosten und Schwierigkeiten, 
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auf die Länge waren aber auch die Spekulanten mit dieser 
Regelung nicht einverstanden, denn je mehr sich die Reihen 
der Straßen schlössen, desto schwieriger wurde es, die Ab- 
wässer auf die Felder zu leiten ; die Unternehmer sahen sich 
genötigt, Kanäle zu bauen und für die Vorflut zu sorgen. 
Die beste und häufig einzig in Betracht kommende Mög- 
lichkeit dazu war aber der Anschluß an das städtische 
Kanalsystem. Die Mitbenutzung fremden Eigentums setzte 
natürlich eine besondere Erlaubnis voraus. Die Unter- 
nehmer mußten sich auf langwierige Verhandlungen ein- 
lassen, und die Stadt war jetzt in der Lage, Bedingungen 
zu stellen. 

Es würde ein Irrtum sein, wollten wir annehmen, daß 
die Bedingungen, die die Stadt zu einer bestimmten Zeit 
stellte, allen Unternehmern gegenüber gleich gewesen seien. 
Das Prinzip der Leistungsfähigkeit herrschte damals unum- 
schränkt. Der große Unternehmer mußte auch noch den 
Anteil des kleinen Mannes an der dem öffentlichen Nutzen 
dienenden Einrichtungen mit tibernehmen, die man sich nicht 
getraute, diesem aufzuerlegen, um ihn nicht konkurrenzunfähig 
zu machen. Das verstärkte das Interesse der großen Unter- 
nehmer, gesetzliche Normen zu bekommen, die als gleiches 
Recht für alle diese Konkurrenz beseitigen helfen sollten. 
Unsere Darstellung will demnach nicht schildern, welche 
Baubedingungen die Stadt allgemein stellte, eher könnte sie 
bezeichnet werden als Aufzählung der allmählichen Steige- 
rung der höchsten Anforderungen; denn die Verträge sind 
fast sämtlich mit dem größten damaligen Spekulanten, dem 
Baumeister Rädel abgeschlossen worden. 

Aus dem Jahre 1859 stammt das erste Aktenstück. Es 
zeigt uns Rädel noch im Vollbesitz seines Unabhängigkeits- 
geftihls. Der Rat hatte die von Rädel gebaute Straße in An- 
erkennung seiner Tätigkeit im Niederreißen alter feuergefähr- 
licher und im Bau neuer Gebäude nach seinem Namen genannt. 
Rädel erwidert darauf, er finde die Bezeichnung auch um des- 
willen sehr passend, weil „die von ihm aufgeschüttete, kanali- 



— 45 — 

sierte, schaussierte und gepflasterte Straße bis dato sein wohl- 
erworbenes Eigentum sei". Ein Jahr später ist er bereit, 
die Straße zu verlängern, was er zuvor als seinem Privat- 
interesse widerstreitend abgelehnt hatte — denn inzwischen 
hat er die in Betracht kommenden Grundstücke angekauft, 
natürlich „unter großen Geldopfern". Da er dazu einen 
Austausch mit städtischem Terrain und solchem aus Privat- 
besitz braucht, ist er zu Verhandlungen bereit. Man einigt 
sich dahin, daß er 35 D Ellen erhält; die Stadt kauft außer- 
dem von einigen gegenüberliegenden Gärten 75 □ Ellen 
(ä l te Taler), die zur Straße liegen bleiben und verpflichtet 
sich, eine Öllampe und einen großen Prellstein aufzustellen 
und für Bewachung zu sorgen. Dafür tritt Rädel die fertig 
gepflasterte und kanalisierte Rädelstraße, sowie mehrere 
andere an die Stadt ab. Bemerkenswert ist eine Anmerkung 
des Rates bei Vorlage des Planes an die Stadtverordneten, 
die besonders darauf aufmerksam macht, wie billig diese 
Erwerbung sei, und wie man dadurch künftigen Differenzen 
vorbeuge. 

Schon im Jahre 1862 ist man über diese etwas klägliche 
Rolle hinausgekommen. Bei Gelegenheit eines Baugesuchs 
Rädeis verlangt der Rat die Erklärung, daß die Vorgärten 
der Häuser nötigenfalls jederzeit unentgeltlich zur Straßen- 
verbreiterung abgetreten würden. Außerdem soll er die 
Schleuse auf eigene Kosten bauen. Rädel weist zwar die 
erste Bedingung zurück, da er schon 170 D Ellen unent- 
geltlich zur Straße habe liegen lassen und da seinen Nach- 
barn keine derartigen Bedingungen gestellt worden seien 
(worauf der Rat zurückweicht); er erkennt aber prinzipiell 
durchaus die Notwendigkeit der Vorsicht des Rates an; er 
persönlich habe aber bisher schon immer alles getan, was 
erforderlich sei; im Unterschied von manchem anderen, der 
seine Versprechen nicht gehalten hätte. Er bittet sogar 
darum, die Bedingungen für das ganze Terrain festzustellen, 
er bittet um einen Bebauungsplan mit Regulativ und eine 
Straßenbauordnung. — Man sieht, wie unangenehm dem 
großen Bauunternehmer die Unterhandlung in jedem Einzel. 
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falle geworden war, vor allem auch, wie ihn das ungleiche 
Maß verdroß, mit dem er und seine Konkurrenz gemessen 
wurde. 

Aus demselben Jahre stammt ein Baugesuch Rädeis, 
bei dem er, um das Verfahren zu vereinfachen, gleich die 
etwa vorauszusehenden Jetzt so beliebt werdenden" Be- 
dingungen zurückweist, indem er nachweist, daß für Be- 
schleusung gesorgt sei, ohne eine Kommunschleuse in An- 
spruch zu nehmen, daß die Arealabtretung zur Straße er- 
folgt und diese in ihrer ganzen Breite hergestellt und nivel- 
liert sei. Ähnliches finden wir bei Gelegenheit eines Bau- 
gesuches eines anderen großen Unternehmers, das 12 neue 
Häuser betraf. Da aber die Schleuse eine Kommunschleuse 
zur Vorflut benutzte, mußte dieser Unternehmer, ganz ab- 
gesehen davon, daß er selbstverständlich die Anschlußschleuse 
ganz auf eigene Kosten bauen mußte, noch einen. Schleusen- 
beitrag von 10 Neugroschen pro Elle Frontlänge zahlen. — 
So hart war man dem kleinen Mann, der nur ein 
Haus baute, gegenüber nicht. Der brauchte nur das Straßen 
land abzutreten, die Schleuse bis zu seinem Haus fort- 
zuführen und ein 3 Fuß breites Trottoir inkl. Schnittgerinne 
herzustellen. 

In der durch diese Beispiele erläuterten Weise hat man 
sich bis zum Inkrafttreten der Straßenbauordnung von 1871 
geholfen — lediglich durch Ausgestalten des Baugeneh- 
migungsrechtes. Das System war nicht leicht durchzuführen, 
da man es individuell handhabte, um nicht hart zu sein. An 
Umständlichkeit ließ es nichts zu wünschen übrig; einem 
schnellen Nachkommen gegenüber dem Wohnungsbedürfnis 
legte es große Schwierigkeiten in den Weg. Kam es doch 
sogar vor, daß ein Unternehmer schließlich anfing zu bauen, 
ohne die vorgeschriebene Bauerlaubnis, da er nicht mehr 
warten konnte und da anscheinend der bürokratischen Ver- 
schleppung keine Grenze gesetzt war. Auch dieser Umstand 
mußte auf dem Umweg über die Mieten den Bodenpreis in 
die Höhe treiben. 
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Der Bebauungsplan für die Bahnhofsvorstadt. 

Hatten wir es bei der Straßenbauordnung nur mit 
einem kühnen Traum zu tun, der nicht Verwirklichung fand, 
so fand eine andere Voraussetzung einer gedeihlichen Stadt- 
erweiterung wenigstens für einen Teil der Stadt noch in 
diesem Zeitraum seine Regelung. Wir meinen den Be- 
bauungsplan, von dem ein Teilstück — für die Bahnhofs- 
vorstadt — auf das Drängen und die opferwillige inter- 
essierte Mitarbeit eines Privaten, des Kaufmanns und 
Ziegeleibesitzers daneben Terrainspekulanten und Bauunter- 
nehmers Johannes Groh, endgültig festgesetzt wurde. Groh 
reichte im September 1863 einen Bebauungsplan zur Ge- 
nehmigung ein, der aber, auf der Grundlage des alten 
Situationsplans entworfen, wie der Stadtbauinspektor fest- 
stellte, nicht brauchbar war. Nachdem das ganze Gebiet 
neu vermessen war, reichte er einen neuen Plan ein, der dem 
Rat am 2. Juni 1865 zuerst vorlag. Schon am 22. August 
wurde er von den Stadtverordneten erledigt, ohne daß er 
vorher ausgelegt worden wäre, und nun der Kreisdirektion 
vorgelegt, die ihn aber zurückwies, da zuerst die Revision 
der Bauordnung und die Straßenbauordnung fertig sein 
müßten. Den Rat schmerzte das nicht weiter. Der Plan 
wurde als gültig behandelt und nach ihm verfahren ; war er 
doch von Rat und Stadtverordneten genehmigt und außer- 
dem „bestand weder eine allgemeine gesetzliche, noch eine 
lokal statutarische Bestimmung darüber, daß zur Gültigkeit 
eines Bebauungsplanes höhere Genehmigung erforderlich 
sei". Solches antwortete der Rat auf eine Anfrage der 
Kreisdirektion, wie es komme, daß Pläne des genehmigten 
Neubauplans verkauft würden. Übrigens erklärte er, willens 
zu sein, ihn später noch einmal vorzulegen. Damit gab sich 
die Kreisdirektion zufrieden. Nach dem Plan aber wurde 
allmählich das ganze Terrain bebaut, ohne daß, wie es 
scheint, je einer der betroffenen Grundsttickbesitzer, die ja 
bei der Feststellung überhaupt nicht gefragt worden waren, 
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sich so sehr in seinen Interessen verletzt gefühlt hätte, 
daß er an die höhere Instanz appelliert hätte. Ob diese 
dem Plane Rechtsgültigkeit zuerkannt hätte, ist immerhin 
zweifelhaft. 

Wie wichtig es war, so eine feste Grundlage für die 
Bautätigkeit zu haben, ersieht man am besten aus den oben 
besprochenen Ziffern der Bevölkerungszunahme. Mit einem 
Schlage gewinnt die Bahnhofsvorstadt einen gewaltigen Vor- 
sprung vor den anderen Vorstädten, für die keine Pläne be- 
standen. 

Die Prinzipien, nach denen dieser Plan entworfen war, 
waren noch ganz die alten, gab er doch Anlaß zu der oben 
erwähnten famosen Auszählung der spitzen und stumpfen 
Winkel. Der Hauptgesichtspunkt war die Schönheit. Und 
der diente er nach allen Seiten. Eine bezaubernde Serie 
von drei Reihen dem Quadrat sich nähernden Rechtecken be- 
gleitete die Bahnhofstraße, deren Biegung klug korrigierend. 
Umgeben wurde dies Gebilde von drei, sonderbarerweise als 
„Ring "straßen bezeichneten breiten' Alleen, die jede zwei 
Reihen Bäume trugen, alle mit grüner Farbe sauber an- 
gelegt. Auch sonst im Innern des Stadtteils blickte das Auge 
allenthalben in das lachende Grün der dort gepflanzten 
Bäume, die übrigens zeitweise wirklich daselbst gestanden 
haben. Und nördlich der Ringstraße (d. h. zwischen der 
jetzigen Breiten Straße und der Bahn) sah man herrlich 
grüne Gartenanlagen mit nach allen Regeln der Kunst ge- 
wundenen Gartenwegen. Kurz der ganze Plan war so sauber 
und appetitlich angelegt, daß es kein Wunder war, wenn 
alles sich an ihm begeisterte. Nur schade, daß, ganz ab- 
gesehen von der schrecklichen Langeweile, die den Straßen 
anhaftet, einige derselben infolge des gänzlichen Mangels von 
Höhenangaben heute Steigungsverhältnisse aufzuweisen haben, 
daß kein Wagen sie befahren kann. 

Einen großen Fortschritt aber wies der Plan auf: 
Groh hatte für zwei freie Plätze Sorge getragen, d. h. zwei 
Karrees waren dazu bestimmt worden, unbebaut zu bleiben 
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event. später mit städtischen Gebäuden besetzt zu werden. 
Der Rat allerdings strich aus Sparsamkeitsrücksichten den 
einen davon. Die Beschaffung des anderen wurde der 
Gegenstand schwieriger Verhandlungen, da man keinerlei 
sicheren Rechtsboden unter den Füßen hatte und nur wußte, 
daß man ein Enteignungsrecht für den Platzkern — wie man 
es für Straßen hatte resp. zu haben glaubte — nicht besaß. 
Ob man aber befugt wäre, mit Beziehung auf den Plan 
Baugesuche, die das Areal des Platzes betrafen, abschlägig 
zu bescheiden, war Gegenstand lebhafter juristischer Dis- 
kussionen. Dem machte schließlich das Anerbieten Grohs 
ein Ende, der der Stadt seinen Anteil am Areal des Albert- 
platzes für 10 Groschen die DElle zum sofortigen Ankauf 
anbot. Man bot fünf und einigte sich auf sechs. Ebenso einigte 
man sich noch glücklich mit dem Besitzer der anderen in 
den Platz fallenden vier Parzellen. Die Eaufsumme des ganzen 
Platzes betrug 5992 Taler 6 Neugroschen. 

§ 7. Die Entwicklung der Bodenpreise 1860—1870. 

Unsere Statistik der Baustellenpreise hatte mit dem 
Jahre 1864 abgebrochen. Wir waren uns dessen wohl be- 
wußt, daß jeder derartiger Einschnitt etwas Gewaltsames an 
sich hat, und konnten uns auch nicht verhehlen, daß eine 
Steigerung der Bodenpreise schon innerhalb dieser Periode 
eintritt. Aber das Jahr 1865 bringt uns eine besonders auf- 
fallende Steigerung sowohl der Preismaxima , die plötzlich 
7 Mk. erreichen (gegenüber 4,50 Mk. bisher), als auch der 
unteren Preisgrenze, die nur noch selten unter 3 Mk. herab- 
geht. Dabei haben die Terrainverhältnisse keine Änderung 
erfahren. 

Die Ergebnisse unserer Aufstellung sind folgende: 
21 Baustellen, die zwischen 1865 und 1870 verkauft wurden 
(ausgeschlossen wurden dabei alle solche Besitzwechsel, die 
zeitlich hinter den Verkäufen der Nachbargrundstücke merk- 
bar zurückbleiben) mit insgesamt 61,3 a brachten durch- 

Meiner, Bodenspekulation. 4 
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schnittlich 4,24 Mk. pro Quadratmeter. Gegenüber der 
vorigen Periode bedeutet das eine Steigerung um 68 °/o * a . 
Das jetzt parzellierte Gebiet reicht schon zum Teil über 
die in den 50er Jahren zu Zwecken der Bebauung erworbenen 
Grundstücke hinaus. Die Untersuchung der Umsätze in 
landwirtschaftlichen Parzellen erfolgte weiterhin für das ge- 
samte Gebiet des Grohschen Bebauungsplans rechts der 
Bahnhofstrafie. Dabei ergab sich eine bedeutende Zahl von 
Umsätzen für die Jahre 1860—64. 14 Grundstücke, die noch 
innerhalb der 60 er Jahre parzelliert wurden, wechselten den 
Besitzer mit zusammen 11,8 ha Flächeninhalt. Der Preis 
betrug durchschnittlich 80 Pfg. pro Quadratmeter. Das be- 
deutet gegenüber den 50 er Jahren eine Steigerung, trotzdem 
wir damals einen Durchschnitt von 85 Pfg. feststellten ; denn 
jetzt fehlen die in der früheren Periode das Ergebnis stark 
beeinflussenden abnorm hohen Preise (der Höchstpreis der 
50er Jahre wird überhaupt nicht erreicht); damals hatte es 

1 Ähnlich ist das Resultat der Erhebungen für die Neundorfer 
Vorstadt. 12 Baustellen mit 22,6 a brachten durchschnittlich 2,85 Mk. 
pro Quadratmeter (1861 — 64: 1,68 Mk.). Da hier, wie wir oben aus- 
führten, anscheinend eine andere Art der Berechnung seitens der Bau* 
gewerken geübt wurde (dafür spricht auch, daß fünfmal 450 Mk., sieben- 
mal 600 Mk. für den Bauplatz verlangt wurden, ohne Rücksicht auf die 
zwischen 1,7 und 2,2 a resp. 1,3 und 3,5 a schwankende Größe), anderer- 
seits die dortigen Baumeister infolge der günstigeren Lage der Bahn- 
hofs-Vorstadt Veranlassung hatten, ihre Preise möglichst niedrig zu 
halten, ist die Preissteigerung hier um gleichfalls 70 °/o recht be- 
zeichnend. 

8 Einen Anhalt zur Eontrolle dieser Ziffern nach der Richtung, 
wie hoch sich der versteckte und in den Baumaterialpreisen zum Aus- 
druck kommende Teil des Bodenwertes stellt, geben einige Preise, die 
für größere Komplexe Landes in den Jahren 1866 — 70 gezahlt wurden. 
Bei diesen spricht die Wahrscheinlichkeit dafür, daß sie an einen 
kleineren selbständigen Händler mit Baustellen resp. Baumeister ver- 
kauft wurden, der sie weiter zu veräußern suchte. Es handelt sich um 
drei Verkäufe mit insgesamt 76,9 a, die je 3,50, 4,43 und 4,58 Mk. 
brachten , und wobei das Straßenland noch nicht ausgeschieden ist. 
Durch die relative Höhe dieser Preise scheint tatsächlich unsere oben 
ausgesprochene Annahme einer künstlichen Verschiebung des Bildes in 
etwas Bestätigung zu finden. 
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sich zum großen Teil um das bevorzugte Terrain an der 
Bahnhofstraße gehandelt, jetzt wechseln im Gegensatz dazu 
viele ganz entlegene Parzellen den Besitzer, die aber zur 
Berechnung des Durchschnittspreises mit herangezogen 
werden mußten, sobald auch nur eine einzige geformte 
Baustelle in der angegebenen Zeit nachweisbar abgetrennt 
wurde, deren Bebauung vielleicht noch nicht so bald sich 
ermöglichte. 

Außerdem ließen sich noch Umsätze in größerer Ent- 
fernung feststellen, die fast zu Agrarpreisen erfolgten. Als 
Spekulanten bereits bekannte Männer sicherten sich dort 
größere Flächen , die erst ein oder gar. mehrere Dezennien 
später parzelliert wurden; ebenso erwarb ein später die 
Erschließung wesentlich mitbestimmender Ökonom eines 
benachbarten Gutes Terrain; ob nur zu landwirtschaftlichen 
Zwecken, bleibe dahingestellt. Die Preise für diese Art 
Boden schwankten zwischen 22 und 37 Pfg, 

§ 8. Die Wohnungsverhältnisse. 

A. Allgemeines. 

Zur Beurteilung der Wohnungsverhältnisse in dieser 
Periode fehlt es begreiflicherweise durchaus an eingehen- 
derem statistischen Material. Was vorliegt, beschränkt sich 
auf einige gelegentliche, in allgemeinen Ausdrücken ge- 
haltene Klagen über Wohnungsnot, die sich in verschiedenen 
Aktenstücken für die Jahre 1855, 1859, 1867, 1872 finden, 
sowie auf die durch die Volkszählungen gegebenen Zahlen. 
Von den Aktenstücken ist besonders interessant eine Petition 
der Stadtverordneten aus dem Jahre 1867 um Wegverlegung 
der Garnison: Plauens Behausungsziffer werde nur von der 
der vier größten Städte Sachsens übertroffen, die sämtlich 
eine andere Bauart hätten als das überwiegend zweigeschos- 
sige Plauen, sodaß es wohl die dichtbevölkertste Stadt 
Sachsens sei. Man solle also vermeiden, die Wohnungs- 
verhältnisse durch Einquartierung einer Garnison (Kasernen 
sollten nicht gebaut werden) noch weiter zu verschlechten^ 
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Unsere weitere Betrachtung stützt sich auf die Zahlen 
der im Anhang gegebenen Tabelle Ia. Eine besonders 
starke Bevölkerungszunahme hatten wir gefunden für die 
Perioden 1849—52, 1861—64 und 1867—71. Wollen wir dem- 
gegenüber sehen, wieweit durch Neubauten für die Unter- 
bringung des Zuwachses gesorgt wurde, so müssen wir be- 
rücksichtigen, daß an und für sich die Zahlen zweier Zähl- 
tage noch keinen Überblick über die Bautätigkeit in der 
Zwischenzeit geben, da hierzu eine Mitberticksichtigung der 
jeweils niedergerissenen und vor allem niedergebrannten 
Häuser gehört, die zumeist größer wieder aufgebaut wurden. 
Die Zeitschrift des E. Sachs. Stat. Büros suchte eine 
Übersicht hierüber für die Jahre 1859 — 67 zu geben, jedoch 
stellte sie diese Versuche ein, da die Resultate, die auf den 
Angaben der Ortsbehörden beruhten, nicht mit den Ergeb- 
nissen der Volkszählungen übereinstimmten. Nach diesen 
Zahlen wären die Jahre 1859, 61 und 64 besonders brände- 
reich gewesen; die Zahl der Neubauten allein, ungerechnet 
die Ersatzbauten, betrug von 1859 — 67 für die einzelnen 
Jahre: 23, 20, 51, 50, 36, 43, 32, 27 und 29. Hochkonjunktur 
also 1861—62 und 1864! Dazu käme noch die Periode 1867 
bis 71, die nach den Ergebnissen der Volkszählung mit einer 
Vermehrung des Bestandes an Häusern um 13,7 °/o gleich 
nach dem Zeitabschnitt von 1861—64 (mit 16,1 °/o Zunahme) 
kommt, wobei sie allerdings vier Jahre (statt sonst nur drei) 
umfaßt. Bei der Beurteilung der in der dritten Abteilung 
enthaltenen Durchschnittsziffern wolle nicht vergessen werden, 
daß diese ihrer Natur nach einen Zustand illustrieren, der 
der vorhin besprochenen Bewegung entgegengesetzt sein 
kann, da die Konjunktur im Augenblick der Zählung den 
bisherigen wirtschaftlichen Verhältnissen direkt widersprechen 
kann. Immerhin herrscht eine weitgehende Übereinstimmung 
der Resultate. Die Behausungsziffern nehmen infolge der 
fortgesetzten Vergrößerung der Hausgefäße natürlich ständig 
zu, jedoch ist unverkennbar, daß 1858 und 1864 ein 
kleiner Rückschlag (von 17,80 auf 17,72 resp. von 18,29 auf 
18,12) gegenüber der letzten Zählung stattfand. Diese 
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beiden Jahre dürften demnach in erster Linie als Krisen- 
jahre anzusprechen sein — was mit unsern in § 2 gemachten 
Angaben und auch mit den Ziffern der Bevölkerungszunahme 
übereinstimmt. Hingegen schnellt die Behausungsziffer * ge- 
waltig in die Höhe in den Jahren 1852, 1855, 1861, 1867 jedes- 
mal also — mit Ausnahme des Jahres 1855, in welchem ledig- 
lich dem absoluten Bückgang der Bautätigkeit die Schuld zu 
geben sein wird — mit einer Zeit der wirtschaftlichen Blüte 
sowie schneller Bevölkerungs Vermehrung zusammenfallend, 
was ja wohl keine Verwunderung erregen wird. , Zu in- 
teressanten Ergebnissen kommen wir dagegen, wenn wir die 
Behausungsziffer in ihre zwei Faktoren, nämlich in die Zahl 
der auf das Gebäude entfallenden Haushaltungen und die 
Zahl der Haushaltungsmitglieder zerlegen. 

Bis zum Jahre 1861 ist, wenn wir die Jahre bis 1849 
als der reinen Landstadt ohne Industrie zugehörig weglassen, 
die allgemeine Regel die, daß in den Jahren der Hoch- 
konjunktur (1852; 1861) die Haushaltungsziffer sehr hoch 
ist (3,75 resp. 3,54 gegenüber 3,25 und 3,19), daß also sehr 
viele Familien in einem Haus wohnen, sämtliche Wohnungen 
vermietet sind und vielleicht sogar noch Unterteilungen er- 
litten haben, wobei die Zahl der . Familienmitglieder sehr 
niedrig ist (4,58 und 5,17 gegenüber 5,48 und 5,63). Das 
bedeutet also : Neugründung von Familien zurzeit der Hoch- 
konjunktur. Dagegen pflegt in den wirtschaftlich ungünstigen 
Jahren die Zahl der Haushaltungen pro Haus zu sinken — 
es stehen viele Wohnungen leer — während gleichzeitig 
die Zahl der Haushaltungsmitglieder anschwillt: Bei 
einer Anzahl Familien reicht das Einkommen nicht dazu 
hin, eine selbständige Wohnung zunehmen; sie müssen sich 



1 Die vom statistischen Amt der Stadt Plauen herausgegebene 
„Übersicht über die Bewegung der Bevölkerung" begreift auffallender- 
weise für die Jahre 1851 — 71 in der Zahl der Haushaltungen die After- 
mieter mit ein. Unsere Zahlen geben die auf Grund einer direkten 
Mitteilung des E. Sachs. Stat. Landesamts korrigierten Ziffern; ebenso 
sind die Zahlen für 1895 und 1900 um 23 bezw. 41 Anstaltshaushaltungen 
vermehrt worden. 
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damit begnügen, einer anderen einen Winkel abzumieten. 
In dieser Periode fällt also das größte Wohnungs- 
elend in die Zeit industrieller Depression. 

Etwas anders wird das Verhältnis in den 60 er Jahren. 
Hier nimmt trotz des guten Geschäftsgangs die Zahl der 
Haushaltungen immer mehr ab, ganz rapid in der glänzenden 
Zeit von 1867—1871 (von 3,50 auf 3,42). Entsprechend 
steigt die Zahl der Haushaltungsmitglieder. Zur richtigen 
Beurteilung dieser Verhältnisse muß man wissen, daß in 
diesen Jahren die Wohnungsnot dadurch besonders gesteigert 
wurde, daß zahlreiche Räume in alten und neuen Häusern 
für die gewerbliche Benützung, die Aufstellung von Web- 
stühlen und Stickmaschinen verwendet wurden, sodaß es 
nicht verwundern kann, wenn die Zahl der Haushaltungen 
pro Haus abnimmt. Die damalige handwerklich organisierte 
Wohnungsproduktion war nicht imstande, der riesigen 
Steigerung der Nachfrage nachzukommen. 

B. Die Mietpreise. 

Die Mietpreise jener Zeit festzustellen, ist ein schwieriges 
Beginnen. Direkt verwendbares Material ist natürlich nicht 
vorhanden. (Die Benutzung der Einschätzungen zur Grund- 
steuer verbot sich, da diese den Wert, den das betreffende 
Objekt 1843 gehabt hätte, zugrunde legt.) Um nun doch 
etwas zu geben, schlug Verfasser folgenden Weg ein. 

Es wurden diejenigen Grundstücke ermittelt, die kurze 
Zeit (das ist bis 1890: fünf, nachher drei Jahre) nach Fertig- 
stellung des Hauses den Besitzer gewechselt hatten (unter 
Ausscheidung der Eckgrundstücke und der Häuser an der 
Bahnhofstraße etc. wie oben bei Ermittelung der Baustellen- 
preise). Für diese Objekte wurde aus den Brandversiche- 
rungsakten die überbaute Fläche sowie die Zahl der Stock- 
werke ermittelt. Die Division des Kaufpreises durch das 
Produkt aus diesen beiden Zahlen (die Zahl der Stockwerke 
noch um V2 vermehrt) gab den Wert, den der Quadrat- 
meter Wohnfläche hatte. Dabei berücksichtigt die Erhöhung 
der Stockwerkszahl um Va den Wohnraum der Dachgeschosse. 
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Ob diese schon damals ausgebaut waren und bewohnt wur- 
den, läßt sich im Einzelfall nicht feststellen, da die Bau- 
polizeiakten nicht soweit zurückreichen. Die Benutzung des 
Dachgeschosses zu Wohnzwecken war zwar durch das Ge- 
setz von 1844 eigentlich verboten, jedoch wurde das Verbot, 
zunächst nur auf dem Wege des Dispenses, dann auch mit 
Bezugnahme auf die landesgesetzliche Baupolizeiordnung für 
Städte ständig durchbrochen. Das Verbot von 1844 ist, wie 
dem Verfasser von älteren Baumeistern noch betätigt 
wurde, nie durchgeführt worden. 

Bei dieser Berechnungsweise weichen begreiflicherweise 
die Einzel ergebnisse von den Durchschnittsresultaten stellen- 
weise beträchtlich ab, und Verfasser sieht voraus, daß seine 
Ergebnisse deshalb von mancher Seite werden angegriffen 
werden, zumal da sie sich auf eine verhältnismäßig nur kleine 
Zahl von Objekten stützen (vergl. Tabelle V). Aber die 
Zahlen sind doch beweiskräftiger, als man anzunehmen ge- 
neigt ist. Verfasser ging selbst mit nur geringen Erwar- 
tungen an diese etwas umständlichen Berechnungen heran, 
konnte aber bald wahrnehmen, wie zuverlässig die Durch- 
schnittszahlen (nachdem wenige abnorme Ziffern ausgeschieden 
waren) auch ganz geringfügige Konjunkturschwankungen 
wiederspiegelten, und einige Male verdankt er den ersten 
Hinweis auf ein noch außer acht gebliebenes Moment diesen 
Ziffern. 

Die Untersuchung sämtlicher auf den oben bezeichneten 
zwei Gebieten in den 60 er Jahren erbauten Häuser erbringt 
leider nur die geringe Zahl von 10 Verkäufen in der Bahn- 
hofs- und 12 in der Neundorfer- Vorstadt. Die Häuser wurden 
eben damals meist von den Konsumenten selbst gebaut ! Zu- 
dem hatte noch eine größere Zahl von Häusern, die, wie 
aus den Brandversicherungsakten hervorging, erst im Roh- 
bau fertig gestellt waren, als sie verkauft wurden, aus- 
geschieden werden müssen, sodann noch weitere fünf an der 
Schloßstraße gelegene Häuser, die offenbar dem Wohn- 
bedürfnis der oberen Klassen dienten, ferner fünf Häuser von 
übernormaler Größe. Auf die 22 Grundstücke (davon nur sechs 



— 56 — 

vor 1865) verteilt sich ein Kaufpreis von 150 390 Mk. (Keines 
dieser sämtlich zweigeschossigen Häuser erreichte den Preis 
von 10000 Mk.) Der qm Wohnfläche kostete zwischen 
21,80 Mk. und 36,10 Mk., im Durchschnitt 30,15 Mk. Wollen 
wir nun noch die Quote, die von diesem Gesamtwerte auf 
den Grund und Boden entfiel, feststellen, so würden wir, 
wenn wir nach dem Vorgänge mehrerer anderer Autoren 
die Brandversicherungswerte von der Kaufsumme subtrahieren 
wollten, für eine Fläche von 44,9 a nur 5240 Mk. erhalten, 
also wenig mehr als 1 Mk. pro qm und für einzelne Häuser 
würden sich sogar negative Bodenwerte ergeben. Diese 
Methode liefert eben (trotzdem es sich hier um die Schätzungen 
einer uninteressierten königlichen Behörde handelt) ganz 
unsichere Werte — wofür weiter unten noch weitere Bei- 
spiele folgen werden. Beträchtlich besser fahren wir da 
doch noch bei der Benutzung der oben ermittelten Baustellen- 
werte. Es ergibt sich da folgende Liste: 

a) Neundorfer Vorstadt: 
1860—64: 4 Häuser mit einem Wert von 27960 Mk. (Boden- 
wert: 1411,20 Mk. = 5,05 °/o), 
1865—70: 8 Häuser mit einem Wert von 49725 Mk. (Boden- 
wert: 4417,50 Mk. = 8,86 °/o); 

b) Bahnhofs-Vorstadt: 

1860—64: 2 Häuser mit einem Wert von 12420 Mk. (Boden- 
wert: 1159,20 Mk. = 9,33 °/o), 

1865—70: 8 Häuser mit einem Wert von 60285 Mk. (Boden- 
wert: 6953,60 Mk. = 11,53 °/o). 

Von dem Wert aller 22 Häuser zusammen genommen macht 
der Boden wert 9,27 °/o aus; bei den seit 1865 erbauten steigt 
er auf im Durchschnitt 10% des Gesamtwertes. 

Die Zahl der Hausverkäufe, auf der diese Rechnung 
sich aufbaut, ist ja allerdings etwas klein. Es dürfte aber 
kaum möglich sein, auch bei Aufwand von sehr viel mehr 
Zeit, als es dem Verfasser diesem Zweck zu widmen möglich 
war, ein bedeutend umfangreicheres Material, das den oben- 
gestellten Anforderungen entspricht, zusammenzubringen, 
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denn die untersuchten etwa 200 Grundstücke machen be- 
reits mehr als die Hälfte der ganzen Neubauten dieser 
Zeit aus. 

Wollen wir noch einen Blick auf die Höhe der Ver- 
schuldung der Häuser werfen, so ist der geeignetste Zeit- 
punkt dafür ein Jahr nach dem Verkauf. Denn erfahrungsgemäß 
sind dann die mit dem Kauf im Zusammenhang stehenden 
Transaktionen zu Ende gekommen; von dem Restkaufgeld 
ist soviel abgezahlt, als dem neuen Besitzer überhaupt 
möglich ist, andererseits hat er auch Zeit gehabt, die ge- 
wünschte Hypothekensumme zu beschaffen, und schließlich 
hat auch der Bauunternehmer die ihm etwa verbliebene 
"Hypothek weiter zu verkaufen Zeit gehabt. Einer Zeit leb- 
hafter Bewegung im Hypothekenbuch während des ersten 
Jahres folgt meist jahrelange, absolute Ruhe. 

Die Höhe der Verschuldung der Häuser weist wohl eine 
kleine Zunahme innerhalb dieser Periode selbst auf; jedoch 
können wir diese als geringfügig außer acht lassen. Die 
Gesamtverschuldung der 22 Häuser betrag 65,6 °/o der 
Gesamtkaufsumme, und zwar waren verschuldet: 



n 



1 

5 
8 
4 
2 

% 



Gebäude 



überhaupt nicht 

unter 50 % des Wertes .... 
zwischen 50 und 75 °/o des Wertes 
. 75 „ 90o/o „ 
90 „ 100 °/o „ 
über 100 °/o des Wertes . 

Das heißt also: Schon damals war die Mehrzahl derer, 
die sich ein Haus kauften, nicht in der Lage, es voll zu be- 
zahlen. Die Belastung war ja meist noch gering (unter 75 °/o), 
indessen kommen auch schon Fälle vor, in denen das Haus 
das Unterpfand weitgehender Kreditbeschaffung wurde. 

Geldgeber der erststelligen Hypothek (bis 60 °/o des 
Wertes) war in den meisten Fällen die städtische Sparkasse 
(mit 41400 Mk.); Unmündige und Personen weiblichen 
Geschlechts gaben fast 20 000 Mk. Die zweite Hypothek war 
in fünf Fällen (von insgesamt zwölf) im Besitz von Bau- 
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gewerken (eine Gesamtsumme von über 10000 Mk.). Und 
diese Hypotheken verblieben den Baugewerken; sie wurden 
auch später nicht — etwa durch ratenweise Abzahlung — 
getilgt. In den meisten Fällen waren sie noch Jahrzehnte 
später in denselben Händen. Die Baugewerken hatten eben, 
um nur einen Teil ihres Kapitals freizubekommen und von 
der lästigen Hausverwaltung befreit zu werden, ihren Ab- 
nehmern diesen bedeutenden Kredit eröffnen müssen. 

Der Zinsfuß der Hypotheken unterlag in dieser Zeit 
größeren Schwankungen. Die Sparkasse verlangte von 1867 
an 5 °/o statt bisher 4 1 /« °/o , womit dann auch die bisher 
ausgeliehenen Gelder den Zinssatz wechselten. Auch die von 
Privaten gegebenen Gelder dürften damals den Zinsfuß ge- 
wechselt haben, ohne daß dies im Grundbuch eingetragen 
zu werden brauchte, wie man überhaupt gut tut, sich nicht 
allzusehr auf die Angaben des Grundbuchs über den Zins- 
fuß zu verlassen. Es sei deshalb lediglich erwähnt, daß 
außerhalb der Sätze von 4V2 und 5 °/o (die fast gleichmäßig 
sich über erste und zweite Hypothek verteilten) fast keine 
Abschlüsse zu finden sind. Der Durchschnittszinssatz betrug 
4,65 °/o für die Gesamtschuldenlast. Daraus ist es aber 
noch kaum möglich , die Höhe der Mieten zu berechnen; 
denn dazu gehörte die Kenntnis des für den restlichen schulden- 
freien Wert in Anrechnung zu bringenden Zinssatzes. Ferner 
müßte man wissen, wie hoch der für den Mietausfall, d. h. 
für das Risiko des Hausbesitzers haftende Zuschlag war, 
und schließlich muß ja auch ein genügender Betrag für 
Steuern und Reparaturen zurückgestellt werden. Zur Beant- 
wortung dieser Fragen ist uns eine Aktennotiz wertvoll, die 
uns die übliche Verzinsung des Hauskapitals mitteilt. Im 
Jahre 1867 suchte nämlich der Rat zur Unterbringung der 
Garnison Häuser zu kaufen und er verlangte dabei für diese 
Häuser den Nachweis einer reinen (d. h. nach Abzug von 
Steuern und Reparaturen) Verzinsung von 6 °/o. Der Betrag 
des nun noch zu machenden Zuschlages wurde uns von Privaten 
für die Gegenwart mit 10 °/o des Bruttoertrages beziffert 
(derselbe Satz wird bei der Einschätzung zur Einkommen- 
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Steuer ohne weiteres in Abzug gebracht). Auch für die Ver- 
gangenheit solle dieser Satz gegolten haben — was in An- 
betracht des Umstandes, daß nur minimale Veränderungen 
in der Belastung des Grundbesitzes durch Steuern statt- 
gefunden haben, wohl glaublich ist. Rechnen wir demnach 
mit einer Verzinsung von 6,7 °/o, so wäre pro Quadratmeter 
Wohnfläche ein jährlicher Aufwand von 1,81 Mk. erforderlich 
gewesen, oder anders ausgedrückt : eine Wohnung von 30 qm 
Wohnfläche (etwa l U der ganzen Grundrißfläche ist für 
Mauerstärken, Treppen usw. anzusetzen) hätte 72,40 Mk» 
gekostet. 



III. Kapitel. 

Die Zeit von 1871—1896. 

§ 9. Die Gesetzgebung. 

A. Die Landesgesetzgebung. 

In den 60 er Jahren beginnt die Landesgesetzgebung 
sich lebhafter mit dem Stadterweiterungsverfahren zu be- 
schäftigen. Sie betätigt sich nach zwei Richtungen : Einmal 
will sie die nötigsten Grundlagen des Verfahrens für das 
ganze Land einheitlich festsetzen, wobei den Gemeinden über- 
lassen bleibt, im Wege des Ortsgesetzes weitergehende Be- 
dürfnisse zu befriedigen, andererseits will sie das bisher im 
Dunkel wild emporgeschossene und kaum den Staatsbehörden 
im vollen Umfange bekannte Selbstverwaltungsrecht der 
Gemeinden einengen und auf eine klare juristische Grund- 
lage stellen. 

Zu den Gesetzen der erstgenannten Tendenz gehört das 
Gesetz vom 23. August 1862, das Immobilien- 
Brandversicherungswesen betreffend, das im 
weiteren Ausbau der Bestimmungen des Gesetzes von 1834 
und in Übereinstimmung mit den Normen des 1844 erlassenen 
Plauener Lokalgesetzes es den Behörden zur Pflicht macht, 
nach jedem Brandfall zu erwägen, ob im öffentlichen Interesse 
eine Veränderung bezw. Verlegung der Baustellen vorzu- 
schreiben sei (§ 101), ferner nach größeren Brandfällen 
die Aufstellung eines Neubauplanes verlangt, der sogar gegen 
den Widerspruch der Gemeindevertretung durchgeführt 
werden kann (§ 103—4), und in welchem auch die allgemeinen 
Verkehrs- und Gewerbsinteressen des Ortes berücksichtigt 
werden sollen (§ 105), und das schließlich die Pflicht auch 
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jedes anderen Grundbesitzers des Gemeindebezirks konstatiert, 
von seinem Grundeigentum soviel an noch unbebautem 
Areal als zur Veränderung oder Verlegung der Brandstelle 
des Ealamitosen erforderlich sei, gegen eine Entschädigung 
abzutreten, deren Höhe eventuell unter Beiziehung von Sach- 
verständigen festzustellen sei (§ 101, 110). — Ebenso ordnet 
das Gesetz, das wegen polizeilicher Beauf- 
sichtigung der Baue zu beobachtende Verfahren 
betreffend, vom 6. Juli 1863 das formale Baurecht in 
der für Plauen durch die Lokalbauordnung von 1844 bereits 
festgesetzten Weise. Einen kleinen Vorsprung in der ge- 
setzlichen Fixierung (die für Plauen erst die Straßenbau- 
ordnung vom 10. Juli 1871 brachte), keineswegs aber etwas 
Neues gegenüber dem üblichen Verfahren bedeutet das Ge- 
setz über die Wegebaupflicht vom 12. Januar 1870, 
das im § 3 die Lasten der Herstellung neuer Wege den 
Besitzern der anliegenden Grundstücke zuwies, wofern sie 
der Aufschließung neuer Ortsteile dienten. — Sodann ist 
hier noch die der Ausführungsverordnung zum Gesetz vom 
6. Juli 1863 angehängte Baupolizeiordnung für Städte 
(abgeändert unter dem 27. Februar 1869) zu erwähnen. Sie 
ist die Eonsequenz des Gedankens, von welchem ausgehend 
die Regierung bereits 1859 eine Musterbauordnung entworfen 
hatte, an deren Bestimmungen sich neue Lokalbauordnungen 
anschließen, und nach der die bereits bestehenden hatten ab- 
geändert werden sollen. Um diese Bauordnung durchzu- 
drücken, hatte seinerzeit die Kreisdirektion die Bestätigung 
der Plauener Straßenbauordnung verweigert, nachdem sie 
den Entwurf drei Jahre lang bei den Akten hatte liegen 
lassen. Jetzt sollte die Uniformierung des Baurechtes auf 
andere Weise durchgesetzt werden. Die Baupolizeiordnung 
für Städte sollte zwar dort, wo eine Regelung bereits er- 
folgt war, nur zur Ausfüllung von Lücken dienen, nur sub- 
sidiäre Geltung haben. Aber ganz naturgemäß begann sie, 
die auf Grund der Erfahrungen mehrere Jährzehnte auf- 
gestellt, eine viel größere Geschlossenheit des Aufbaues auf- 
wies, bald die alte Lokalbauordnung in der Praxis zu ver- 
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drängen. Aber da die andere immer noch zu Recht be- 
stehen blieb — noch heute ist sie nicht aufgehoben — so 
blieb der Behörde die Möglichkeit, auch aus ihr die schönsten 
Stücke sich herauszusuchen und nun, bald auf die eine, bald 
auf die andere gestützt, zu entscheiden. Die Änderung 
mancher Bestimmung hatte ja sicher ihr Gutes; so trat an 
die Stelle der obenerwähnten Festsetzung der Stockwerks- 
zahl nach ästhetischen Gründen der Grundsatz: Die Haus- 
höhe bis zum Obergesims darf der Straßenbreite gleich sein. 
Aber für den Bauunternehmer bedeutete dies Nebeneinander- 
bestehen zweier Gesetze völlige Unsicherheit ; und die Folgen 
daraus für die Baulust, die mit festen Grundsätzen der 
Kalkulation muß rechnen können, sind leicht einzusehen. 

Der obengenannte zweite Gesichtspunkt tritt in den 
Vordergrund in dem Gesetz, die Gültigkeit der 
Lokalbauordnung betreffend, vom 11. Juni 1868. 
Dieses kam einem Wunsche des Landtages nach. Die Re- 
gierung hatte nämlich in der Ausführungsverordnung zu dem 
Gesetz von 1863 unter den Punkten, deren Regelung den 
Ortsbauordnungen überlassen blieb, auch das kommunale 
Enteignungsrecht „zu Bau-, Straßen- und verkehrs- 
polizeilichen Zwecken" genannt. Dagegen erhob sich ein 
Sturm des Widerspruchs in der Kammer. Man bestritt der 
Regierung das Recht, ein Enteignungsrecht, das ihr nach 
der Verfassung selbst nicht zustände, zu verleihen, und 
konnte sich dabei auf eine 1860 in der ersten Kammer 
getane Äußerung des Staatsministers von Beust berufen 1 , 
in der dieser gerade das Fehlen einer Enteignungsbestimmung 
in Dresden beklagt hatte, wodurch man bei der Anlage 
neuer Straßen ganz von dem guten Willen der Bauunter- 
nehmer und Grundstücksbesitzer abhänge. Demgegenüber 
vertrat die Regierung den Standpunkt, daß es sich bei 
solchen Enteignungsbestimmungen um einen Ausfluß der 
Autonomie der Gemeinden handele, sodaß ihr auch bisher 
keine Veranlassung gegeben gewesen sei, den Enteignungs- 



Verhandlungen der ersten Kammer 1860—1861, S. 1011—14. 
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bestimmuBgen der Lokalbauordnungen, wie ihrer gegen 60 
bereits vorhanden seien, die Genehmigung zu versagen ; denn 
hier handele es sich nicht um die in der Verfassung er- 
wähnte Enteignung zu Staatszwecken, zu der die jedesmalige 
Zustimmung des Landtages erforderlich sei, sondern um 
eine solche zu kommunalen öffentlichen Zwecken. Und 
außerdem käme ja auch jede Enteignungsbestimmung auf 
gesetzlicher Grundlage, nämlich unter Zustimmung der 
Gemeindevertretung, zu stände. Schließlich sah sich aber 
die Regierung (mit bestimmt durch ein Schwanken der 
Rechtsprechung) veranlaßt, der Kammer einen Gesetzentwurf, 
die Gültigkeit der Lokalbauordnungen betreffend, vor- 
zulegen. Die Kammer, die das Bedürfnis nach einem 
kommunalen Enteignungsrecht für ein so industrielles und 
rasch aufblühendes Land wie Sachsen nie geleugnet hatte, 
erledigte den Entwurf noch in derselben Session unter einigen 
immerhin wesentlichen Umgestaltungen, sodaß er bereits 
unter dem 11. Juni 1868 publiziert werden konnte. 

Die Regierung hatte zur Bestimmung eines jeden Ent- 
eignungsfalles innerhalb der ortsgesetzlich festgelegten, 
ministeriell genehmigten Zwecke einen gleichlautenden Be- 
schluß der Ortsobrigkeit und der Gemeindevertretung für 
genügend gehalten. Zur Enteignung auf Grund eines mit 
Zustimmung der Gemeindevertretung und unter Zustimmung 
des Ministeriums des Innern genehmigten Bebauungsplanes 
sollte dagegen lediglich ein Beschluß der Exekutive genügen. 
Demgegenüber hielt die Kammer prinzipiell an der Not- 
wendigkeit einer Mitwirkung des Parlaments bei Bestimmung 
jedes einzelnen Enteignungsfalles fest, verzichtete aber frei- 
willig, da sie die Gefahr eines Mißbrauchs seitens der Ge- 
meinde infolge der hohen Kosten für ausgeschlossen hielt, 
auf dies Recht. Dafür aber übertrug sie die Entscheidung 
über die Anwendung des Enteignungsrechtes im einzelnen 
Fall dem Ministerium des Innern, entzog sie also den leicht 
unmittelbar interessierten Kommunalbehörden, indem sie da- 
durch gleichzeitig die Ungleichmäßigkeit des Regierungs- 
entwurfs beseitigte. Dabei wurde, um dem Ministerium die 
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Möglichkeit, sich ein Urteil zu bilden, zu geben, die Ein- 
reichung eines Planes sowie bei Enteignung von Gebäuden 
die Entsendung einer Kommission an Ort und Stelle ver- 
langt. Für die Bemessung der Entschädigungen wurden 
Grundsätze aufgestellt und außerdem (in einer ständischen 
Schrift) der Wunsch ausgesprochen, daß das Ministerium 
dafür sorgen sollte, daß die Sachverständigen von Seite der 
Parteien zu wählen seien. Ferner wurde die Verpflichtung 
der Gemeinde ausgesprochen, kleine Bestparzellen, die durch 
die Enteignung unbenutzbar geworden waren, auf Verlangen 
des Besitzers mit zu enteignen; dasselbe galt für Gebäude, 
die teilweise abgetragen werden mußten. Das Enteignungs- 
recht selbst aber wurde beschränkt auf Abtretungen 

a) zur Verbreiterung, Geradelegung oder Fortsetzung 
der für den inneren Ortsverkehr bestimmten Straßen, 
Wege und Plätze, 

b) zur Anlegung und Durchführung neuer dergl., 

c) zur Erbauung oder Verbreiterung von Brücken, 

d) zu Ufer- und Dammbauten, sowie 

e) zur Herstellung von Schleusen und Wasserleitungen, 

und nur für den Fall des Vorhandenseins eines dringenden 
Ortsbedürfnisses zugestanden. Damit war allerdings 
die Gefahr eines Mißbrauches soweit irgend möglich ver- 
mieden; nur für Notfälle, zur Vermeidung größter Übel- 
stände war für Eingriffe in das Privateigentum eine Möglich- 
keit geschaffen. Das Prinzip der Stadterweiterung blieb 
nach wie vor das privatkapitalistische. Eine weitergehende 
Einwirkung der öffentlichen Gewalten auf die Stadt- 
erweiterung war auf der Grundlage dieses Gesetzes nicht 
möglich. 

B. Die Ortsgesetzgebung. 

1. Die Straßenbauordnung von 1871. 

Während so die Landesgesetzgebung lediglich die Funda- 
mente schuf, die weitere Ausführung des Baues aber den 
lokalen Instanzen überließ, kam man endlich in Plauen zu 
einem wenigstens vorläufigen Abschluß der Straßenbauordnung. 
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Im September 1865 wurde die seit 1859 unterbrochene 
Beratung derselben wieder aufgenommen und zwar auf der 
Grundlage eines gänzlich neuen Entwurfes. Erst im Februar 
1869 konnte — da man die Beratungen mit Rücksicht auf 
den dem Landtag vorgelegten eben besprochenen Gesetzentwurf 
verschiedentlich hatte verzögern müssen — die» Straßenbau- 
ordnung der vorgesetzten Behörde zur Genehmigung vor- 
gelegt werden. Verschiedene Erinnerungen derselben wur- 
den von Rat und Stadtverordneten, teilweise sogar in recht 
scharfer Form, zurückgewiesen. Die dem Ministerium des 
Innern fast unverändert wieder vorgelegte Straßen- 
bauordnung wurde nunmehr — nachdem noch einige kost- 
bare Monate unter der unterJBeihilfe des Finanzministeriums 
schließlich glücklich beantworteten Frage verstrichen waren, 
ob das enteignete Straßenland in das Patrimonium civitatis 
überginge und also die Gemeinde das unschätzbare Recht 
hätte, es sofort zu versilbern, oder ob ihm die Qualität 
einer res publica zuzuerkennen sei — endlich am 10. Juli 
1871 Gesetz. 

Das Gesetz zerfällt in drei Teile; der erste (§ 1 — 10) 
behandelt die Stadterweiterung durch Privatunternehmer, 
der zweite (§ 11 — 16) die im öffentlichen Interesse erfolgen- 
den Umbauten alter und Anlage neuer Stadtteile, der dritte 
(§ 17—24) trägt in wenig übersichtlicher Weise allerlei Be- 
stimmungen über Öffentlichkeit und Instandhaltung der 
Straßen, über das Verfahren bei Ermittelung der Ent- 
schädigungen Expropriierter, über Einziehung von Anlieger- 
leistungen etc. nach. 

Im Anschluß an die Bestimmungen des Gesetzes von 
1868 konnte jetzt die Stadt zur Befriedigung eines dringen- 
den Ortsbedürfnisses die Anlegung neuer oder Regulierung 
bestehender Straßen, Wege und freier Plätze verfügen. Die 
Pläne mußten von den Stadtverordneten und sämtlichen Be- 
teiligten und vom Ministerium des Innern gebilligt werden. 
Versagte einer der Beteiligten seine Zustimmung, so konnte 
gegen ihn das Enteignungsverfahren eingeleitet werden; 
jedoch hatte man dazu außer der im Gesetz von 1868 ge- 

Meiner, Bodenspekulation. 5 
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forderten Zustimmung des Ministerium des Innern eine 
Zweidrittelmajorität der Stadtverordneten für nötig er- 
achtet. Die Kosten des gesamten im öffentlichen Interesse 
erfolgenden Unternehmens (mit Ausnahme der Kosten der 
Trottoirlegung, die zur Hälfte die Anlieger zu tragen hatten) 
fielen der Stadtgemeinde zur Last. Dagegen war es mög- 
lich, alle jene, die aus der Expropriation Vorteil zogen, zu 
einem verhältnismäßigen Beitrag heranzuziehen — also 
eine den modernsten Theorien entsprechende Bettermentab- 
gabe. 

Abgesehen von dieser Ausnahme erkannte das Gesetz 
als die Regel an, daß die Stadterweiterung Sache der 
Privaten sei. Ihnen alle Vorteile, aber auch alle Lasten! 
In strengster Durchführung dieses Gedankens hatte der Ent- 
wurf hierzu — außer der Beschaffung und Herstellung neuer, 
sowie der Erweiterung oder sonstigen Umänderung bereits be- 
stehen der Zugangs- und Verkehrswege, einschließlich der etwa 
nötig werdenden Damm- und Uferbauten, ferner einschließlich 
der öffentlichen Brücken, soweit dieselben nicht im öffentlichen 
Interesse von der Stadtgemeinde übernommen wurden, sowie 
der nach Anweisung und unter Aufsicht des Rats weiter er- 
forderlichen Herstellungen — auch die Beschaffung und Her- 
stellung des Platzkarrees, sowie die Aufstellung der Neu- 
baupläne gerechnet, doch waren diese letzten weitgehenden 
Bestimmungen, „da es in Plauen zu wenig große Unternehmer 
gäbe", gleich bei der ersten Beratung gestrichen worden; 
man erkannte an, daß es im Interesse der Stadt läge, selbst 
die Pläne aufzustellen und überließ es nur, soweit noch 
keine festgestellten Bebauungspläne vorhanden seien, den 
Bauunternehmern, solche auf ihre Kosten aufzustellen — 
eine Ausnahme, die 20 Jahre lang die Regel blieb. Die 
Pläne, die für Bauende und Baupolizeibehörde als Baunorm 
gelten sollten, bedurften der Genehmigung des Rats und der 
Stadtverordneten. In Erweiterung der früher gestellten An- 
forderungen mußten sie die Terrainverhältnisse und das 
Nivellement der Straßen, sowie den Beschleusungsplan ent- 
halten. Eine öffentliche vierwöchentliche Auslegung diente 
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dem Interesse der Beteiligten, die innerhalb dieser Frist 
Einwände, die auf Gründe des öffentlichen Rechts gestützt 
waren, vorzubringen hatten. 

Wir kommen nun zu den die Ausführung der 
Stadterweiterung regelnden Bestimmungen. Besonders 
wichtig ist hier die Unterscheidung zwischen vorläufiger nud 
endgültiger Straßenherstellung 1 . Zwar die Kosten beider 
Herstellungen trägt der Unternehmer (nur zur Trottoir- 
legung, zur Herstellung der Gas- und Wasserleitung und zur 
Aufstellung öffentlicher Brunnen und Straßenlaternen trägt 
die Stadt die Hälfte bei), aber die Einrichtung der vor- 
läufigen Straßenherstellung ermöglicht den Bau von Straßen, an 
denen dann Anbaue erlaubt werden können, ohne allzuhohe 
Kosten. Die endgültige Herstellung hatte erst zu erfolgen : 

a) wenn sie als im öffentlichen Interesse notwendig von 
Rat und Stadtverordneten erachtet wurde, 

b) auf Beschluß einer (nach der Frontlänge berechneten) 
2 / 8 Mehrheit der Anlieger. 

Nach § 4 sollte die Herstellung der Straße nur soweit 
erfolgen, als es die Baupolizeibehörde im öffentlichen Inter- 
esse für nötig erachtete. Allerdings solle in jedem Falle 



1 *§ 6: Zur einstweiligen Herstellung gehört Herstellung der Fahr- 
bahn in geh- und fahrbarem Zustande durch entsprechende Knackauf- 
schüttung, Pflasterung der Tagegerinne und Herstellung eines trocknen, 
mindestens 1,70 m breiten Kiesfujswegs, sowie Bau der Hauptschleusen. 
Zur endgiltigen Herstellung gehört: 

a) je nach Bestimmung des Rats Pflasterung mit Bruch- oder 
sonst geeigneten Pflastersteinen, oder Chaussierung mit Pack- 
lager, oder vollständige Makadamisierung mit gepflastertem 
Tagegerinne; in beiden Fällen einschließlich Pflasterung der 
zwischen den Frontgrenzen der Grundstücke und der Tage- 
gerinne liegenden Räume mit bossierten Steinen, soweit die 
Räume nicht durch Granit-Trottoirplatten eingenommen werden; 

b) Trottoire von Granit; 

c) Herstellung der Beischleusen; 

d) Herstellung der öffentlichen Brunnen bezw. der Wasserleitung, 
soweit das Wasser trägt; 

e) Legung der Gasleitung samt Aufstellung der Straßenlaternen. 

5* 
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dafür gesorgt werden, daß eine „ausreichende Verbindung u 
der nächsten Straßen oder freien Plätze mit den zu erbauen- 
den Gebäuden hergestellt werde. Nach der Fassung dieser 
Bestimmung hing es ganz von dem Ermessen der Baupolizei- 
behörde ab, welche Anforderungen an den Straßenbau ge- 
stellt werden sollten. Jahrelang hielt man an dem bisher 
geübten individualisierenden Verfahren fest, wonach je nach 
der Leistungsfähigkeit der Unternehmer verschieden hohe An- 
forderungen gestellt wurden : Vielfach begnügte man sich mit 
der Freilegung des Straßenlandes, und die technische Herstellung 
brauchte nur in der Ausdehnung der Hausbauten zu er- 
folgen. In besonderen Fällen konnte sogar die Herstellung 
lediglich der halben Straßenbreite verlangt werden. Aber 
die schnelle Entwicklung der Stadt ließ diese Zustände bald 
als unhaltbar erscheinen. Immer mehr näherte man sich 
der Forderung, gleich beim ersten Anbau an eine neue Straße 
die vollständige Herstellung derselben von dem Neubau an 
bis zum Anschluß an das städtische Straßennetz zu ver- 
langen. (Dabei galten noch unbebaute Neben- und Kom- 
munikationswege, auch wenn sie von der Stadtgemeinde 
unterhalten wurden, nicht als im Sinne der Straßenbauord- 
nung hergestellt: § 17 Abs. 4). Die Erhöhung der An- 
forderungen ließ sich nicht ohne schwere Kämpfe durchsetzen. 
Besonders nachteilig für die Stadt war dabei die unklare 
Formulierung der Straßenbauordnung, die viele Prozesse bis 
zur höchsten Instanz notwendig machte. Eine Abänderung 
wurde deshalb im wichtigsten Punkte getroffen (vom 
23. Mai 1877). Nunmehr hatte vor Erteilung der Bauerlaub- 
nis die Herstellung eines vorschriftsmäßigen Zuganges und 
aller über das Grundstück zu legenden Straßen vollständig zu 
erfolgen. Daß das Grundstück nie weiter als bis zu dem in 
Frage stehenden Hause reichte, dafür dürften die Unternehmer 
schon zu sorgen gewußt haben. 

Beachtung verdient noch die Bestimmung über den 
Schleusenbau, die ausdrücklich besagte: „Niemand hat An- 
spruch darauf, daß für die neue Schleusenanlage die Mit- 
benutzung der bereits vorhandenen Schleusen gestattet wird. 
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Doch soll die Einmündung gestattet werden, wenn die be* 
reits vorhandenen Schleusen dem für den Neubau dazu^ 
kommenden Bedürfnisse zu genügen vermögen, wobei die 
Unternehmer die aus der Veränderung erwachsenden Kosten 
zu tragen haben. Im übrigen haben die Bauenden die 
Schleusen stets bis zu dem Punkte zu führen, wo deren 
Ausfluß sei es in die Elster oder einen Bach oder in einen 
sonst dazu für tauglich erachteten Ort gestattet wird." 

Ferner wurde noch die nachträgliche Heranziehung der 
später an eine Straße Anbauenden zu den Kosten der 
Straßenherstellung bezw. ihre Ersatzverpflichtung dem Er- 
bauer derselben gegenüber nach Maßgabe der Frontlänge 
geregelt, indem die Baupolizeibehörde ermächtigt wurde, die 
Baugenehmigung zu verweigern, bevor diese Zahlung nicht 
vollständig geleistet sei. — Die Unterhaltung der vorläufig 
hergestellten Straßen lag den Unternehmern resp. Anliegern, 
die der endgültig hergestellten vom Zeitpunkt der Über- 
nahme an der Stadt ob. 

Der Charakter der Straßenbauordnung ist nach dem Ge- 
sagten (im Gegensatz zu dem ersten Entwurf) ein voll- 
ständiges Sichabfinden mit dem System der privatwirt- 
sch aftlich-spekulati v betriebenen Stadterweiterung. Man 
verzichtet auf stärkere Betonung des öffentlichen Interesses 
an der Stadterweiterung und beschränkt sich darauf, den 
Stadtsäckel möglichst zu entlasten. Ja man bedauert es, daß 
Plauen noch so wenig große Spekulanten habe. Von einem 
Bestreben, die damals schon als hoch empfundenen Boden- 
preise niedrig zu halten, ist nichts mehr zu merken; viel- 
mehr ist die Straßenbauordnung von 1871 als eine Kodi- 
fikation des bisher nur den Großen gegenüber angewandten 
Rechtes mit Gültigkeit für alle zu betrachten, sodaß sie, 
sobald erst die Grundgedanken des Gesetzes eigenes Leben 
erhielten, die Ausschaltung des Kleinbetriebes förderte. Daß 
auch die Befugnisse der Stadt eine gewisse Erweiterung er- 
fahren hatten, dadurch daß sie jetzt infolge des Enteignungs- 
rechts den Privaten nicht mehr auf Gnade und Ungnade 
ausgeliefert war, war ja sicher ein Fortschritt. Den Cha- 
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rakter der Stadterweiterung aber konnte diese Bestimmung 
nicht berühren, da das Enteignungsrecht nur für dringende 
Ortsbedürfnisse gegeben war, von einem solchen aber im 
Stadterweiterungsgebiet nur in Ausnahmefällen gesprochen 
werden kann. 

Von sonstigen gesetzlichen Maßnahmen ist nur noch zu 
erwähnen, daß nunmehr endlich durch Nachtrag zur Lokal- 
bauordnung vom 5. März 1878 das Einbauen von Dachwoh- 
nungen allgemein gestattet wurde. An der Praxis wurde 
ja dadurch nicht allzuviel geändert. Ferner wurde auf An- 
regung des Bezirksarztes von der bisher häufig (bei 15 m 
breiten Straßen) angewandten Dispensationsbefugnis, den Bau 
niedrigerer als der in der Bauordnung auf 6 Ellen normierten 
Parterregeschosse zu gestatten, „da den breiteren Straßen 
auch höhere Häuser entsprächen", kein Gebrauch mehr ge- 
macht. 

2. Die Bebauungspläne. 

Wie unsicher die Grundlage des ohne nähere gesetz- 
liche Vorschriften aufgestellten Bebauungsplanes gewesen 
war, zeigte sich teilweise erst in dieser Periode. Einige 
Besitzer verweigerten die Erfüllung der von ihren Vor- 
besitzern bei der Erteilung der Bauerlaubnis übernommenen 
Verpflichtung, das in die Straße fallende Land nach- 
träglich abzutreten. Die Entscheidung der Kreishauptmann- 
schaft ging dahin, daß, da ortsstatutarische Bestimmungen 
zu jener Zeit nicht bestanden hatten, nach denen der Bau- 
herr das Straßenland zu beschaffen hatte, es sich um ein 
privates Rechtsgeschäft handle, das vor die Gerichte gehöre* 
Im Prozeßweg wäre aber, da natürlich keine Eintragung im 
Grundbuch stattgefunden hatte und die Verpflichtung nur 
die Unterschrift des Baugewerken trug, kaum etwas zu 
machen gewesen. So mußte man sich gütlich einigen. 

Jetzt gab die Straßenbauordnung die Möglichkeit, Be- 
bauungspläne mit öffentlich-rechtlicher Wirksamkeit auf- 
zustellen. Zu ihrer Gültigkeit bedurften sie nur der Ge- 
nehmigung von Bat und Stadtverordneten, dagegen nicht 



— 71 — 

einer solchen von Seiten einer übergeordneten Behörde. 
Die so festgestellten Pläne hatten aber leider, trotzdem sie 
zur besseren Anpassung an die Interessen der Beteiligten 
vier Wochen lang öffentlich ausgelegt worden waren, nicht 
allzuviel Autorität. Der Plan wurde zwar festgesetzt, aber 
wenn er zur Ausführung kommen sollte, hatte jeder Bauherr 
einige besondere Wünsche, die die Obrigkeit tunlichst zu er- 
füllen suchte. Meist gingen die Wünsche dahin, die Straße 
an die Grenze des Grundstücks gerückt zu erhalten, derart, 
daß jeder der Nachbarn die Hälfte der Straßenbreite bei- 
zutragen hatte. Dieser Wunsch war erklärlich und wurde, 
sofern keine öffentlichen Interessen dagegen sprachen, gern 
erfüllt. Er mußte auch erfüllt werden, denn ohne solche 
Rücksichtnahme auf die bestehenden Besitzverhältnisse wäre 
kein Bau zustande gekommen, solange man nicht die ganze 
Stadterweiterung der berufsmäßigen Terrainspekulation über- 
antworten wollte. Aber von wirklich feststehenden 
Plänen kann man in jener Zeit kaum reden, und es ist in- 
folgedessen begreiflich, wenn man es vorzog, von größerer 
Ausdehnung derselben abzusehen und immer nur wenige 
Karrees zu genehmigen. Diese Praxis diente sicher nicht 
der Baulust, denn Monate vergingen jedesmal, bis die Fest- 
stellung der Linien, die jedem Bau vorhergehen mußte, er- 
ledigt war. Es ist daher kein Wunder, wenn die Stadt- 
erweiterung sich vor allem nach dem Gebiet wandte, wo 
ein umfassenderer Plan feststand, nach der Bahnhof- Vor- 
stadt. 

Die Aufstellung der Bebauungspläne war in der Straßen- 
bauordnung den Bauunternehmern übertragen worden. 
Das mußte zu großen Mißständen führen, da diesen 
begreiflicherweise ihre privaten Interessen an erster Stelle 
standen. Aber ein anderes Verfahren war damals kaum 
möglich, als die Zahl der Beamten des Stadtbauamts mit 
den wachsenden Geschäften so im Mißverhältnis stand, daß 
der Stadtbauinspektor aus eigener Tasche jährlich mehrere 
hundert Taler für Hilfsarbeiter ausgab, um nur notdürftig 
nachzukommen. Um nun doch möglichst weite Gebiete mit 
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Bebauungsplänen zu versehen, griff man zu dem Mittel, von 
demjenigen, der auch nur ein einziges Haus auf noch nicht be- 
plantem Terrain bauen wollte, den Plan für weite Gebiete, 
mitunter mehrere hundert Hektar zu verlangen. Die An- 
fertigung des Planes kostete immerhin mehrere hundert 
Taler, sodaß ein kleiner Unternehmer eine derartige Ver- 
teuerung seiner Hausbaukosten gar nicht tragen konnte. 
Eigentümlich mutet es dann an, wenn die Beratimg dieses 
Planes mitunter jahrelang aus allen möglichen Gründen ver- 
zögert wird, sodaß in der Zwischenzeit das Bauholz verfault; 
und wenn man dann endlich beschließt, doch lieber nur die 
nächsten Karrees festzustellen, um den Anforderungen der 
Zukunft nicht vorzugreifen, oder wie man sonst die däm- 
mernde Erkenntnis von der völligen Unzulänglichkeit des 
Karreessystems ausdrückt. Immerhin verdient gegenüber 
dem Schema hervorgehoben zu werden, daß bereits im Jahre 
1875 beschlossen wurde, das Terrain an der Elster (zwischen 
Reichenbacher- und Hoferstraße) für Fabrikbauten zu reser- 
vieren. 

§ 10. Die Stadterweiterung. 

A. Die Richtung der Stadterweiterung. 

Die Bevölkerung Plauens stieg in der Zeit von 1871 
bis 1895 von 23355 auf 55191, also auf über das Doppelte. 
Die Vorstadt, die den größten Vorteil von diesem Wachstum 
zog, war wiederum die Bahnhofs- Vorstadt. Bis 1884 marschiert 
sie bei weitem an der Spitze , dann tritt sie hinter der 
äußeren Stadt zurück. Aber auch hier sind es wieder die 
an die Bahnhofs- Vorstadt unmittelbar anschließenden Teile, 
die am schnellsten wachsen ; in der Krisenzeit nimmt dieser 
Teil der Stadt sogar beinahe* den gesamten Zuwachs in 
sich auf. 

B. Die Vorgänge bei der Stadterweiterung. 

Die Straßenbauordnung von 1871 hatte die privat- 
kapitalistische Form der Stadterweiterung bestätigt und die 
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Anforderungen erhöht, die an den Unternehmer von der 
Stadt gestellt wurden. Wenn diese Mehrleistungen auch 
nicht sofort im ganzen Umfange tatsächlich verlangt wurden, 
so blieb doch noch genug übrig, was das Geschäft erschwerte. 
So begnügte man sich bei der Forderung nach ausreichender 
Verbindung der Neubauten mit dem bestehenden Straßen- 
netz nicht mehr mit bloßen Feldwegen oder Wegegerechtig- 
keiten ; man verlangte die Freilegung wenigstens eines Teiles 
der planmäßigen Straße bis zum Anschluß an bestehende 
' Straßen. Dadurch war nun, da der Plan keinerlei Rück- 
sichtnahme auf die historischen Parzellengrenzen zeigte, jeder 
der bauen wollte, auf eine Verständigung mit seinem Nach- 
bar angewiesen und wenn dieser ihm den Gefallen nicht tat, 
ihm das notwendige Areal abzutreten, so mußte er, wenn 
es dann auch nur an einem kleinen an sich fast wertlosen 
Teil fehlte, auf das Bauen, den Verkauf, verzichten und 
noch ein paar Jahre Zinsen verlieren. Der Nachbar war 
vielleicht bald darauf in ähnlicher Lage ihm gegenüber — 
dann genoß der erste das erhebende Gefühl der Schaden- 
freude. Wie häufig diese gegenseitige Verärgerung war, 
zeigt das vielfache Vorkommen einer Bestimmung der Kauf- 
verträge über Baustellen, die dem Käufer für eine bestimmte 
Reihe von Jahren verbot, die Straße bis an das benachbarte 
Grundstück ohne Einverständnis des Vorbesitzers durchzu- 
führen. Häufig kamen natürlich die Konkurrenten auch 
zur Einsicht, daß es in ihrem beiderseitigen Interesse läge, 
sich zu vergleichen, und sie tauschten von ihrem Terrain so- 
viel aus, als notwendig war, um beiden gut geformte Grund- 
stücke und die Hälfte des Straßenlandes zu verschaffen. 
Daß dabei für das Austauschverhältnis die Machtstellung 
der Kontrahenten ausschlaggebend war, ist klar ; wir finden 
neben dem Verhältnis von 1 : 1 auch das von 1:2, wobei 
Straßen- und Bauland als gleichwertig angesehen werden, 
und noch ungünstigere, ja einmal tritt ein Unternehmer 
16 a an einen anderen unentgeltlich ab, nur damit dieser 
eine Straße öffnet. Meist betrafen diese Verträge (mitunter 
auch nur als einseitige Kaufverträge abgeschlossen) nur 
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kleinere Stücke Landes; doch fanden wir auch größere 
Transaktionen, so einen Fall, in dem noch geraume Zeit 
vor der Baureife des betreffenden Terrains zwei große Be- 
sitzer sich über den Austausch von insgesamt fast 1 ha ver- 
ständigten, wodurch die Grenzen eines Gebietes von 4 ha 
(die Parzellen hatten eine ganz ausnahmsweise ungünstige 
Form) dem Bebauungsplan angepaßt wurden. 

Die Kaufverträge wurden meist gleich mit dazu benutzt, 
eine Reihe anderer streitiger Punkte in gegenseitigem Ein- 
verständnis zu regeln. Da war zunächst die Schleusenfrage. 
Keine Bauerlaubnis wurde mehr gegeben, ohne daß nach- 
gewiesen war, daß die Ableitung der Abwässer bis zur Elster 
sicher gestellt war. Da eine jedesmalige direkte Ableitung 
praktisch nicht in Frage kam, war man auf die Gestattung 
der Mitbenutzung der Schleuse eines Nachbarn angewiesen 
(erst später übernahm die Stadt die Regelung des ganzen 
Schleusenbaues). Und da der Nachbar häufig für Teile seines 
Terrains in ganz derselben Lage war, gestatteten sich beide 
durch Vertrag gegenseitig die Einleitung der Abwässer. 
Ebenso gestattete man .sich bei dieser Gelegenheit leichter 
die Einräumung eines gegenseitigen Benutzungsrechtes der 
Straßen. (Da man keinerlei Herstellung der Zugangsstraße 
baupolizeilich verlangte — wie oben bereits erwähnt — 
sondern zunächst lediglich die Freilegung, so blieb das 
Straßenland natürlich auch im Besitz und Willkür der bis- 
herigen Eigentümer, sodaß ein Anschluß weiterer Straßen- 
teile nicht ohne weiteres möglich war.) Hier ist ein Ver- 
trag aus dem Jahre 1872 zu erwähnen, der zwischen drei 
großen Spekulanten abgeschlossen, für ein Gebiet von 5 ha 
das gegenseitige unentgeltliche Liegenlassen der Straßen des 
Bebauungsplanes festsetzt und die Bepflanzung der Straßen 
mit Bäumen vorschreibt. So wirkten die Bestimmungen der 
Straßenbauordnung unmittelbar dahin, in den großen Terrain- 
spekulanten das Bewußtsein weitgehender Abhängigkeit vom 
Nachbar zu erwecken. 

Etwa um das Jahr 1875 wurde dann, wie wir oben 
bereits erwähnten, die Straßenbauordnung strenger an- 
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gewandt. Zur Freilegung des Straßenareals trat die Her- 
stellung der Straßen bis zum Anschluß an das städtische 
Straßennetz. Während die bisher lediglich verlangte Her- 
stellung des vor dem bebauten Grundstück befindlichen Straßen- 
teiles in den Jahren 1871 — 85 unmittelbar von dem Bauherrn als 
Teil der Hausbaukosten getragen worden war (das neue Recht 
schuf sichere Normen für die Einhebung der Anliegerbeiträge 
vom Gegenüber, ermöglichte also die Abwälzung dieser Aus- 
lage vom Spekulanten auf den zuerst Bauenden im Gegen- 
satz zu der Zeit vor 1871), stiegen nun die Kosten für die 
Schaffung der Voraussetzungen eines Hausbaues so hoch, daß 
es nicht mehr möglich war, diese Last dem ersten Anbauer 
aufzuerlegen. Der spekulative Erschließer des Grundstückes 
mußte wiederum eintreten und die Kosten für die gesamte 
Herstellung auslegen; bei dem Verkauf der Baustellen, der 
sich oft über Jahre erstreckte, konnte er sie wieder einziehen. 

Wie war nun die Preisentwicklung der Agrar- 
par zellen in dieser Zeit? Der großen Spekulationszeit 
anfangs der 60 er Jahre war ein Zurückbleiben im Ex- 
pansionsdrang der Spekulation bis zum Jahre 1870 gefolgt. 
Nur ganz vereinzelte Umsätze in Parzellen im Gebiet des 
Grohschen Bebauungsplanes rechts der Bahnhofstraße 
fanden statt. Mit der Gründerzeit begann ein neuer wilder 
Vorstoß. Fast 12 ha in 12 Parzellen wurden in den Jahren 
187L— 73 von Baugewerken und sonstigen Spekulanten, die 
sich jetzt dem Geschäft zuzuwenden beginnen, erworben, und 
obwohl das Gebiet sogar über die Grenzen des Bebauungs- 
planes hinausgreift, steigt doch der Durchschnittspreis des 
Quadratmeters auf 1,10 Mk. Der Maximalpreis erreichte 
sogar den unerhörten Betrag von 4,52 Mk. für ein Feld au 
der Bahnhofstraße, 3,84 Mk. für ein entfernteres. 

Bevor wir uns den Baustellenpreisen zuwenden, wollen 
wir noch mit einigen Worten auf das Verhältnis zwischen 
Spekulant und Baustellenerwerber eingehen. In den 
ersten Jahren des Jahrzehntes blieb es im allgemeinen das- 
selbe wie vorher. Der Spekulant verkaufte direkt an den 
Wohnungskonsumenten und dieser bezog auch die zum Bau 



— 76 — 

benötigten Materialien und Arbeitsleistungen vom Vor- 
besitzer. Eine Änderung tritt hur insofern ein, als jetzt 
häufiger der Spekulant genötigt ist, auf Kredit zu verkaufen. 
Zunächst geschieht das noch unter der Bedingung raten- 
weiser Abzahlung, aber der Keim zu einer weitergehenden 
neuen Entwicklung ist gelegt. Bei der Bemessung des 
Zinsfußes wird zuweilen Rücksicht darauf genommen, daß 
die Baustelle nicht sofort einen Ertrag gibt: er steigt erst 
in mehreren Absätzen zu dem üblichen Satze an. Gleich- 
zeitig wird dem Käufer bei pünktlicher Zinszahlung Un- 
kündbarkeit auf mehrere Jahre eingeräumt. Eine weitere 
neu auftretende Bedingung ist die Verpflichtung, bei Ver- 
meidung einer Konventionalstrafe das Terrain innerhalb 
eines gewissen Zeitraumes zu bebauen. Namentlich bei 
Verkäufen größerer Blöcke tritt diese Bedingung in Kraft. 
Sie deutet auf das Vorhandensein einer Baustellenspekulation 
hin; gleichzeitig aber zeigt sie uns, daß die Spekulanten 
«ehr wohl mit der Wertsteigerung zu rechnen wußten, die 
für das umliegende Terrain aus der Bebauung des Nachbar- 
grundstückes folgt. Derselben Erkenntnis entspringt wohl 
auch die vielfach zu beobachtende Verzögerung der Bebauung 
der zweiten Straßenseite, die der der ersten erst in großem 
Abstand nachfolgt. Hiervon nicht weit entfernt müssen wir 
jenes Rechnen mit dem unverdienten Wertzuwachs stellen, 
den man selbst mit Opfern sich zu sichern sucht. So erbot 
«ich Groh schon im Jahre 1868 der Stadt gegenüber, zur 
Unterbringung der Garnison (die von 1867 — 77 in Plauen 
lag und die, da die Regierung keine Kaserne baute, den 
Bürgern als Einquartierung zur Last lag) ein Karree zu 
bebauen (die Häuser hätten sich in nichts von anderen unter- 
schieden) und das Ganze der Stadt gegen den Brandkassen- 
wert zu überlassen. Da dieser immerhin (trotz der oben 
gemachten Ausstellungen) dem Wert des Ganzen nicht gleich 
kam, finden wir den Grund für G r o h s menschenfreundliches 
Anerbieten wohl nur in der Hoffnung, durch die Anwesen- 
heit des Militärs den Wert seiner übrigen Terrains in der 
Bahnhofs-Vorstadt zu heben. 
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Wenn wir nun zu den Zahlen selbst kommen, so wurden 
bei der Aufstellung, die wie oben das Gebiet rechts der 
Bahnhofstraße behandelt, ausgeschieden: a) alle Eckgrund- 
stücke, b) die Grundstücke an der Bahnhofstraße, sowie an 
den zwischen Bahnhof- und Forststraße gelegenen Strecken 
der Querstraßen, ferner c) die Grundstücke an der übernormal 
breiten Kaiserstraße und Carolastraße. Über die Bodenver- 
hältnisse ist folgendes zu bemerken: Während die Quer- 
straßen fast ganz eben sind, weisen die Längsstraßen (die 
parallel der Bahnhofstraße gehen) teilweise ziemliche 
Steigungen auf. Eine Sonderung nach der verschiedenen 
Bodenbeschaffenheit war aber nicht möglich. Über die gegen- 
über den 60 er Jahren veränderte Form der Straßenher- 
stellung haben wir schon oben gesprochen. Die Kosten derselben 
wurden nunmehr von den Käufern unmittelbar getragen und 
nur die Schleusenanlage, die sich notwendigerweise immer 
über eine ganze zusammenhängende Straßenstrecke hinzog, ver- 
blieb dem Aufgabenkreis des Spekulanten, der dafür einen 
nach der Frontlänge des Grundstückes bemessenen Betrag 
(meist einen Taler pro laufende Elle) nach ihrer Herstellung 
(zunächst war sie häufig noch nicht nötig) einhob, sodaß auch 
dieser Posten nicht mit in dem Baustellenpreis enthalten ist. 
Bestanden so vor 1875 keinerlei Zweifel, auf wessen Konto die 
Kosten des Straßenbaues zu schreiben waren, so wird das 
nachher eine schwierige, immer nur für den einzelnen Fall zu 
entscheidende Frage; denn jetzt wird die Straße in jedem 
Fall von dem Spekulanten gebaut, aber ob die Straßenbau- 
kosten mit im Kaufpreis enthalten sind, oder erst nachträg- 
lich — nach einheitlichen Sätzen oder im Verhältnis der 
wirklich entstandenen Kosten — eingehoben werden sollen, das 
muß in jedem einzelnen Falle besonders abgemacht werden. 
Die Schwierigkeiten werden erhöht dadurch, daß häufig die 
Straße erst nach bereits erfolgten Verkäufen gebaut wird, 
in welchem Fall dann die Akten keinerlei Hinweis ent- 
halten. Im allgemeinen scheint anfangs durchweg und auch 
in den 80 er Jahren noch in der Regel der Anliegerbeitrag 
für sich verrechnet worden zu sein, zumal da diese Summe 
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nicht mit bei der Berechnung der gerichtlichen Stempel- 
kosten, Abgaben etc. berücksichtigt wurde (was neuerdings 
geschieht). Erst Ende der 80 er Jahre findet sich ab und 
zu der ausdrückliche Vermerk im Kaufvertrag: die Kosten 
der Herstellung der Straße inbegriffen, wobei dann immer 
noch ungewiß ist, wie weit diese Herstellung schon ge- 
diehen war. 

Eine weitere Erschwerung der Gewinnung exakter 
Zahlen für die Baustellenpreise liegt ferner darin, daß häufig, 
namentlich natürlich, wenn die Straße erst später hergestellt 
wurde und bei Verkäufen größerer Terrains, das Straßen- 
areal in dem verkauften Areal mit inbegriffen ist. Einer- 
seits nämlich fand die Übernahme des Straßenareals durch 
die Stadt und die Entsteuerung erst nach der endgültigen 
Herstellung der Straße statt, andererseits aber hatte häufig 
namentlich der kleinere Spekulant, wenn alle Bauplätze ver- 
kauft waren, kein Interesse mehr daran, lediglich für das 
Straßenareal noch ein Grundbuchblatt und alle möglichen 
Scherereien zu haben; er überließ daher auch das recht- 
liche Eigentum denen, denen das Areal nun vorzugsweise 
zu dienen bestimmt war, überließ diesen dann auch die Ver- 
handlungen mit der Stadt- und Steuerbehörde. So beziehen 
sich die Größenangaben in den Kaufverträgen bald auf reines, 
bald auf rohes Bauland (d. h. inkl. V2 Straßenbreite) ohne 
daß dies aus dem Vertrage erkennbar wäre. Diese Fehler- 
quelle zu beseitigen, ist beim Fehlen eines Grundwert- 
katasters nur mit Hilfe peinlichster Vergleichung der wenig 
übersichtlich geordneten Flurbuchsakten möglich und wurde 
deshalb wegen des bei großem Mehraufwand von Arbeit 
doch nur geringen Gewinnes unterlassen. 

Für die Jahre 1871—74 ergab sich aus 19 Baustellen- 
verkäufen ein Durchschnittspreis von 4,76 Mk. Gegenüber den 
4,24 Mk. der letztvorhergegangenen Periode bedeutet das 
zweifellos eine Erhöhung, zumal aus den eben besprochenen 
Gründen hier noch ein Zuschlag zu machen ist. Immerhin 
erscheint die Steigerung in Anbetracht dessen, daß es sich 
um die Gründerjahre handelt, nicht allzugroß. — Im einzelnen 
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sei noch bemerkt, daß auf der Forststraße (jeweils dem ent- 
legensten Teil derselben) zwischen 6 und 10 Mk. und auf 
der dritten Parallelstraße der Bahnhofstraße (noch jenseits 
der Kaiserstraße) bis zu 3,50 Mk. bezahlt wurden. 

Der Gewinn der Terrainspekulanten scheint demnach ein 
befriedigender gewesen zu sein. Daß aber trotzdem das Geschäft 
nicht totsicher war, zeigt die Geschichte des Aktien- 
bauvereins. Dieser, ursprünglich von kleinen Handwerkern 
ins Leben gerufen, um durch genossenschaftliche Selbsthilfe 
der großen Wohnungsnot des Jahres 1871 zu begegnen, war 
alsbald nach seiner Gründung im kapitalistischen Sinne um- 
gestaltet worden. Es war das die notwendige Folge der 
Verteilung des Aktienbesitzes : von den 500 Aktien (ä 150 Mk.) 
verfügten 18 Personen über 369 Stück. Der Aktienbau- 
verein kaufte ein größeres Gelände am Rinnelberge, (jenseits 
der Elster und der Eisenbahn am Enielohbach gelegen) an, 
im ganzen 9V* ha für 65850 Mk., den Quadratmeter also für 
71 Pfg. Das Gelände lag nicht ungünstig, unmittelbar an- 
schließend an die bebauten Teile der Brückentor- Vorstadt, aller- 
dings durch einen Abhang von jenen getrennt. Immerhin durfte 
der Preis, da es ein zusammenhängendes Terrain betraf, daß 
aus den Händen vieler Besitzer zusammengekauft werden 
mußte, nicht übermäßig genannt werden. Wenn der Aktien- 
bauverein schließlich keinen Erfolg gehabt hat, so lag die 
Schuld anderswo. Man hatte sich vor allem mit einem zu 
hohen Prozentsatz des Kapitals festgelegt; die nach dem 
Ankauf noch verfügbaren Mittel waren durch den Straßen- 
bau bald aufgezehrt. Bei diesem sollen überdies noch große 
technische Fehler gemacht worden sein. Dann wurde 
noch eine Sandgrube, ein Steinbruch und eine Ziegelei er- 
öffnet, um alles, was zum Hausbau gehört in eigener Regie 
zu haben; denn nur so sei man konkurrenzfähig. Bald 
stellte sich heraus, daß die Gesellschaft kein genügendes 
Betriebskapital mehr hatte: Wenn einmal der Verkauf der 
Häuser nicht gelang, hatte sie sofort mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Wohl verteilte sie die ersten Jahre je4°/o Dividende 
und rechnete noch weit höhere Gewinne aus, aber als in der 



— 80 — 

Krise des Jahres 1876 das Bankhaus, bei dem sie einen 
Kredit von 75000 Mk. besessen hatte, zusammengebrochen 
war, geriet sie in immer größere Verlegenheit, und als noch 
eine Hypothek gekündigt wurde, die sie nicht bezahlen 
konnte, beschloß die Gesellschaft, die nirgends mehr Geld 
auftreiben konnte, im Jahre 1880 die Auflösung. Die Liqui- 
dation erstreckte sich über 20 Jahre und ergab, da der 
drängenden Gläubiger willen alle wertvollen Stücke schnell 
versilbert werden mußten, eine Restdividende von nur 10 °/o 
für die Aktionäre. So das traurige Ergebnis der ersten 
kapitalistischen Terrain gesellschaft Plauens. 

1875-1880. 

Die Preisbewegung der Jahre 1875 — 80 ist weiter 
steigend, namentlich dadurch, daß die niedrigeren Sätze, 
die vorher den Durchschnitt merklich beeinflußten, jetzt ver- 
schwinden. Der Durchschnittspreis beträgt jetzt bei 79,8 a 
Fläche 6,44 Mk. pro qm. Diese erneute Steigerung ließ in 
unternehmenden Baumeistern den Gedanken reifen, daß es 
sich lohnen könne, auf billigem Gelände in größerer Ent- 
fernung von der Stadt eine Art Kolonie anzulegen, da die 
Preisdifferenz groß genug war, um die Abneigung gegen das 
Wohnen im freien Felde zu überwinden. Allerdings in 
Plauener Stadtflur konnte diese Ansiedlung nicht bewerk- 
stelligt werden. Die Handhabung der Straßenbauordnung 
hätte sie durch Auflagen allzusehr verteuert. Aber schon 
nicht mehr allzuweit von dem von der Spekulation bereits 
mit Beschlag belegten Gebiete begann die Gemarkung der 
Dorfgemeinde Haselbrunn. Hier, etwa halbwegs zwischen 
dem Dorfe und der Stadt, entstand unmittelbar an der 
Stadtgrenze, durch den Haselbrunner Kommunikationsweg, 
also einen Weg unterster Gattung, mit beiden verbunden, 
eine Ansiedlung von kleinen Häusern, die nur einen Wert 
von je 3 bis höchstens 6000 Mk. repräsentierten. Weit gedieh 
das Unternehmen allerdings nicht, der Baumeister geriet 
infolge der ungünstigen Gestaltung der Erwerbsverhältnisse 
im allgemeinen in Zahlungsschwierigkeiten und mußte den 
Konkurs anmelden. Immerhin stehen heute noch etwa 20 
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solche kleine bescheidene Häuschen dort, gar seltsam anzu- 
sehen in nächster Nachbarschaft der modernen Miet- 
kasernen. 

1881-1806. 

Schon von 1874 an, mehr noch in den 80 er Jahren, be- 
ginnt eine bedeutsame Änderung in der Produktionsweise 
der Häuser, die den Charakter des unserer Darstellung 
zugrunde liegenden Materials wesentlich verändert. Vorher 
war die überwiegende Zahl der Häuser im Auftrag erbaut 
worden, infolgedessen standen uns relativ viel Baustellen- 
preise, dagegen wenig Hauspreise zur Verfügung. Jetzt 
wird es zur Seltenheit, daß Häuser auf Bestellung gebaut 
werden. Die Reflektanten wollen anscheinend den Unan- 
nehmlichkeiten, die notgedrungen damit verbunden sind, aus 
dem Wege gehen. Wie in anderen Handwerkszweigen tritt 
die Produktion auf Vorrat an Stelle der Produktion auf Be- 
stellung. Dabei bildet sich nun eine merkwürdige, dem 
Baufach eigentümliche Arbeitsteilung aus. Nur eine Zeit- 
lang blieb nämlich die Hausproduktion in der Hand der 
großen Spekulanten und Baugeschäfte, bald ging sie an eine 
besondere Kategorie von Leuten über; der Typus des Bau- 
unternehmers entstand. Das war ursprünglich ein Bau- 
meister, der nur nicht über das Kapital verfügte, um selbst 
für die Bereitstellung des nötigen Baulandes zu sorgen, und 
deshalb von dem Konkurrenten ein Stück fertig vorgerichtet 
kaufte, um darauf sein Gewerbe auszuüben. Dadurch kam 
er leicht in Abhängigkeit von dem Vorbesitzer, der einen 
Teil des Kaufpreises hypothekarisch stehen ließ und ihm 
wohl auch die Baumaterialien lieferte. Die weitere viel 
kommentierte Entwicklung zum besitzlosen Bauunternehmer- 
tum fällt in Plauen wohl erst in die nächste Periode. Die 
Bauunternehmer der 80 er Jahre und der 1. Hälfte der 
90 er Jahre reduzierten zwar auch schon die von ihnen auf 
die Terrains zu leistende Anzahlung immer mehr, waren 
aber doch im Grunde finanziell selbständig und haben in 
der überwiegenden Mehrheit Jahrzehnte lang ihr Baugeschäft 
ruhig und in soliden Bahnen betrieben. Sie erwarben ein 

Meiner, Bodenspekulation. 6 
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größeres Terrain von 30 — 50, ja bis zu 100 a und führten 
darauf einen Bau nach dem andern aus (mitunter vertrag- 
lich an einen bestimmten Termin gebunden, namentlich aber 
durch die Last der Hypothekenzinsen, denen ja keine Ein- 
nahme entsprach, dazu genötigt). Die Häuser suchten sie 
dann möglichst bald loszuschlagen, um ihr Kapital wieder 
frei zu bekommen. 

Die Baustellen- und Blockpreise in jener Zeit einwand- 
frei zu erlassen, bietet große Schwierigkeiten. Denn wie 
bereits oben erwähnt, haben wir das Gebiet relativ ebener 
Oberflächengestaltung verlassen, und während die west-öst- 
lich gerichteten Straßen völlig horizontal verlaufen, zeigen 
die nord-südlichen Straßen ziemlich beträchtliche Steigungen. 
Es muß also einerseits mit verschiedenen Straßenbaukosten 
(Dammschüttungen, durch die die Bebauung erst ermöglicht 
wird, drücken natürlich die Baustellenpreise) und mit ver- 
schiedener Höhe der Kosten der sonstigen vor Inangriff- 
nahme des Baues nötigen Herrichtungen gerechnet werden. 
Dazu kommt dann noch, daß speziell bei Blockverkäufen die 
zu Spekulationszwecken erfolgten Umsätze in erst später 
„baureifem" Land nicht ausgeschieden werden können. So 
haben also jetzt arithmetische Durchschnittspreise, die ein 
ganz falsches Bild geben würden, keinen großen Wert mehr. 
Es möge darum genügen, zu sagen, daß für 1880—85 Preise 
zwischen 10 und 15 Mk. vorwogen und daß für 1886 — 90 
ein weiteres Steigen bis 20 Mk., für 1891—96 Preise von 
20, 25 und 30 Mk. zu verzeichnen waren. Dabei wurden in 
den 80 er Jahren die Straßenbaukosten meist gesondert ein- 
gehoben, während sie in den 90 er Jahren häufiger mit in- 
begriffen sind. 

C. Tätigkeit der Stadt bei der Stadterweiterung. 

Von einer Tätigkeit der Stadt in der Stadterweiterung 
ist für diese Zeit gar nicht zu reden. Die Möglichkeiten, 
die das Gesetz, wenn auch in sehr geringfügigem Umfange, 
immerhin gelassen hatte, wurden nicht ausgenutzt. So ist 
es dem Verfasser nicht möglich gewesen, einen Fall von Ent- 
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eignung zu Stadterweiterungszwecken festzustellen. Ein ' 
einziges Mal erinnerte man sich der Möglichkeit (im Jahre 
1886) als die Fortführung der zum Friedhof führenden 
Straße durch die Weigerung der Besitzer eines zum Teil 
in die Straße fallenden Grundstückes, etwas abzutreten, 
verhindert wurde (ein bestehender Kommunikationsweg ge- 
nügte absolut nicht mehr). Aber man getraute sich dann 
doch nicht so recht, das gefährliche Recht zu handhaben 
und pflog Verhandlungen, die durch Erbgang und Unmündig- 
keit erschwert, schließlich nach 15 Jahren zum Ziele führen 
sollten. Wir werden weiter unten auf diesen Fall noch ein- 
mal zurückzukommen haben, hier genügt die Konstatierung 
der Tatsache, daß die Stadt irgendwelche Einwirkung auf 
die Erbauung von Straßen und Schaffung von Baugelände 
weit von sich wies. Als Besitzerin von Grundstücken kam 
sie auch nicht für die Stadterweiterung in Betracht. Nach- 
dem sie, von Schulden bedrängt, in den 30er Jahren das 
Kittergut Reißig und das Vorwerk Haselbrunn verkauft 
hatte, war nichts zur Vermehrung des städtischen Grund- 
besitzes geschehen. Im Gegenteil war 1846 sogar das ent- 
fernt gelegene Komturholz (fast 50 ha groß) verkauft 
worden. Die herrschende manchesterliche Meinung von dem 
Segen des freien Spiels der Kräfte auch auf dem Gebiet 
des städtischen Terrainmarktes verhinderte jeden größeren 
Ankauf. Kaum daß Bürgermeister Kunze den Ankauf der 
jetzt zum Stadtpark und den Preiselpöhl-Anlagen verwen- 
deten Grundstücke durchsetzte; bei der Versteigerung des 
Rittergutes Reusa 1879 mußte er einen anderen die Stadt 
tiberbieten sehen, da er an den Beschluß der Stadtver- 
ordneten gebunden war ; und von anderen Ankäufen verlautet 
nichts. (Der Erwerb einiger auf Haselbrunner Flur im 
Jahre 1887 billig angebotener, jetzt bereits bebauter 
Grundstücke wurde abgelehnt). 

§ 11. Die Wohnungsverhältnisse 1871—1896. 

A. Allgemeines. 
Das was wir über die Wohnungsverhältnisse dieser 

Periode aussagen können, beruht ebenfalls zum größten Teil 

6* 
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auf den Zahlen der Volkszählungen, die von 1875 an statt 
aller drei, nur noch aller fünf Jahre abgehalten wurden. 
Von 1877 an stehen uns jährliche städtische Zählungen zur 
Verfügung, die aber bis 1887 nur die Zahl der Grundstücke, 
nicht aber die der Haushaltungen in ihren Bereich zogen. 
Schließlich haben wir noch eine Zählung der leerstehenden 
Wohnungen aus dem Jahre 1885, und eine allgemeine, leider 
auch nicht ganz vollständige Wohnungsaufnahme aus dem 
Jahre 1891. 

Die Bevölkerungszunahme (von 1871—74 mit 15,4 °/o 
äußerst stark) nahm bis 1875 an Intensität zu. Dann kam 
die Krisis, der aber schon 1878 ein neuer, 1880 noch an 
Intensität gewinnender Aufschwung folgte. Dementsprechend 
sind die Behausungsziffern sehr hoch 1871, 1875 und 1880. 
Abweichend von den Ziffern der Bevölkerungszunahme, aber 
in Übereinstimmung mit dem, was v. Loeben berichtete, 
zeigt die Abnahme der Behausungsziffer 1874 (von 18,62 
auf 18,53) die vorhergegangene Krise in der Stickerei- 
industrie an. Gleichzeitig steigt die Zahl der Haushaltungen 
(von 3,42 auf 3,55) und sinkt die Zahl des Familien- 
durchschnittes (von 5,45 auf 5,22). Die Krise bringt Ab- 
nahme der Wohnungsnot, zunächst wohl unter der Form, 
daß ein Teil der Stickmaschinensäle wieder in Wohnräume 
rückverwandelt wird. Das außergewöhnlich günstige Jahr 1875 
(6,7 °/o, Zuwachs) bringt eine weitere Abnahme der durch- 
schnittlichen Familienzahl (auf 5,06), und 1880 steht sie nur 
noch auf 4,92. Die gute Konjunktur erhöhte also den dem 
einzelnen zur Verfügung stehenden Wohnraum ; denn an eine 
erhebliche Verkleinerung der Wohnungen braucht wohl nicht 
gedacht zu werden, da der Steigerung der Behausungsziffer 
und Haushaltungsziffer eine weitere Zunahme der Größe 
der Hausgefäße (von den Hauptverkehrsadern dringt das 
Dreigeschoßhaus vor!) entspricht. 

Mit dem Jahre 1880 ändert sich das Bild. Entsprachen 
bisher (mit Ausnahme der besonderen Verhältnisse der 60 er 
Jahre) Krisen schlechte, gutem Geschäftsgang gute Wohnungs- 
verhältnisse, so verkehrt sich das jetzt in sein Gegenteil. 
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Im einzelnen stellt sich die Entwicklung folgender- 
maßen dar: die Bewegung der Behausungsziffern entspricht 
genau dem Geschäftsgang resp. der Bevölkerungszunahme. 
Dieselben sind hoch 1885 bei 5,1 °/o Zuwachs, niedrig 1881 
(bei 1,7 °/o und 3,6 °/o Vermehrung) und sinken ständig von 
19,48 auf 18,07 in den Jahren 1885—91. Auch diese Zahlen 
bringen also die Schwere dieser Krise zum Ausdruck, denn 
die Behausungsziffer des Jahres 1891 ist so niedrig, wie 
keine seit 1858! — Die Zahl der Haushaltungen pro Haus 
nimmt dagegen auffallenderweise in dieser Zeit etwas zu 
(sie steigt von 3,94 auf 4,01), was wohl auf die Vermehrung 
der Dreigeschoßhäuser zurückzuführen sein dürfte, und die 
Zahl der Familienmitglieder siakt gwz beträchtlich (von 
4,94 auf 4,53). Die sich in dieser Abnahme aussprechende 
Erweiterung des Wohnungsspielraumes für den einzelnen 
dürfte in der Hauptsache in der durch die industrielle 
Depression hervorgerufenen Abwanderung unverheirateter 
Arbeiter ihre Begründung finden. (So sank der Prozentsatz 
der Aftermieter und Schlafgänger von 1885—90 von 8,2 °/o 
auf 5,2 °/o.) Trotzdem wird man nicht umhin können, zumal 
wenn man die große absolute Zunahme der Haushaltungen 
von 1885—90 (um 1600!) ins Auge faßt (sie ist bei einer 
Bevölkerungszunahme von 9,7 °/o ebenso groß als die der 
vorhergehenden Periode mit über der doppelten Vermehrungs- 
geschwindigkeit) an eine trotz schlechten Geschäftsganges 
durch Verbilligung der Miete erleichterte Gründung neuer 
Familien zu denken. 

Die Zeit von 1891 — 96, die laut Bevölkerungszunahme 
glänzenden Geschäftsgang mit sich brachte, läßt dann mit 
der Behausungsziffer auch die Zahl der Haushaltungen und 
außerdem auch gleichzeitig die Zahl der Haushaltungs- 
mitglieder steigen; das heißt die leerstehenden Wohnungen 
werden vermietet, und da die Bautätigkeit nicht vermag, 
der Nachfrage nachzukommen, ist die Folge der guten Kon- 
junktur eine Zusammendrängung der Menschen, eine Ver- 
minderung des Lebensspielraums für den einzelnen, ein 
Verzicht auf die Gründung neuer Familien — gute 
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Erwerbsverhältnisse sind also jetzt kulturell 
bedenklich, schlechte förderlich! 

Neben diesen Ergebnissen der allgemeinen Zählungen 
geben uns die besonderen Wohnungsaufnahmen des städtischen 
statistischen Amtes trotz aller Unvollständigkeit doch einige 
nicht zu verachtende Aufschlüsse. Die erste Zählung (vom 
15. Oktober 1885) betraf lediglich die leerstehenden 
Wohnungen. Wir bezeichneten dieses Jahr oben auf Grund 
der Volkszählungsergebnisse als ein günstiges. Diese Be- 
hauptung wird hier bestätigt. Es standen leer (außer 
18 Geschäftslokalen) 68 früher bewohnte und 19 früher 
nicht bewohnte Wohnungen, zusammen 87 oder genau l°/o 
der am 1. Dezember desselben Jahres festgestellten Zahl 
der Haushaltungen. Von den Wohnungen waren 14 im 
Preise bis zu 100 Mk. , 35 zwischen 100 und 200 Mk. und 
8 zwischen 200 und 300 Mk. Größenangaben sind leider 
nicht vorhanden. Da nach der Zählung von 1891 etwa 
75°/o aller Wohnungen in der Preislage unter 200 Mk. 
waren, so würde bei einer Übertragung dieses Verhältnisses 
auf das Jahr 1885 von einer zwar allgemeinen, aber doch 
die Arbeiterklasse besonders hart treffenden Wohnungsnot 
gesprochen werden müssen. 

Etwas weiter, nämlich auf sämtliche bewohnte und 
unbewohnte Wohnungen, dehnte sich die am 12. Oktober 1891 
vorgenommene Wohnungsaufnahme aus. Leider fehlten wie 
das in Plauen ein chronischer Ubelstand war, die Arbeits- 
kräfte, um die Listen, die viele Mängel aufwiesen, zu ver- 
bessern. Man begnügte sich daher mit Ergänzungen nach 
wenigen Richtungen. Die Resultate sind entsprechend dürftig. 
Bei der Beurteilung der Ergebnisse dieser Zählung darf 
nicht aus dem Auge gelassen werden, daß es sich um eine 
Zählung in einem ganz abnormen Krisenjahre handelt. Den 
9839 besetzten Wohnungen standen 701 leerstehende gegen- 
über (außerdem gab es noch 596 mit Gewerberäumen verbundene 
Wohnungen). Größenangaben über die Wohnungen finden 
sich leider nicht. Aus den Angaben über die Mietpreise er- 
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gibt sich folgende Verteilung von Wohnungen und Menschen 
auf die Mietsstufen. Es gab 

Zum Preis Wohnungen Es lebten darin 

von besetzt leerstehend Menschen 

0-100Mk. 1916= 19,4°/o218= 31,1 °/o 5815= 13,3°/o 
101—150 „ 4224= 42,9 „ 294= 42,0 „ 19448= 44,6 „ 



151—200 


» 1227 = 


12,5, 


45 = 


6,4 , 


5897= 13,5 . 


201—300 


» 1139 = 


11,6» 


65 = 


9,3 „ 


5562= 12,8 , 


301—400 


. 466= 


4,7 „ 


30 = 


4,3 . 


2296= 5,3 „ 


401—500 


„ 346 = 


3,5 „ 


31 = 


4,4, 


1766= 4,1 „ 


über 500 


„ 521 = 


M „ 


18= 


2,5 , 


2806= 6,4 „ 



9839 = 100,0 °/o 701 = 100,0 °/o 43 590 = 100,0 °/o 
Außerdem noch 

Wohnungen mit 
Gerwerbe- 
räumen ver- 
bunden: 596 3140 

Diese Übersicht zeigt uns zunächst, daß der bei weitem 
größte Teil der Bevölkerung, nämlich 71. 4°/o in Wohnungen 
von weniger als 200 Mk. Mietwert lebte. Wie diese 
Wohnungen beschaffen waren, davon erfahren wir direkt 
nichts. Mögen auch infolge des Ums tan des, daß in diesen 
Größenklassen 10,2 °/o resp. 6,5 °/o — 3,4 °/o — 4,8 °/o der 
Gesamtsumme leerstanden, die schlimmsten Mißstände in 
jenem Jahr nicht so sehr hervorgetreten seien — zt denken 
gibt die Tatsache, daß beispielsweise 1578 Personen zu 
mehr als zu fünft in einer Wohnung von 100 Mk. Mietwert 
und darunter hausten, in einer solchen von 100—150 Mk. 
und zu siebent und mehr: 6076 Menschen, davon allein 
975, die sich zu zehnt oder noch mehreren in eine solche 
Wohnung teilen mußten! — Die eben gegebenen Prozent- 
ziffern zeigen auch, daß das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage relativ am wenigsten differierte bei den Wohnungen 
von 150 — 200 Mk. Mietwert, also in den Wohnungen 
des bessergelohnten Arbeiters. Einen ungefähren Überblick 
über die Verteilung der bebauten Grundstücke auf die 
Größenklassen gewährt die Angabe, daß der Mietwert von 
10,7 °/o derselben noch unter 500 Mk. war, und daß auf die 
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beiden nächsten Klassen bis 1500 Mk. 36,4% und 26,7 °/o 
entfielen, während 11,5 °/o einen Mietwert von über 1500 
bis 2000 Mk. hatten und nur 14,7 °/o diesen noch übertrafen. 
Wie wenig damals die großen Häuser zu bedeuten hatten, 
zeigt die Gruppierung nach der Höhe der Behausungsziffern. 
Danach beherbergten 

8,8 °/o aller Grundstücke 1 — 5 Bewohner 
17,5% „ „ „ 6-10 

18,7% „ , „ 11-15 

17,0% „ „ „ 16-20 

23,5% „ „ „ 21-30 

8,1% „ „ „ 31-40 

1,8% „ „ „ 41-50 

0,8%. „ „ „ über 50 

Eingehendere Angaben sind aus der wie gesagt sehr 
unvollständigen Zählung nicht zu entnehmen. 

B. Die Mietpreise. 

1871-1880. 

In derselben Weise, wie dies oben dargelegt wurde, 
wurde auch für diese Periode der Wert des qm Wohnraum 
festgestellt. Von den in der oben angegebenen Abgrenzung 
durchsuchten Häusern der Bahnhofs-Vorstadt erwiesen sich 
46 als verwendbar. Über die Verteilung derselben auf die 
einzelnen Jahre unterrichtet die im Anhang beigegebene 
Tabelle V. Aus ihr ist hervorzuheben das Anschwellen der 
Zahl der Hausverkäufe vom Jahre 1876 an, das mit der oben 
charakterisierten Änderung der Produktionsform und der 
Einschiebung einer neuen Zwischenstufe zwischen Boden- 
spekulant und Hausbesitzer, des Bauunternehmers, zusammen- 
hängt. Die Dreigeschoßhäuser treten an Zahl noch ganz 
zurück. Der Gesamtkaufpreis betrug 464472 Mk. für die 
Zweigeschoßhäuser und 136 875 Mk. für die Dreigeschoßhäuser, 
d«r durchschnittliche Wert somit 12 224 Mk. resp. 17 109 Mk. 
Zu der bedeutenden Steigerung des Preises der Zweigeschoß- 
häuser hat außer den unten zu erwähnenden Umständen 
auch die Ausdehnung der Grundrißfläche (von 90,7 qm auf 
95,6 qm) mit beigetragen. 



— 89 - 

Nach Absetzung des Wertes einiger wenig ins Gewicht 
fallender Nebengebäude, die unter Zugrundelegung des Brand- 
kassenwertes erfolgte, ergab sich ein Durchschnittswert des 
qm Wohnfläche für das Zweigeschoßhaus von 50,90 Mk. 1 , 
für das Dreigeschoßhaus von 47,20 Mk. Dabei könnte die 
relative Billigkeit des Dreigeschoßhauses, die auch in den 
80 er Jahren noch zu konstatieren ist, als Folge geringerer 
Ausnützung (höhere Quote der zu Treppen, Mauern etc. 
verwendeten Grundrißfläche, Verzicht auf Ausbau des Dach- 
geschosses) erscheinen, vor allem aber dürfte sie die Folge 
des in der Literatur bereits wiederholt festgestellten ge- 
ringeren Ertrages der minderwertigen Wohnung im höheren 
Hause sein 2 . Die Schwankungen zwischen den Preisen der 
einzelnen Häuser sind gering; die meisten kosten zwischen 
45 und 60 Mk., nur 3 Häuser, gegen deren Aufnahme in die 
Tabelle keinerlei begründete Einwendungen geltend zu 
machen waren, hatten den wesentlich abweichenden Preis 
von 36 Mk. Und hier, einzig in diesen von ihrer Umgebung 
so weit sich entfernenden, mißtrauisch betrachteten Häusern, 
findet sich ein Anklang an die Preise der 60 er Jahre. Sonst 
alles völlig verändert! Damals war das Maximum 36 Mk., 
der Durchschnitt 30 Mk. Ohne Übergang prallen hier zwei 
Zeitalter aufeinander. Eine Preissteigerung um 66 °/ ! Wie 
soll man sie erklären? Zweifel an der Berechtigung der 
der Berechnung zugrunde liegenden Annahmen helfen nicht 
viel. Selbst wenn man behaupten würde, daß in den 60 er 
Jahren gar keine Dachwohnungen gebaut worden wären, 
wohl aber in den 70 er Jahren (was nach allem, was oben 
gesagt wurde, unwahrscheinlich ist), so würde sich auch erst 
ein Preis von 37,70 Mk. für die 60 er Jahre ergeben. Ver- 
änderungen im Kapitalisationsfaktor können die dann immer 
noch bleibender Steigerung um 33% nicht erklären, denn 
der Plauener Markt wurde von den Bewegungen des Welt- 



1 Für die Zeit der Hochkonjunktur, die Jahre 1871—76, allein stellt 
sich der Preis auf 52,25 Mk., für die Zeit von 1877—80 auf 49,87 Mk. 

2 Vgl. A. Voigt und P. Geldner, Eleinhaus und Mietkaserne. 
S. 229. 
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geldmarktes nur ganz entfernt berührt. Die Gründerjahre 
brachten hier keine Geldverteuerung hervor. Der Zinsfuß 
für Hypothekendarlehen, der 1867 von 4 J / ? auf 5 °/o erhöht 
worden war, blieb unverändert auf diesem Stande bis 1881. 

Auch die Besteuerung des Grundbesitzes erlitt nicht so 
wesentliche Änderungen, daß daraus derartige Preisver- 
schiebungen sich herleiten ließen. Die. staatliche Grund- 
steuer (die Gemeindebesteuerung blieb in ihrem Tarif voll- 
kommen unverändert) betrug von 1860—66: 9 Pfg., 1867: 
11 Pfg., 1868 — 69: 10 Pfg. pro Steuereinheit und wurde dann 
von 1870—76 regelmäßig mit 9 Pfg. erhoben. 1877—78 be- 
trug der Satz 7 1 /s Pfg., von 1879 an (mit der vollständigen 
Durchführung der neuen Steuergesetze) bis zur Gegenwart: 
4 Pfg. Die Steuerermäßigung betraf also nur einen Teil 
unserer Hausverkäufe voll, aber auch bei der Annahme, daß 
die Hausbesitzer es verstanden hätten, die ganze Steuerer- 
mäßigung für sich zu behalten und zu kapitalisieren, wür- 
den — auf dem normalen Haus lasteten 200 Steuereinheiten 
im Höchstfalle — dem Hausbesitzer von 1879 gegenüber 
seinem Kollegen aus dem Anfang der 70 er Jahre 10 Mk. 
jährlich geschenkt worden sein, was auf den qm Wohnfläche 
rund 1 Mk. Kapitalwert machen würde. 

Es bleibt nur übrig, eine gewaltige Steigerung entweder 
der Bodenpreise oder der Baukosten zu vermuten. Die 
letzteren lassen sich leider nur indirekt berechnen. Denn 
die Schätzungen der Kgl. Brandversicherungsinspektion sind 
gerade in dieser Zeit recht unzuverlässig. Von den 28 
zwischen 1876 und 1880 verkauften Häusern waren nämlich 
nicht weniger als 20 derart übermäßig eingeschätzt, daß der 
Erbauer sie noch unter Brandkasse mit Gewinn verkaufen 
konnte (es kommen hauptsächlich große Unternehmer in 
Frage, die sicher nicht aus Not verkauften ; auch persönliche 
Erkundigungen bei älteren Baumeistern stellten außer Frage, 
daß lediglich die Einschätzungsgrundsätze eines Beamten 
dies ermöglicht hatten); und zwar betrug die Differenz 
gegenüber dem Verkaufspreis im Durchschnitt nicht weniger 
als 1150 Mk. pro Haus! 
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Wenden wir uns daher zunächst den Bodenpreisen zu. 
Diese betrugen 1871—74: 4,76 Mk., 1875—80 6,85 Mk. 
pro qm. Auf der Grundlage dieser Sätze berechnet würden 
wir für die Gesamtfläche der Zweigeschoßhäuser mit 79,5 a 
einen Bodenwert von 50542 Mk. einsetzen können. Das 
würden 11 % des Gesamtpreises sein. Diese Summe ist 
aber sicher viel zu niedrig, da die Straßenherstellungskosten, 
Schleusenbaukosten etc. 1 hier notwendig mit eingerechnet 
werden müssen, die bei dem Verkauf der Baustelle noch 
nicht inbegriffen waren. Teilweise war inzwischen auch das 
Straßenland ausgeschieden worden. Wenn wir nun auch 
den Zuschlag so hoch bemessen, daß der Bodenwert nunmehr 
mit 15 °/o des Gesamtwertes in Rechnung zu stellen wäre, 
so wäre doch die gewaltige Steigerung der Wohnungswerte 
zur Hauptsache einer bedeutenden Steigerung der Baukosten 
zur Last zu legen. Zum Teil sind diese aus der erst jetzt 
erfolgenden Durchführung verschiedener Vorschriften der 
Bauordnung von 1844 zu erklären: So wurden nunmehr 
Dispense, die man früher über die Höhe des Erdgeschosses 
ohne weiteres erteilt hatte, grundsätzlich nicht mehr befür- 
wortet; für Dachwohnungen wurden durchgängig massive 
Treppen verlangt und anderes mehr. Dazu kamen dann 
höhere Ansprüche seitens der Konsumenten : Die Rohre von 
Gas- und Wasserleitungen, Waschkessel und andere Extra- 
posten erscheinen in den Brandversicherungseinschätzungen. 
Und schließlich kam die ganze Verteuerung der Gründerzeit : 



1 Wie hoch sich zu dieser Zeit die Anliegerleistungen beliefen, 
ergibt sich aus einer dem Verfasser von dem Bauherrn freundlichst 
zur Verfugung gestellten Berechnung des Bauamtes aus dem Jahre 1878 
über die Herstellungskosten einiger Straßen in der Neundorfer Vorstadt, 
die in bezug auf die Höhendifferenzen als normal gelten können. Diese 
betrugen (es ist lediglich die vorläufige Herstellung gemeint, die aber 
bis zur Gegenwart genügt hat) ohne Schleusenherstellung 13,60 Mk. 
für den laufenden Meter Anliegerfront in den 15 m breiten Straßen, 
wozu noch etwa 9,50 Mk. Schleusenbeitrag sowie 5,50 Mk. für Gas- und 
Wasserleitung kamen. Der Preis eines Grundstückes von 2 a Flächen- 
inhalt und 10 m Front wurde somit um 275 Mk. oder 20°/o seines 
Kaufpreises durch die ersten Anliegerleistungen verteuert. 
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Materialpreise und Arbeitslöhne stiegen durchgängig beträcht- 
lich. Kein Wunder also, wenn die Hauspreise ebenfalls 
stiegen. 

Um aus den oben gewonnenen Zahlen nun die Miet- 
preise zu erhalten, konnten wir uns nicht entschließen, den 
Satz von 8°/o, den der Aktienbauverein im Jahre 1875 
seinen Mietforderungen zugrunde legte, zu übernehmen, da 
wir ja für eine aus guten und schlechten Zeiten gemischte 
Periode einen Durchschnitt finden müssen. Wir rechneten 
daher mit dem immer noch hohen Betrag von 7Vs °/o (alles, 
Steuern und Reparaturen inbegriffen) und erhielten dann 
einen Mietpreis von 3,82 Mk. pro qm Wohnfläche oder 
152,80 Mk. für unsere Normalwohnung von 30 qm. 

1881-1890. 

Die Verteilung der Hausverkäufe auf die einzelnen Jahre 
(siehe Tabelle V) zeigt, daß eine Verdrängung des Zwei- 
geschosshauses durch den größeren Konkurrenten erst Mitte 
der 80 er Jahre beginnt, während beide Typen bis dahin 
ruhig nebeneinander existierten. Von 1890 ab ist es kon- 
kurrenzunfähig. 

Die Durchschnittspreise betrugen 

Für das Zweigeschoßhaus 1880—85 14048 Mk. 

1886—90 13875 n 
Für das Dreigeschoßhaus 1880—85 18365 „ 

1886-90 20967 „ 

Dabei war die Hausgrundrißfläche durchschnittlich beim Zwei- 
geschoßhaus auf 105,6 qm gestiegen, während beim Drei- 
geschoßhaus die entsprechenden Zahlen 111,0 qm resp. 
107,2 qm sind. 

Die Preise pro qm Wohnfläche zeigen eine starke 
Steigerung in der letzten Hälfte des Dezenniums. Bei dem 
Zweigeschoßhaus stieg der Wert von 49,44 Mk. auf 58,70 Mk., 
keim Drei geschoßhaus von 47,17 Mk. auf 56,26 Mk. (Der 
gegenüber der zweiten Hälfte der 70 er Jahre verminderte 
Anfangswert wird durch die Krisis der Jahre 1881 — 82 — 
vergl. auch die niedrige Behausungsziffer dieser Jahre — 
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begründet, was besonders bei der für die Dreigeschoßhäuser 
möglichen weiteren Zerlegung hervortritt). Auch jetzt bleibt 
ateo der qm Wohnfläche im extensiver gebauten Haus wert- 
voller. 

Wie soll man aber die enorme Preissteigerung des 
Hauskapitals in der zweiten Hälfte der 80 er Jahre er- 
klären ? 

Zunächst denkt man natürlich an eine industrielle Hoch- 
konjunktur, die die Mieten und damit den Hauswert derart 
in die Höhe getrieben habe. Aber gerade das Gegenteil ist 
der Fall. v. Loeben berichtet von einer schweren Krise 
für die Jahre 1885 — 87 und unsere Berechnungen zeigten 
uns die Zeit von 1885 — 91 als Plauens allerschwerste Jahre, 
die erst 1892 von einer Besserung gefolgt waren. Die Welt 
scheint auf dem Kopf zu stehen, wenn wir uns dann weiter 
wiederholen, daß 1885 nur 1 °/o der Wohnungen leer standen, 
1891 aber 7 °/o ! Trotzdem sind Häuser gleicher Qualität 
in jenem Jahr (Durchschnitt 1883—85) für 49,66 Mk., nach- 
her aber nur für mehr als 56 Mk. zu haben ! In schlechter 
Beschaffenheit des Materials kann der Grund auch nicht ge- 
sucht werden; es wurde natürlich, als dies unerwartete Re- 
sultat zutage kam, nochmals sorgfältigst überprüft, und jedes 
irgend durch zu hohen Preis verdächtige Grundstück aus- 
geschieden — das Resultat war nur, daß die durchgehende 
Hebung des Preisniveaus noch deutlicher wurde. Da aber 
niemand wird annehmen wollen, daß die Mietpreise unter 
dem Einfluß des Leerstehens so vieler Wohnungen gestiegen 
wären, bleibt nur die Möglichkeit (da auch die Annahme 
teureren Bauens sich von vornherein verbietet), daß der 
Kapitalisationsfaktor sich geändert hat Und das ist der 
Fall. Bis zum 1. Januar 1881 hatte der Zinsfuß für die 
Hypothekardarlehen der Sparkasse 5°/o betragen; seitdem 
verlangte sie nur noch 4 a /8°/o, ab 1. April 1885 noch4V4°/o 
und ab 1. Januar 1887 nur noch 4 °/o. (Diese Ermäßigung 
betraf nicht bloß neue Ausleihungen — dann wäre die Folge 
noch eher verständlich — sondern alle, auch die alten 
Hypotheken, und auch die Verzinsung der 2. Hypotheken 
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wurde natürlich von dem billigen Geldstand beeinflußt). Die 
Ausgaben der Hausbesitzer sanken also um 20°/o den 70 er 
Jahren gegenüber. Eine Mietherabsetzung um denselben Be- 
trag wäre also möglich gewesen, ohne jenen irgend etwas zu 
nehmen. Und wenn irgend eine Zeit, so war diese, die Zeit 
ständig wachsenden Wohnungsüberflusses, geeignet, den 
Mietern einen Anteil an der Verbilligung der Produktions- 
kosten zu sichern. Aber nichts dergleichen geschah. Um 
den vollen Betrag, den die Verminderung der 
laufenden Ausgaben ermöglichte, wurde der 
Kapital wert in die Höhe gesetzt! Der Durchschnitts- 
wert der Jahre 1886—90 steht mit 56,26 Mk. um volle 
20 °/o über dem Wert der Jahre 1871—80 mit 47,20 Mk., 
und die Jahre 1891 — 96 zeigen ebenso prompt eine Erhöhung 
des Kapital wertes sogar um mehr als die rechnungs- 
mäßigen 14,3 °/ gegenüber den gleichfalls guten Jahren 
von 1883 — 85. Der historisch gewordene Mietpreis wurde 
durch die Verbilligung der Produktionskosten trotz denk- 
barster Gunst der Konjunktur nicht im mindesten verändert 
Man kann nicht einmal sagen, daß dies Ergebnis irgendwelche 
Mühe gemacht habe. Die Hausbesitzer hatten wohl seit 
1880 eine Organisation, aber da es sich lediglich um die Er- 
haltung eines Zustandes handelte, war gar kein Eingreifen 
dieser Instanz nötig. Die allgemein gefühlte Interessen- 
Solidarität genügte. Denn eine zielbewußt geleitete Gegen- 
partei fehlte. Wohl bestand seit 1885 ein Mieterverein, 
aber er war damals schon so bedeutungslos wie heute 
noch. 

Bei dem Schwanken des Kapitalisationsfaktors ist es für 
diese Zeit besonders schwierig, die Höhe der Mietpreise zu 
berechnen. Jedenfalls dürfen sie in der zweiten Hälfte der 
80 er Jahre nicht höher als in der ersten sein. Wir nehmen 
an, daß der Zinsfuß von 1881 — 1885 noch 7% betragen 
habe, und dann auf 6 °/o gesunken sei (alles inbegriffen). 
Dann erhalten wir Mietwerte von 3,30 Mk. resp. 3,38 Mk. 
pro qm, oder für eine Wohnung von 30 qm Grundfläche 
142 Mk., was einen Rückgang gegenüber dem Durchschnitt 
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der 70 er Jahre um 7 °/ bedeutet. (Die Zahlen beziehen 
sich auf das Dreigeschoßhaus ; im Zweigeschoßhaus sind die 
Preise um 14 Pfg. pro qm höher, sind also um diesen Betrag 
weniger gegenüber den 70 er Jahren gesunken^. 

Der Bodenwert, für die Zeit von 1881 — 85 mit nur 
12 Mk. angenommen, betrug für sämtliche Häuser mit 66,6 a 
Fläche 79920 Mk., wozu noch die Straßenbaukosten kommen, 
die sich bei Annahme nur des gleichen Satzes wie für die 
70 er Jahre auf 9157,50 Mk. belaufen. Das wären zusammen 
18,9 °/o des Gesamtwertes. Die Berechnung zeigt also, wie 
der Anteil des Bodenwertes am Gesamtwert im Steigen be- 
griffen ist. 

Für 1886—90 stellt sich der gesamte Bodenwert bei An- 
nahme eines Durchschnittskaufpreises von 18 Mk. auf 
108 000 Mk. ; Straßenbaukosten außerdem 8250 Mk. Vom Ge- 
samtkaufpreis sind das nun schon 23,3 °/o. 

1891-1896. 

Für die Jahre 1891 — 96 erwiesen sich 23 Hausverkäufe 
als brauchbar zur Ermittelung der Wohnpreise. Die Zu- 
sammenstellung der Unterlagen wird jetzt etwas schwieriger, 
da infolge des fortgesetzten Steigens der Bodenpreise immer 
mehr die Notwendigkeit zutage tritt, dieselben durch inten- 
sivere Ausnützung zu parallelisieren. Gewerbliche Hinter- 
und Seitengebäude aller Art entstehen, und es genügt nicht 
mehr zur Ausscheidung dieser Störungen, bei den teilweise 



1 Von keinem wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der Haus- 
werte dürfte das neue Gemeindesteuerregulativ von 1890 gewesen sein, 
das das aus dem Jahre 1860 stammende und im wesentlichen auf den 
Grundsätzen der alten sächsischen Gewerbe- und Personalsteuer be- 
ruhende Einkommensteuergesetz ablöste. Während bisher der Ertrag 
des Grundbesitzes auf 1 Mark pro Grundsteuereinheit angenomen 
worden war, Hypothekenzinsen aber nicht abzugsfähig gewesen waren, 
wurde derselbe jetzt nach seinem vollen wirklichen Ertrag unter Be- 
rücksichtigung der Verschuldung als die eine der vier Haupt- 
einkommensquellen mit eingeschätzt. Eine besondere städtische Grund- 
steuer wurde auch fernerhin nicht erhoben. Dagegen wurde wenigstens 
die Umsatzsteuer, die bisher nur V8°/o betragen hatte, am 1. April 1892 
auf 8 /s und am 6. Oktober 1896 auf 1 °/o erhöht. 
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recht bedeutenden Objekten lediglich den Brandversicherungs- 
wert abzusetzen. Da aber die prozentuale Verteilung des 
Kaufpreises auf die einzelnen selbständigen Objekte auch 
ihre Gefahren hat, wurde der größeren Sicherheit zuliebe auf 
eine Anzahl Verkäufe verzichtet, und nur solche Häuser, 
die lediglich Wohnzwecken dienten, in die Tabelle aufge- 
nommen. 

Die oben erwähnten Verkäufe, die sich zum größten Teil 
auf die drei letzten Jahre, die Zeit neuerwachender Blüte 
der Stadt, beziehen, brachten im Durchschnitt 23461 Mk. ; 
der Grundriß der Häuser betrug 116,3 qm. Pro qm Wohn- 
fläche kosteten sie 57,62 Mk., wobei die geringe Steigerung 
gegenüber der vorhergegangenen Epoche lediglich dem Re- 
sultate des Jahres 1896 mit seinem unerhört guten Ge- 
schäftsgang zuzuschreiben ist. Dies Jahr allein erzielte 
61,50 Mk. 

Der Mietpreis blieb demnach (bei unverändertem Hypo- 
thekenzinsfuß) unverändert, und stieg erst 1896 unter dem 
Einfluß der Wohnungsnot dieses Jahres (die in der Be- 
hausungsziffer erkennbar ist und auch durch die im Jahre 
1897 erfolgte Gründung einer Baugenossenschaft bestätigt 
wird) um 31 Pfg. pro qm Wohnfläche oder um fast 10%. 

Der Anteil des Bodenpreises am Gesamtwert beträgt 
bei Annahme von Hur 25 Mk. pro qm (Straßenbaukosten 
inbegriffen): 116000 Mk. oder 21,5 °/o des Gesamtwertes, was 
sicher noch zu wenig ist. 

C. Die Verschuldung. 

Wir stellten oben fest, daß der Durchschnittswert eines 
Hauses sich in dieser Zeit von weniger als 7000 Mk. auf 
fast 15000 Mk. für das Zweigeschoßhaus und 23500 Mk. für 
das Dreigeschoßhaus gehoben hat. Hatte sich denn aber 
nun auch der Wohlstand der Bevölkerung und die Zahl und 
das Vermögen der kleineren Kapitalisten in gleichem Maße ver- 
mehrt, was doch nötig gewesen wäre, damit der Absatz dieser 
Häuser keine Störung erlitt ? In solcher Progression dürfte 
dies kaum anzunehmen sein. Wir müssen uns also danach 
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umsehen, durch welche sonstigen Mittel die Nachfrage nach 
den Häusern die erforderliche Ausdehnung erhielt. 

Die Höhe der Verschuldung gibt uns die wünschens- 
werte Aufklärung. Diese, früher 65 %>, stieg nach 1870 zu- 
nächst (infolge der großen Hebung des Wohlstands) nur auf 
70,2 °/o, von 1877—80 dagegen sind die Häuser bis zum Be- 
trage von 80°/o durchschnittlich verschuldet. (Einen sach- 
lich einwandfrei wohl kaum zu erklärenden Rückschlag 
bilden dann die Ziffern für die 90 er Jahre). Das bedeutet 
also eine fortwährende prozentuelle Abnahme des Interesses 
des Eigentümers an seinem Grundstück. Diese Tatsache 
ist sicher nicht sehr erfreulich, und für die Beurteilung der 
Stellung des Hausbesitzers im öffentlichen Leben sowie einer 
unter größeren Gesichtspunkten betriebenen Wohnungspolitik 
politik darf sie zweifellos nicht außer acht gelassen werden. 
Hier aber haben wir lediglich zu fragen : Wie kam es zu dieser 
Veränderung in dem inneren Werte des Besitztitels? Und 
da kann die Antwort nur lauten: Der Hausbesitzer war 
eben nicht fähig gewesen, mehr als diesen geringen Betrag 
zu bezahlen, und mußte deshalb für den Rest Hypotheken zu 
bekommen suchen. Wären diese Hypotheken nun von bis- 
her am Hause nicht interessierten Kreisen gekommen, so 
wäre, abgesehen davon, daß diese Anlage natürlich eine ge- 
ringere Sicherheit geboten hätte, nichts einzuwenden. Aber 
wie sich bei näherer Untersuchung ergibt, waren diese 
Hypotheken zum großen Teil noch ein Jahr nach Verkauf 
im Besitz der Baugewerken resp. Terrainspekulanten. Es 
gehörten 



In den 


Von der Gesamt- 


Den Bau- 


In °/o der Gesamt- 


Jahren 


belastung von Mk. 


gewerken usw. 


verschuldung 


1871—76 


151650 Mk. 


28930 Mk. 


18,65 °/o 


1877—80 


198850 „ 


37 250 „ 


18,73 °/o 


1881—90 


483300 „ 


115600 „ 


23,92 °/o 


1891—96 


416000 „ 


90200 „ 


21,63 °/o 



(dabei sind bis 1880 nur die Zweigeschoßhäuser, von da an 

nur die Dreigeschoßhäuser in Betracht gezogen). Wenn wir 

nun noch berücksichtigen, daß ein weiterer Teil der Ver- 
Heiner, Bodenspekulation. 7 
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schuldung auf zu Gunsten der Frau, Kinder und sonstiger 
naher Verwandter der Baugewerken eingetragene Hypotheken 
entfällt, so greifen wir wohl nicht zu hoch, wenn wir sagen, 
daß den an der Herstellung Beteiligten auch nach dem Ver- 
kauf noch Vs, später sogar X U der von ihnen gebauten Häuser 
gehörte. Einen so großen Teil ihres Kapitals mußten sie 
fortgesetzt festlegen, um nur überhaupt etwas Bargeld wieder 
in die Hand zu bekommen, und die Verwaltung der Häuser 
los zu sein! 

Zu bemerken ist noch, daß in den 80 er Jahren ein Teil 
der Hypothekengelder von auswärts bezogen wird. In der 
Hauptsache kamen die benachbarten Städte des Vogtlandes 
mit ihren Sparkassen, aber auch einzelne Private aus den 
entfernteren Teilen Norddeutschlands in Betracht. Die Summe 
betrug für diese 10 Jahre 34000 Mk. Sparkassengelder und 
66 000 Mk. Darlehen Privater, also ein Neuntel der Gesamt- 
verschuldung. 



IV. Kapitel. 

Die Zeit von 1896—1905. 

§ 12« Das Baurecht. 

A. Die Straßenbauordnung vom 14. April 1896. 

Die Weiterausgestaltung des Baurechts hatte der Staat 
auf der Grundlage der in den 60 er Jahren entstandenen 
Landesgesetze vollständig der autonomen lokalen Gesetz- 
gebung überlassen. Nur die Revision des Brandversicherungs- 
gesetzes beschäftigte 1886 den Landtag. Die in unser Ge- 
biet einschlagenden Bestimmungen desselben bieten jedoch 
gegenüber den früheren Gesetzen materiell nichts Neues. 
Indessen war, wenn auch kein Gesetz in dieser Zeit fertig 
wurde, doch das Streben nach Weiterentwicklung des be- 
stehenden Rechts bei den obersten Staatsbehörden lebhaft 
und führte zu verschiedenen Äußerungen. 

In einer Verordnung vom 12. April 1883 legte das 
Ministerium des Innern den Kreishauptmannschaften unter 
Hinweis auf die Kraftverschwendung, die in der Schaffung 
so vieler im wesentlichen gleichartiger Bauordnungen lag, 
deren einzige Existenzberechtigung eben in dem Fehlen 
eines Baugesetzes bestand, den Entwurf eines Baugesetzes 
zur eingehenden gutachtlichen Äußerung vor. Der Ent- 
wurf übertrug das Recht, Fluchtlinien aufzustellen, von 
der Baupolizeibehörde grundsätzlich auf die Gemeinde- 
vertretung, die dieses Recht allerdings bisher schon in der 
Praxis, da nur dann auf der Grundlage dieses Planes Ent- 
eignungen vorgenommen werden konnten, tatsächlich aus- 
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geübt hatte *, und verlangte die gleichfalls in der Praxis schon 
allgemeine gebräuchliche Auslegung des Planes auf vier Wochen, 
um den Interessenten Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. 
Weiter stellte der Entwurf noch einige mit den Plauener 
Vorschriften im wesentlichen übereinstimmende Grundsätze 
über die Pflicht der Gemeinden zur Übernahme von Straßen 
und über die Anlage von Straßen auf bereits bebauungs- 
fähigem Lande auf. 

Wichtiger als dieser über das Stadium der Begutachtung 
nicht hinaus gekommene Gesetzentwurf ist die unterm 
8. Januar 1890 erlassene Verordnung, in der das Ministerium 
den Kreishauptmannschaften die Grundsätze mitteilte, von 
denen es künftig bei der Genehmigung von Lokalbauordnungen 
und Bebauungsplänen auszugehen gedenke. Diese Grundsätze 
führten die Gedanken der eben genannten Verordnung des 
näheren aus. 

Es werden hier zweierlei Arten von Bebauungsplänen 
unterschieden: Die einen wurden lediglich von der Bau- 
polizeibehörde, ohne daß eine Zustimmung der Stadt- 
verordneten nötig wäre, aufgestellt und waren im Wege des 
Verwaltungsstreitverfahrens anfechtbar. Die anderen, die 
ortsstatutarische Wirkung genossen, bedurften der Zu- 
stimmung von Rat- und Stadtverordneten und unterlagen 
der Genehmigung des Ministeriums des Innern. Dann wurde 
die Wirkung der Fluchtlinien näher bestimmt. Am wichtigsten 
waren die über die Beschaffung und Herstellung öffentlicher 
Verkehrsräume sowie die Unterhaltung derselben aufgestellten 
Kegeln. Wir heben aus diesen Bestimmungen (das 
Ministerium erklärte allerdings später, sie sollten nur als 
Anregungen aufgefaßt werden) folgende Punkte hervor, die 
nachher zum größten Teil in das allgemeine Baugesetz 
tibergingen : 

Punkt 14 bestimmt, daß die Anforderungen, die an die Bau- 
unternehmer in bezug auf Arealabtretungen und Straßenherstellung, 
insbesondere hinsichtlich der Breite der Straßen und Brücken, der 



1 Vgl. vonBossein Fischers Zeitschr. N. F. XXXVIII. S. 208. 
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Art der Herstellung der Straßen und Fußwege sowie der Schleusen 
gestellt werden, in einem angemessenen Verhältnis einerseits zu den 
Bedürfnissen der näheren Zukunft, andererseits zu den den Unter- 
nehmern aus der Aufschließung ihrer Grundstücke erwachsenden Vor- 
teilen stehen sollen, und daß für das hierüber hinausgehende Maß, 
für den Teil, der ausschließlich oder doch vorwiegend im Interesse 
der Allgemeinheit gefordert wird, die Gemeinde aufzukommen hat. 
Das bedeutet also eine Anerkennung der gesunden und notwendigen 
Tätigkeit der gewerbsmäßigen Terrainspekulation und eine Warnung 
vor zu hoher oder einseitiger Belastung dieses Gewerbes. Punkt 16 
verweist auf die Möglichkeit, die Kosten öffentlicher Plätze zum Teil 
von den Grundstücksbesitzern der Nachbarschaft, denen aus der Nähe 
des Platzes ein Vorteil erwachse, wieder einzuheben — eine Betterment- 
abgabe, die Plauen auffallenderweise seinerzeit, während, es doch 
Rücksicht auf den durch Enteignung entstehenden Wertzuwachs ge- 
nommen hatte, vergessen hatte. Punkt 26 statuiert gegenüber allen 
Bestimmungen der Ortsbauordnungen, die nicht das Verfahren be- 
treffen oder Rechte Dritter zum Gegenstand haben oder gesetzliche 
Bestimmungen wiedergeben, ein allgemeines Dispensationsrecht der 
Kreishauptmannschaften (für Städte mit revidierter Städteordnung). 
Über einige eine Verbesserung der Wohnungen bezweckende Be- 
stimmungen vergleiche weiter unten. 

Die Bekanntgabe dieser Grundsätze fiel mitten in die 
Beratung der Revision der Plauener Straßenbauordnung. 
Die Straßenbauordnung von 1871 hatte, wie schon oben er- 
wähnt, gleich bei dem ersten Versuche, sie in die Praxis 
umzusetzen, nicht mehr genügt. Ganz abgesehen von 
dem Mangel an Klarheit, Übersichtlichkeit und logischer 
Anordnung, den schon die Genehmigungsurkunde hervorge- 
hoben hatte, hatten sich inzwischen Veränderungen in den 
Anforderungen, die die wachsende Stadt an ihre Straßen stellen 
mußte, vollzogen. Nach der Straßenbauordnung konnte man 
von den Grundbesitzern nur eine Pflasterung mit Bruchsteinen 
verlangen. Bald stellte es sich aber heraus, daß weder die 
Güte der Steine noch die Bettung derselben in Sand den An- 
forderungen des Verkehrs an Widerstandsfähigkeit entsprach, 
und daß ebensowenig den gesundheitlichen Ansprüchen Genüge 
getan war, die man in bezug auf Reinhaltung, Staubvermin- 
derung, Undurchlässigkeit zu stellen gezwungen war. Nach- 
dem man wiederholt solche nach 1871 entstandene Pflasterungen 
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auf Kosten der Stadtgemeinde hatte beseitigen müssen, ging 
man schließlich dazu über, die Straßen gleich bei der end- 
gültigen Herstellung statt mit Bruchsteinen mit bossiertem 
Pflaster zu versehen und die Mehrkosten auf Stadtkasse zu 
übernehmen. Dadurch erwuchsen der Stadt große finanzielle 
Lasten, die sicher nicht in der Absicht der Straßenbauord- 
nung gelegen hatten, da diese doch unter „endgültiger" Her- 
stellung jedenfalls eine dauerhafte gemeint hatte. Sehr unglück- 
lich waren ferner die über die Beschaffung des Platzkernes 
geltenden Bestimmungen. Der Paragraph besagte nur, daß 
das nötige Areal auf Verlangen des Stadtrats und der Stadt- 
verordneten gegen Entschädigung abgetreten werden solle; 
In welchem Zeitpunkte diese Abtretung verlangt werden 
könnte, war aber nicht bestimmt. Da nun ein Enteignungs- 
recht nur bei dringendem Ortsbedürfnis (ein auf Plätze 
kaum anwendbarer Begriff) bestand, konnte die Stadt, wenn 
sie sich mit dem Beteiligten nicht einigen konnte, in recht 
unangenehme Situationen kommen. Dazu kam noch, daß 
keine Vorsorge getroffen war, einen Teil der Kosten der 
Plätze von der Stadtkasse abzuwälzen, so daß man der hohen 
Belastung wegen bisher überhaupt meist darauf verzichtet 
hatte, Plätze zu schaffen. 

So hatte man bereits 1879 die Umarbeitung der Straßen- 
bauordnung begonnen. Dabei sollte an den Grundgedanken 
des geltenden Rechts festgehalten werden. Im Oktober 1882 
war der Entwurf ausgearbeitet, 1886 die Deputationsbe- 
ratung überstanden. Noch war man nicht in die eigentliche 
Beratung in dem (durch Verschmelzung von Stadtrat und 
Stadtverordneten zu einer Körperschaft entstandenen) Stadt- 
gemeinderat gekommen, da traf jene ministerielle Verord- 
nung ein. Sie wurde in Plauen so wenig wie sonst in den 
Kreisen der Gemeindebehörden freudig begrüßt, denn man 
sah in ihr nur den Anfang eines ministeriellen, die Autonomie 
der Gemeinden beschränkenden Rechts (wovon doch — da 
das Genehmigungsrecht des Ministeriums resp. das Recht, 
die Bestätigung zu verweigern, schon vorher unbeschränkt 
gewesen war — keine Rede sein konnte). Die Verordnung 
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hatte die gute Wirkung, daß man sich jetzt des verstauben- 
den Entwurfs wieder erinnerte. Aber trotzend setzte man 
die Beratung fort, ohne sich irgend um die „Grundsätze" 
zu kümmern. Dabei kam nun nicht das Geringste heraus, 
bis endlich im Jahre 1893 der Ingenieur und Stadtverordnete 
Albert sich bereit erklärte, einen ganz neuen Entwurf 
privatim auszuarbeiten. Auf Grund einer umfassenden Zu- 
sammenstellung der Bestimmungen aus sieben sächsischen 
Städten, und in Gegenüberstellung mit den diesbezüglichen 
Sätzen der ministeriellen Verordnung lieferte er einen brauch- 
baren Entwurf, der nach einigen Abänderungen am 12. Juli 1894 
bereits vom Stadtgemeinderat angenommen wurde. Doch 
das Ministerium hatte viele Abänderungswünsche. Eine 
nochmalige gründliche Durcharbeitung und langwieriges Hin 
und Her zwischen Dresden und Plauen folgte. Schließlich 
war es nur noch der Sonderausschuß und das Ministerium, 
die unterhandelten ; der Stadtgemeinderat stimmte den jedes- 
maligen Abänderungen en bloc zu. Gar manche Paragraphen 
des Entwurfs erhielten ihre Fassung, wie es das Ministerium 
„vorgeschlagen" hatte, oder verdanken überhaupt ihre 
Existenz der Anregung von oben. Nachdem in den letzten 
Differenzpunkten die Stadt nachgegeben hatte, ward die neue 
Straßenbauordnung am 14. April 1896 im Stadtgemeinderat 
angenommen, und wurde vom Ministerium unterm 6. Mai 
1896 bestätigt. 

Sind die allgemeinen Grundgedanken auch wie oben ge- 
sagt dieselben geblieben, so ist doch in den Bestimmungen 
eine bedeutend größere Differenzierung gegenüber der Straßen- 
bauordnung von 1871 zu finden. Von den neuen Bestim- 
mungen sei hervorgehoben, daß die offene Bauweise, die 
1871 ganz übergangen worden war, jetzt erst gewürdigt 
wird. Über die Tiefe etwaiger Vorgärten, den Abstand von 
der Nachbargrenze, die zulässige Höhe der Gebäude, die 
GrOße und Bebauung der Hofräume sollen besondere Bau- 
vorschriften erlassen werden, die als Teil des Bebauungs- 
planes gelten. Die Bebauungspläne sollen überhaupt viel 
genauer aufgestellt werden, zu welchem Zwecke ihre Er- 
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gänzung durch besondere Höhenschichtenpläne im Maß- 
stabe 1 : 100 verlangt wird, Weiter werden moderne Ge- 
sichtspunkte über die allgemeinen Grundzüge eines Bebauungs- 
planes aufgeführt, die dann auch in das Sächsische All- 
gemeine Baugesetz übergegangen sind. Die Bestimmungen 
über Aufstellung von Bebauungsplänen, ihre Wirkung auf 
bebaute und unbebaute Grundstücke entsprechen im wesent- 
lichen den einzelnen Punkten der „Grundsätze". 

Bei den Vorschriften über die Beschaffenheit des öffent- 
lichen Verkehrsraums fällt auf, daß die frühere Unter- 
scheidung von vorläufiger und endgültiger Herstellung jetzt 
fehlt. Es war dies das Ergebnis langen Hin und Hers 
bei den Verhandlungen. Bisher war der Zustand so, daß 
die Stadt die Mehrkosten, die die Verwendung von besseren 
Steinen gegenüber Bruchsteinen machte, trug (die der Ein- 
fachheit halber mit der Hälfte der Pflasterungskosten an- 
genommen wurden), die andere Hälfte der Kosten der end- 
gültigen Herstellung, der Trottoirlegung und die Gesamt- 
kosten der vorläufigen Herstellung die Anlieger. Der laufende 
Meter einer 15 m breiten Straße kostete auf diese Weise 
den Anliegern (exkl. Schleusenherstellung und Wasserleitung) 
109,20 Mk., der Stadt 80,70 Mk. Um diese hohen Kosten 
etwas zu ermäßigen, hatte man die Beseitigung der für 
tiberflüssig gehaltenen vorläufigen Herstellung beschlossen; 
nur für den Fall, daß hohe Dammschüttungen, bei denen das 
Erdreich sich noch nicht genügend gesetzt hätte, notwendig 
wären, sollte der Rat berechtigt sein, zunächst sich mit 
einer ganz leichten, nur 4 Mk. kostenden Decke zu begnügen 
und für die endgültige Herstellung Kaution zu fordern. Die 
Grundstücksbesitzer, die so entlastet wurden, sollten dafür 
die bisher von der Stadt getragene Hälfte der Trottoirkosten 
tibernehmen, während ihr die Hälfte der Pflasterungskosten 
verblieb. (Übrigens sollte auch der endgültigen Herstellung 
durch Schaussierung größere Beachtung zugewandt werden). 
So war eine Entlastung der Stadt erzielt, ohne die An- 
lieger — was das Ministerium nach seinen „Grundsätzen" nicht 
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genehmigt hätte — erheblich mehr zu belasten. Die Stadt 
trug nun noch: 

1. Die Kosten der Pflasterung mit behauenen Steinen 
zur Hälfte, 

2. die Kosten der Gasleitung, 

3. die Kosten der Wasserleitung zur Hälfte, 

4. die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern auf 
Straßen und Plätzen, 

5. die Herstellung des über 25 m resp. 15 m Breite 
(bei einseitig bebauten Straßen) hinausgehenden Teils 
der Straße. 

Für die Schleusenherstellung, die verlagsweise von der 
Stadt übernommen wurde, sollte ein nach den Herstellungs- 
kosten der letzten zwei Jahre berechneter Einheitssatz nach 
dem Verhältnis der Anliegerfront bei der Bebauung des 
Grundstücks erhoben werden. 

Für die Herstellung der Straßen wurden die Bestimmungen 
verschärft, indem verlangt wurde, daß sie immer für die ganze 
Strecke von Straßenkreuz zu Straßenkreuz zu erfolgen habe, 
und daß der Anschluß nach einer Seite an eine fertige 
Straße vorschriftsmäßig beschafft und hergestellt sein müsse. 
Für die Beschaffung freier Plätze hatte nunmehr der erste, 
der an dem Platz ein Haus errichten wollte, zu sorgen und 
den Grund und Boden an die Stadtgemeinde gegen Ent- 
schädigung abzutreten, die ihrerseits wieder den Kaufpreis 
anteilig bei der Bebauung von den Besitzern der Grund- 
stücke innerhalb eines durch Ortsstatut bestimmten Gebiets 
einzuheben berechtigt war, so daß sie nur noch die Zinsen 
und die Kosten der Herrichtung des Platzes zu tragen hatte. 
Der Preis, den die Stadtgemeinde zu zahlen hatte, war der 
freien Vereinbarung tiberlassen. Dies Fehlen jeden Anhalts- 
punktes hat zu vielen Streitigkeiten Anlaß gegeben 1 . 



1 Ursprünglich wurde der Preis auf Grund der für sogenanntes 
reines Bauland bezahlten Preise berechnet; später erkannte man dem. 
Platzkern nur noch die Qualität von rohem Bauland zu, d. h. man 
zog die bei Baustellenverkäufen ja unentgeltlich mitgelieferte Straßen- 
fläche zur Berechnung des Einheitspreises mit hinzu; neuerdings 



— 106 — 

Die weiteren Bestimmungen betreffen Ubergangsmaß- 
regeln für die noch unter der Geltung der Straßenbauordnung 
von 1871 vorläufig hergestellten und noch nicht übernom- 
menen Straßen ; die im wesentlichen unverändert gebliebenen 
Enteignungsbestimmungen; und schließlich die Einrichtung 
eines Oblastenbuches, aus dem alle auf einem Grundstück 
auf Grund der Bestimmungen der Straßenbauordnung lasten- 
den Zahlungsverpflichtungen zu ersehen sind. 

Nur drei Jahre dauerte es, da wurde bereits eine Ab- 
änderung der Straßenbauordnung in dem empfindlichsten 
Punkte vorgeschlagen. Die Stadtkasse seufzte über die Höhe 
der Anforderungen, die für Pflasterungszwecke an sie gestellt 
wurden. Man hatte es nämlich vorgezogen, alle Straßen 
gleich bei der ersten Herstellung zu pflastern, und zwar aus 
zweierlei Gründen. Die vorläufige Herstellung war so 
schwach, daß die Unternehmer, um nur den hohen Unter- 
haltungskosten zu entgehen, die sofortige endgültige Her- 
stellung beantragten — die Stadt aber zog es vor, alle 
Straßen pflastern zu lassen, und ließ die Möglichkeit der 
endgültigen Schaussierung fast ganz außer Betracht, da man 
auch dort, wo eine Pflasterung zur Zeit ganz überflüssig 
schien, nicht wissen konnte, ob eine solche nicht später not- 
wendig werden würde, und da man dann bei einer solchen 
nachträglichen Pflasterung der Beiträge der Anlieger verlustig 
gegangen wäre. Deswegen wurde beschlossen, eine dauer- 
haftere vorläufige Herstellung wieder einzuführen, die durch 
die geringeren Unterhaltungskosten und die Wiederverwend- 
barkeit des Packlagers bei der Pflasterung, ferner durch das 
Hinausschieben und die Vermeidung unnötiger Pflasterungen 



will man, ausgehend von dem Gedanken, daß dem Grund und Boden 
erst durch die Aufstellung des Bebauungsplanes der Charakter, sei 
es als Bauland, sei es als Platzkern, verliehen werde, nur noch den 
Preis bezahlen, der unmittelbar vorher für die in ihrer Qualität noch 
nicht näher bestimmten landwirtschaftlichen Parzellen bezahlt wurde 
(zuzüglich Zinsen). Außerdem sucht die Stadt natürlich noch jedesmal 
möglichst viel abzuhandeln. 
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keine Mehrbelastung der Anlieger darstelle. Und um die 
städtischen Kassen etwas zu entlasten, die jetzt bei einem 
jährlichen Aufwand zu Pflasterungszwecken von 70000 Mk. 
nicht in der Lage waren, im Innern der Stadt notwendig 
gewordene Pflasterungen vorzunehmen, sollten die Kosten 
von *U der Pflasterung den Grundbesitzern auferlegt werden. 
Das sei keine unzulässige Belastung des Grundbesitzes (das 
Ministerium des Innern hatte übrigens durch den der Finanz- 
gebahrung der Gemeinden gewidmeten Erlaß vom 23. Ja- 
nuar 1895, der gerade ein erhöhtes Heranziehen des Grund- 
besitzes zu den Gemeindelasten vielfach für notwendig er- 
achtete, den in den Grundsätzen ausgesprochenen Standpunkt 
wesentlich modifiziert): denn erstens betrage die Mehr- 
belastung pro Hausgrundstück nur 200 Mk., zweitens sei in 
Plauen der Grundbesitz dadurch, daß keine besondere 
städtische Grundsteuer erhoben werde, und auch sonst, z. B. 
bei der Straßenreinigung, so begünstigt wie in keiner anderen 
Stadt Sachsens (die übrigens auch fast durchgehends den 
Anliegern die Gesamtkosten der Pflasterung aufbürdeten). 
Dem gegenüber war der Haupteinwand der Spekulanten der, 
daß sie ihre Baustellen unter Übernahme der Verpflichtung, 
die Straße auf ihre Kosten seinerzeit endgültig herzustellen, 
verkauft hätten, und daß sie nun, wenn diese erst später fällig 
werdende Verpflichtung über das in den Preis hineinkalku- 
lierte Maß nachträglich erhöht würde, bedeutende Verluste 
erleiden würden. Minder kapitalkräftige Unternehmer wür- 
den durch die plötzliche Erhöhung der bei der Stadtkasse 
hinterlegten Pfiasterungskautionen in ihrem Geschäft lahm- 
gelegt werden. Dem gegenüber wies die Stadt nochmals 
auf die unbedingte Notwendigkeit, die Stadtkasse zu ent- 
lasten, hin, verwies auch, um darzutun, daß die Besitzer 
wohl imstande seien, die erhöhten Lasten zu tragen, auf die 
kolossalen Gewinne der großen Spekulanten und auf die all- 
gemeinen Mietpreissteigerungen und Erhöhungen der Werte 
der älteren Grundstücke. Da nun auch das allgemeine Bau- 
gesetz vom 1. Juli 1900 den Grundsatz ausgesprochen hatte, 
daß die Pflasterungskosten den Anliegern ganz zur Last 
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fallen sollten, genehmigte das Ministerium den in Frage 
stehenden Nachtrag unterm 27. Juli 1900. 

Bereits am 10. August 1903 wurde dann, da es immer 
noch nicht möglich gewesen war, Pflasterungen im Innern 
der Stadt in irgend nennenswerter Weise vorzunehmen, trotz 
des Widerspruchs der Baugewerken auch das letzte Viertel 
der Pflasterungskosten den Anliegern auferlegt, und damit 
die den andern großen Städten des Landes gegenüber in 
Plauen immer noch bestehende Bevorzugung des Grund- 
besitzes beseitigt. Die finanziellen und die weitergehenden 
wirtschaftlichen Wirkungen dieser Maßregeln werden uns 
weiter unten beschäftigen. 

B. Das Landesrecht. 

Inzwischen war bereits ein neues Attentat auf die 
Selbstverwaltung der Gemeinden erfolgt. Eine Verordnung 
des Ministeriums des Innern vom 30. September 1896 wies 
energisch auf die Gefahren hin, die das Zusammenströmen 
der Bevölkerung in die Städte und das Überhandnehmen 
der Mietkasernen, deren schädliche Einflüsse häufig noch 
durch gesundheitsschädliche Wohnungen verstärkt würden, 
für das Familienleben mit sich brächten. Deshalb sollten 
die Baupolizeibehörden einerseits verhütend eingreifen, indem 
sie die übermäßige Ausnutzung des Bodens hinderten, ander- 
seits dadurch, daß die Anliegerleistungen mit dem wirklichen 
Bedürfnis in Einklang gebracht würden, zweckmäßige Be- 
bauung fördern. Als Mittel, um die Wohnungsverhältnisse 
gesünder zu gestalten, wurde außer dem, was sich bei der 
Entschließung auf das einzelne Baugesuch erreichen ließe, 
vor allem auf die Bebauungspläne und die Ortsbauordnungen 
hingewiesen. Durch eine zweckmäßige Straßenführung (die 
beispielsweise auch Besonüung von rückwärts ermögliche), 
durch richtige Bemessung der Blocktiefen und der Straßen- 
breite (die ja direkt die Höhe der Anliegerbeiträge und 
auch die Gebäudehöhe bestimme) und durch Vorsorge für 
gärtnerische Anlagen müßten die Voraussetzungen für eine 
gesündere Bebauung gegeben werden. 
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Nachdem die Verordnung sich noch näher mit 
der Form und der Verteilung der Kosten für die Straßen- 
herstellung beschäftigt hatte, gab sie noch Anweisungen, 
wie zweckmäßig die zulässige bauliche Ausnützung durch 
Mischung offener und geschlossener Bauweise, Fürsorge für 
genügenden Hofraum vermindert und die Qualität der 
Wohnungen durch Verhinderung des Entstehens neuer Miet- 
kasernen, Überwachung des Schlafstellenwesens und Ein- 
schreiten gegen Uberftillung der Wohnungen zu ver- 
bessern sei. Diese Verordnung, der man vielfach vorwarf, 
sie wolle ein ministerielles Recht schaffen, wurde dann dahin 
(durch Verordnung vom 30. Juli 1898) erläutert, daß die 
Baupolizeibehörden natürlich nach wie vor an die Orts- 
gesetze gebunden seien, daß aber, wo diese fehlten oder sie 
zu allgemein gehalten seien, die Verordnung zur Auslegung 
mit herangezogen werden solle. 

Den Wünschen, die bei der Behandlung dieser Ver- 
ordnung im Landtag zum Ausdruck gekommen waren, ent- 
sprach die Regierung durch den unterm 7. November 1899 
den Ständen zugegangenen Entwurf zu einem Allgemeinen 
Baugesetz 1 . Dieser war auf Grund eingehender Prüfung 
seitens der beteiligten Behörden, Besprechungen durch eine 
aus Vertretern aller Interessentengruppen zusammengesetzte 
Kommission, ferner eines ausführlichen vom Vorstand des 
sächsischen Architekten- und Ingenieurvereins erstatteten 
Gutachtens, nach nochmaliger Prüfung durch eine engere 
Kommission ausgearbeitet worden. Das Gesetz vereinigte 
in sich in einer den modernen Verhältnissen entsprechenden 
Neuordnung alles, was bisher im gesamten Stadterweiterungs- 
verfahren landesgesetzlich geregelt worden war, ferner nahm 
es die materiellen Vorschriften der bestehenden Baupolizei- 
verordnungen in einer dem individuellen Bedürfnisse mehr 
entsprechenden und dem zeitgemäßen Stande der Technik 



1 Vgl. zu dem folgenden die ausführliche Einleitung in der 
3. Auflage der von A. Humpelt herausgegebenen Handausgabe des 
Allgemeinen Baugesetzes (Leipzig 1904). 
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angepaßten Form in sich auf, und erhob die bisher in den 
Ortsbauordnungen zum Durchbruch gekommenen allgemeinen 
Grundsätze über Auf- und Feststellung von Bebauungs- 
plänen und deren rechtliche Wirkung, über die Beschaffung, 
Herstellung und Unterhaltung der öffentlichen Verkehrs- 
räume, Schleusenanlagen usw. zum Landesgesetz. Außerdem 
wurden noch die bisher überhaupt noch nicht geregelten 
Materien der Baukontrolle während der Ausführung des 
Baues und Bestimmungen über den Schutz der Bauarteiter 
mit aufgenommen, und schließlich ein Umlegungsrecht und 
ein erweitertes Enteignungsrecht geschaffen. Die Nachteile, 
die diese Kodifizierung gegenüber den bisherigen, den indi- 
viduellen örtlichen Bedürfnissen besser entgegenkommenden 
und das Eindringen moderner Gesichtspunkte erleichternden 
Zuständen mit sich brachte, sollten durch weiteren Ausbau 
der Ortsgesetzgebung und durch weitgehendes Dispensations- 
recht der tibergeordneten Behörden möglichst ausgeglichen 
werden. 

Die in dem Gesetz für die Aufstellung von Bebauungs- 
plänen aufgeführten Gesichtspunkte sind im wesentlichen 
dieselben wie in der Straßenbauordnung von 1896: Anpassung 
an das Gelände, Rücksicht auf ausreichende Besonnung, 
zweckmäßige Bemessung der Baublöcke, Unterscheidung von 
Haupt-, Neben- und bloßen Wohnstraßen, Vorsorge für Plätze 
für Kirchen und Schulen, Spiel- und Erholungsplätze, aus- 
reichende Reservationen für offene Bebauung, Beschränkung 
der Höchstzahl der Geschosse auf vier ; ferner noch Sicherung 
des nötigen Hofraums durch Vorschriften über Größe und 
Lage; Forderung eines Lichteinfalls von 45°; absolutes 
Verbot, Hintergebäude in geschlossener Reihe zu errichten 

(§ 18). 

Um den Zweck der Bebauungspläne während der Zeit 
zwischen ihrer Inangriffnahme und Fertigstellung sicher zu 
stellen, wurde die Möglichkeit geschaffen, auf die Dauer 
von höchstens zwei Jahren eine Bausperre über das be- 
treffende Gebiet zu verhängen, auf Grund deren Neu- oder 
Veränderungsbauten sowie Dismembrationen, die die Durch- 
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führung der Planung zu erschweren geeignet schienen, ver- 
boten werden konnten (§ 35). 

Zur Durchführung des Bebauungsplanes wurde das den 
Gemeinden zustehende Enteignungsrecht jetzt wesentlich er- 
weitert. Einmal wurden die Zwecke, zu denen Enteignung 
möglich war, ausgedehnt auf die Ergänzung oder Ver- 
schmelzung unbebaubarer Grundstücksflächen in der ge- 
schlossenen Häuserreihe (während bisher die Gemeinden nur 
verpflichtet gewesen waren, solche Grundstücksteile mit- 
zuenteignen, aber keine Möglichkeit gehabt hatten, sie nutz- 
bringend zu verwerten) (§ 67). Außerdem wurde jetzt die 
generelle Enteignungsbefugnis nicht mehr dem Zustande- 
kommen eines Ortsgesetzes tiberlassen, sondern im Landes- 
gesetze allgemein ausgesprochen. Und schließlich wurde 
auf die Voraussetzung des „dringenden Ortsbedtirfnisses" 
verzichtet und diese lediglich durch die Forderung, daß die 
Enteignung „im öffentlichen Interesse geboten sei", ersetzt. 
(Als Schutz gegen einen Mißbrauch des gefährlichen Rechtes 
blieb dagegen noch die Voraussetzung, daß die Enteignung 
im einzelnen Falle die Genehmigung des Ministerium des 
Innern finden mußte). Noch für einen ganz neuen Zweck 
wurde sodann die Enteignungsbefugnis prinzipiell zugestan- 
den, nämlich für den Fall, daß die Niederlegung von Ge- 
bäuden oder Gebäudegruppen im Interesse des Verkehrs oder 
der öffentlichen Gesundheitspflege unerläßlich sei. Es konnte 
dann das Ministerium des Innern die Enteignungsbefugnis 
für das ganze, zu einer zweckmäßigen Durchführung des 
Unternehmens erforderliche Gelände erteilen (§ 68). Also 
die sogenannte Zonenenteignung, allerdings gegenüber der in 
fremden Ländern geübten Form, wo vielfach auch die Ver- 
schönerung als Zweck genügt (Frankreich, Belgien), in etwas 
eingeschränkter Weise. Eine weitere Schonung des Eigen- 
tumsrechtes bei derartigen Enteignungen bedeutete die dem 
italienischen Rechte nachgebildete Bestimmung, daß den 
beteiligten Grundstücksbesitzern freigestellt sein solle, die 
in dem Bebauungs- oder Enteignungsplane vorgesehenen Neu- 
bauten innerhalb einer ihnen vom Ministerium des Innern 
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zu bestimmenden Frist selbst auszuführen (§ 71). Schließ- 
lich wurde noch auf Anregung des Vertreters der Stadt 
Plauen bestimmt, daß sich die Gemeinde durch Ortsgesetz 
das Recht beilegen dürfe den Grund und Boden für die in 
einem ortsgesetzlich festgestellten Bebauungsplan vorge- 
sehenen öffentlichen Plätze zu enteignen (§ 72), womit Preis- 
treibereien vorgebeugt werdeu sollte. 

Ganz neu waren die Umlegungsbestimmungen, die ver- 
hindern sollten, daß durch das Widerstreben, den Eigensinn 
oder berechnende Spekulation einzelner die zur Schaffung 
von Baustellen notwendigen Grundstücksaustausche verhindert 
würden. Es soll deshalb „eine Neueinteilung des (im Be- 
reiche eines Bebauungsplanes befindlichen) Geländes durch 
Änderung der Grenzen oder Umlegung auch gegen den Willen 
der Eigentümer stattfinden können, falls die Neueinteilung 
im öffentlichen Interesse liegt und entweder 

a) von der Gemeindevertretung oder 

b) von mehr als der Hälfte der betroffenen Grundstücks- 
eigentümer, welche zusammen mehr als die Hälfte 
der betroffenen Gesamtfläche besitzen, 

bei der Baupolizeibehörde beantragt wird" (§ 54). Dabei 
schützte gegen einen Mißbrauch des Zwangsrechtes zu viel- 
leicht in weiter Ferne oder überhaupt nicht für das Gemein- 
wesen wünschenswerten Privatspekulationen das Erfordernis 
des öffentlichen Interesses. Das Verfahren sorgte nach dem 
Zeugnis der Deputation der ersten Kammer durch seine 
Schwierigkeit und Umständlichkeit dafür, daß es nur dann 
angewandt werden würde, wenn jeder andere Weg zur Be- 
friedigung des öffentlichen Interesses als ungangbar sich er- 
wiesen hätte. Es ist denn auch in Plauen seit Bestehen des 
Gesetzes nur einmal ein Versuch zur Anwendung dieser Be- 
stimmungen gemacht worden, wobei aber noch vor Eröffnung 
des Hauptverfahrens eine private Einigung unter den Be- 
teiligten zustande kam — so daß wir uns ein näheres Ein- 
gehen auf die Durchführungsbestimmungen ersparen können. 
Ganz ohne Widerspruch waren natürlich diese die Un- 
beschränktheit und Sicherheit des Privateigentums in mancher 
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Hinsicht beeinträchtigenden Bestimmungen nicht geblieben *, 
doch fanden sie ohne weiteres die Zustimmung der großen 
Mehrheit. Und sicher standen alle diese Bestimmungen, die 
zur Durchführung einer zweckmäßigen Stadterweiterung sich 
als unentbehrlich erwiesen hatten, nicht im Widerspruch zu 
der herrschenden Eigentumslehre 2 . Etwas anders dagegen 
scheint es uns mit einer Bestimmung sich zu verhalten, die 
unangefochten in der zweiten Kammer in das Gesetz hinein- 
gebracht wurde und der Anfang eines mit dem bisherigen 
Eigentumsbegriffe aufräumenden Stadterweiterungsrechtes 
zu sein scheint. 

§ 46, Satz 6 lautet nämlich jetzt (nachdem festgestellt 
worden ist, daß die Gemeinde die Ausführung der Straßen- 
bauten auf Kosten des Unternehmers selbst übernehmen 
kann, ohne aber dazu verpflichtet zu sein): Überläßt die 
Gemeinde dem Bauherrn die Herstellung der vorstehend er- 
wähnten baulichen Anlagen, so hat die Ausführung zu dem 
von der Baupolizeibehörde zu bestimmenden 
Zeitpunkte unter unmittelbarer behördlicher Aufsicht zu 
geschehen. Durch diesen (hier gesperrt gedruckten) Zusatz 
wurde es also der Behörde überlassen, Straßenbauten und da- 
mit die Erschließung und Bebauung eines beliebigen Ter- 
rains unmöglich zu machen; und zwar geschah dies einmal, 
wie in dem betreffenden Deputationsbericht mit erfreulicher 
Offenheit zu lesen ist, um der Gemeinde die aus vorzeitiger 
Erschließung von Bauland entstehenden Kosten der Straßen- 
unterhaltung, Beleuchtung, polizeilichen Aufsicht usw. zu 
ersparen; gleichzeitig wurde aber damit auch unverhohlen 



1 Vgl. Landtagsmitteilungen I. Kammer, S. 698 ff. 

8 Vgl. Grünhut, Enteignungsrecht. Wien 1873. S. 9: Nur unter der 
Herrschaft des Staates ist die Tatsache des Besitzes zum Eigentums- 
recht geworden. Wenn daher dieses Eigentumsrecht mit der Aufgabe 
des Staates in Widerspruch gerät, wenn es dem Wohl der Gesamtheit 
entgegentritt, so verliert es den Anspruch auf Anerkennung und Schutz 
durch die Gesamtheit. — Vgl. auch Ihering, Zweck im Recht, I, 
S. 524: Ohne die Expropriation würde sich das Eigentum zum Fluche 
der Gesellschaft gestalten. 

Meiner, Bodenspekulation. 8 
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die Tendenz verfolgt, es der Gemeinde zu ermöglichen, 
„ regelnd und mäßigend" auf die Spekulation einzuwirken. 
Der Stadt wird es also überlassen, bei bestehendem Überan- 
gebot von Wohnungen durch Verhinderung der Schaffung 
neuer Bauplätze neue Hausbauten und neue Konkurrenz 
für die Hausbesitzer zu hintertreiben. Wann ein solches 
Überangebot an Wohnungen besteht, das zu beurteilen ist 
der Einsicht der Behörden überlassen. Nun dürfte es wohl 
ziemlich bekannt sein, daß die Meinungen der Produzenten 
und Konsumenten hierüber ziemlich weit auseinandergehen. 
Inwieweit es aber der Behörde, mag sie sich auch noch so 
unabhängig gebärden, möglich ist, sich den Ansichten der 
Majorität der parlamentarischen Versammlung, deren wohl- 
wollende Gesinnung doch nach mancher Richtung hin wert- 
voll ist, zu verschließen, das ist eine sehr kitzliche und nur 
für den einzelnen Fall zu beantwortende Frage. Jedenfalls 

» 

kann man die Möglichkeit einer wenn auch nur indirekten 
Beeinflussung nicht kurzweg von der Hand weisen. 

Und nun vergegenwärtige man sich die Tatsache, daß 
auf dem Wohnungsmarkt ohnehin die Tendenz der Preise 
nach oben gerichtet ist. Bei günstiger Konjunktur steigen 
ganz naturgemäß die Mietpreise, und diese Steigerung kapi- 
talisiert sich im Bodenpreis. Tritt aber dann eine rückläufige 
Bewegung der Konjunktur ein, so setzen die Bodenpreise 
einem Sinken den größten Widerstand entgegen, und da auf der 
andern Seite kein ebenbürtiger Gegner, sondern nur der zer- 
streute Haufe der Mieter steht, ist schon ohnehin die Aussicht 
auf Herabminderung der Wohnungspreise gering. (Zugegeben 
mag sein, daß die heutige Organisation des Baugeschäfts 
mit dem Hervortreten des Bauschwindels die Erreichung 
des Zieles verzögert gegenüber dem bei Herrschaft rein wirt- 
schaftlicher Gesetze viel schneller sich geltend machenden 
Ausgleich.) Bedenkt man nun weiter, wie viele Existenzeif 
durch zu Preisen der Hochkonjunktur erfolgte Besitz Wechsel, 
Hypothekenaufnahmen etc. an der scheinbaren Steigerung 
des Kapital wertes Anteil genommen haben (wenn es sich 
um Einnahmen aus der Grundrente handelt, denkt ja niemand 
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daran, vorübergehende Mehreinnahmen, wie das ein vor- 
sichtiger Kaufmann tun soll, zu Reserven und Abschreibungen 
zu verwenden, sondern sie werden sofort kapitalisiert), wie 
so viele Existenzen ganz davon abhängen, daß die Steige- 
rung der Rente anhält, dann ermißt man erst ganz die Ge- 
fahr der anscheinend so harmlosen Bestimmung. Diese kann 
nur gegen ein Sinken der Rente angewandt werden. Das 
ist schon an sich zum mindesten eine Einseitigkeit. Ver- 
hindert die Behörde nun in einem Augenblick, wo sie meint, 
bereits mit einem Überfluß an Wohnungen zu rechnen zu 
haben, die Schaffung neuen Baugeländes, so zeigt sie sich 
als Verbündete des Vermieters, dessen Interessen sich nach 
ihrer Ansicht mit dem öffentlichen Wohl decken. So waren 
beispielsweise in Dresden infolge von Mangel an Bauland 
die Boden- und Mietpreise wahnsinnig gesteigert worden, 
kurze Zeit darauf aber infolge eines Umschwunges der 
Konjunktur Wohnungstiberfluß eingetreten. Nunmehr wurde, 
ohne daß die amtliche Denkschrift 1 etwas davon zu sagen 
weiß, daß die Preise des Baulands wieder auf den normalen 
Stand zurückgegangen seien, „zur Regelung und Mäßigung 
der Spekulation" jeder weitere Straßenbau verhindert, so- 
daß also hier lediglich das Interesse der Hausbesitzer und 
Terrainspekulanten, nicht aber das der allerdings weniger 
einflußreichen Mieter berücksichtigt erscheint. 

Zu der Frage, wie es sich mit der juristischen Quali- 
fikation des in Rede stehenden Paragraphen handelt, 
möchte Verfasser, ohne zu glauben, hier etwas Ab- 
schließendes sagen zu können, lediglich folgendes be- 
merken. Wenn sonst dem Eigentum, das ursprünglich die aus- 
schließliche unbeschränkte Herrschaft über eine Sache be- 
deutete, im Interesse der Allgemeinheit gewisse Schranken 
gezogen wurden, so- galten diese für jedermann gleichmäßig. 
So ist das ursprünglich unbeschränkte Recht, das Grund- 
stück zu bebauen, wie es der Eigentümer für gut befand, 



1 Vgl. Ratsvortrag über Maßnahmen zur Behebung der Grundstücks- 
krisis in Dresden (Außerordentliche Beilage zum Dresdner Anzeiger 
Nr. 262 vom 23. September 1906), speziell S. 21. 

8* 
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Bach der Richtung hin eingeschränkt worden, daß für Stand- 
festigkeit, Feuersicherheit, Gesundheitsmäßigkeit des Baues und 
für Erhaltung freier Verkehrsmöglichkeit im Interesse der Be- 
wohner und Passanten gesorgt wird. Diese Schranken gelten, 
wohl verschiedenartig abgestuft nachder Lage des Grundstücks, 
prinzipiell allgemein und jeder Zeit. Und dafür, daß dem 
obrigkeitlichen oder polizeilichen Ermessen die Ermächtigung 
zur Abänderung eines sonst allgemein geltenden Rechtssatzes 
überlassen ist, kann man einen ähnlichen Fall nur in der Ge- 
werbeordnung finden, wo für gewisse Gewerbe an Stelle der 
Gewerbefreiheit die Konzessionspflicht gesetzt ist, sodaß die 
Ausübung eines Gewerbes untersagt werden kann. Dort 
handelt es sich aber darum, drohende Störungen für die 
allgemeine Wohlfahrt (Gesundheit, Sicherheit, Sittlichkeit etc.) 
abzuwenden, während es sich hier um die niemanden an 
Seele oder Leib schädigenden Erwerbsabsichten einer Anzahl 
Menschen handelt, die lediglich aus Rücksichten auf den eigenen 
fiskalischen Geldbeutel oder den einer relativ kleinen An- 
zahl Bürger zu nichte gemacht werden! Das alte Prinzip 
der trotz aller Steigerung der gesetzlichen Anforderungen 
und Voraussetzungen immer noch geltenden freien privaten 
Initiative im Stadterweiterungsverfahren ist damit durch- 
brochen, eine quasi-soziale Tendenz setzt sich durch: nicht 
dadurch kündigt sich die neue Zeit, die Um- 
wälzung an, daß eine öffentliche Stelle mit 
Privaten in Konkurrenz tritt, sondern durch 
Eingriffe in das geltende Recht! Und daß diese Ent- 
wicklung denjenigen Parteien zu danken ist, die sonst bei jeder 
Gelegenheit sich als die Hüter und Schirmer des „wohler- 
worbenen Eigentums" aufspielen, dasistderHumorbei der Sache. 
Dieses sind die Ergebnisse der Kodifizierung des Bau- 
rechts im allgemeinen Baugesetz. Seit 1900 ist dann — 
abgesehen von einigen uns nicht berührenden Änderungen 
dieses Gesetzes und dem Erlaß des allgemeinen Ent- 
eignungsgesetzes von 1901, das das Enteignungsverfahren 
allgemein regelt — keine weitere gesetzgeberische Handlung 
zu verzeichnen. 
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C. Die Bebauungspläne. 

Bereits gegen Ende der letzten Periode war man zur 
Aufstellung umfassenderer Bebauungspläne übergegangen. 
Aber diese, die ja nur für den Hausgebrauch ausgearbeitet 
worden waren, litten noch an all den Mängeln, die wir 
bereits oben hervorhoben: Wenig sorgfältige Ausarbeitung 
{für eine solche fehlten übrigens auch noch zum größten 
Teil die wissenschaftlichen Vorarbeiten, die erst die Grund- 
sätze für die Ausarbeitung festzustellen hatten) und im 
Zusammenhange damit häufige Abänderung und Unsicherheit. 
Es gentigt nicht, viele Hektare Landes mit Fluchtlinien zu 
überziehen, man muß sich auch einigermaßen danach richten 
können. Das wurde denn anders, als die Grundsätze des 
Ministeriums nur noch die Wahl ließen zwischen den von 
der Baupolizeibehörde ohne Mitwirkung der Gemeinde- 
vertretung aufgestellten, im Wege des Verwaltungsstreit- 
verfahrens abänderungsfähigen Fluchtlinienplänen und den 
Bebauungsplänen, die Bestimmungen über die Ausnutzung 
der Grundstücke mit enthalten mußten, und den Charakter 
ortsstatutarischer Festsetzungen erhielten, aber der Zustimmung 
sowohl der Gemeindevertretung als des Ministeriums be- 
durften. Nunmehr wurden alle alten Pläne (der neue Auf- 
schwung der Stadt machte sie dringend notwendig) wieder 
hervorgeholt und vollständig umgearbeitet. Da inzwischen 
-auch die Wissenschaft erheblich weiter gekommen war (das 
bekannte Werk Stubbens war 1889 erschienen und wurde 
wiederholt benutzt), konnte nun etwas ganz andres zustande 
kommen. 

Die neuen Pläne (die meisten waren ja allerdings durch 
vorhergegangene Planungen notwendig mit beeinflußt) zeigen 
denn auch modernen Charakter, so daß die Grundzüge und 
Regeln, die in der Verordnung von 1896 und dann im Bau- 
gesetz aufgeführt sind, hier zum Teil schon vorher in die 
Praxis übergesetzt waren. Das Karreesystem war verlassen, 
neuerdings werden sogar für die letzte Aufteilung in Bau- 
blöcke vielfach geschwungene Linien verwendet, worauf vor 
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allem auch das mehr als hügelige Terrain hinweist. An 
dieses sich anzupassen, derart, daß möglichst wenige der 
kostspieligen Erdbewegungen notwendig werden und daß 
doch alle Stadtteile leicht von allen Richtungen her zugänglich 
sind, erfordert die größte Umsicht. 

Eine Rücksicht fehlt jetzt vollständig oder kommt doch 
erst in letzter Linie in Frage, die früher trotz alles 
Schematismus vorhanden war. Die Rücksicht auf die 
historischen Parzellengrenzen. Sie ist heute nicht mehr 
nötig, denn für den Austausch der Trennstücke und Her- 
stellung bebauungsfähiger Grundstücke sorgt die gewerbs- 
mäßige Terrainspekulation, die sich dafür teuer genug be- 
zahlen läßt. Der Geometer wäre nicht in der Lage einzig 
von technischen Gründen seine Hand führen zu lassen, wenn 
er nicht wüßte, daß es der Terrainspekulation verhältnis- 
mäßig gleichgültig ist, wie er seine Linien zieht. Ist so der 
Terrainspekulant .die Voraussetzung für eine von äußeren 
Gründen unbeeinflußte Planung, so ist diese wiederum von 
wesentlicher Bedeutung für eine geregelte spekulative Er- 
schließung. Heute bedeckt das Netz der genehmigten Be- 
bauungspläne mehrere Quadratkilometer um Plauen, und 
wenn diese auch immer noch den neuesten wissenschaftlichen 
Anforderungen entsprechend umgearbeitet werden, so hat 
doch der Unternehmer die Sicherheit, daß ihm die Aus- 
führung einer zur Realisierung seiner Spekulation not- 
wendigen Straße nicht deshalb jahrelang versagt werden 
kann, weil der Bebauungsplan noch nicht fertig gestellt isL 

Unter den materiellen Bestimmungen dqr Bebauungs- 
pläne fällt zuerst die (namentlich bei den ganz neuen Plänen) 
weitgehende Berücksichtigung freistehender Bauweise auL 
Sie entspricht den in den Verordnungen des Ministeriums 
aufgestellten Gesichtspunkten und wurde außerdem noch 
besonders mit Rücksicht auf die bergigen Verhältnisse, die 
eine Durchbildung auch der rückwärtigen Fassade angezeigt 
sein lassen, aus ästhetischen Gründen vielfach verlangt. 
(Man betrachte, um diese Gründe würdigen zu können, 
beispielsweise die vom Syra-Viadukt mit abschreckender 
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Häßlichkeit sich präsentierenden Rückseiten der Häuser 
an der Dobenau- und Hausnerstraße!) Die mit der offenen 
Bauart verbundene Verteuerung des Bauens wird herab- 
gedrtickt durch die weitgehende Zulassung von Doppel- und 
Gruppenhäusern (die eine architektonische Einheit bilden 
müssen und in ihrer Gesamtfrontlänge 30 resp. 45 m nicht 
tiberschreiten dürfen). Der Abstand der Häuser von der 
Nachbargrenze muß in diesem Falle statt 3 l l% — 4 m mindestens 
5 m, bei Gruppenhäusern die Hälfte der Höhe, mindestens 
aber 6V2 m betragen. 

Die Straßenbreite schwankt zwischen 25 m bei Haupt- 
verkehrsstraßen und 9 m bei Wohnstraßen, die dann noch 
beiderseits 5 m breite Vorgärten erhalten. Auch sonst sind 
häufig Vorgärten vorgesehen. Die Bebaubarkeit der Grund- 
stücke ist meist auf 6 /io eingeschränkt (Eckgrundstücke 
sollen zu dieser Berechnung mit den Nachbargrundstücken 
zu einem Unterbezirk zusammengefaßt werden können) ; eine 
Hoftiefe von der Höhe des Vordergebäudes bis zum Haupt- 
sims, mindestens aber von 12 m wird verlangt, wobei für 
die Errichtung kleiner Wirtschaftsgebäude , Werkstätten 
unter 4,5 m Höhe besondere Erleichterungen gewährt werden. 
Die Zahl der Stockwerke ist in den meisten Straßen auf drei 
(inkl. Erdgeschoß und Mansardengeschoß, wenn die Dach- 
neigung einen bestimmten Winkel überschreitet) festgesetzt. 

§ 13. Die Stadterweiterung. 

A. Das für Stadterweiterungszwecke in Betracht 

kommende Gebiet. 

Das zu Stadterweiterungszwecken zur Verfügung stehende 
Gebiet erfuhr in dieser Periode bedeutende Erweiterungen. 
Einmal durch Einverleibungen. Am 1. Januar 1899 
wurde die Nachbargemeinde Haselbrunn einverleibt, auf deren 
Weichbild bereits die städtische Bebauung übergegriffen 
hatte (1895 zählte sie 2639, am 12. Oktober 1898 3691 Ein- 
wohner), ferner am 1. Januar 1900 die am rechten Ufer der 
Elster stromabwärts gelegene noch durchaus ländliche Ge- 
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meinde Ghrieschwitz, die mit dem am linken Ufer des Flusses 
gelegenen Teil ihrer Flur in dieser Periode noch in das 
Stadterweiterungsgebiet hineinwuchs, während jenseits die 
unregulierte Elster dem Anschluß große Schwierigkeiten in 
den Weg legt. Einen weiteren bedeutenden Zuwachs er- 
fuhr das Stadtgebiet durch die Einverleibung der Verbands- 
gemeinde Reusa sowie des (von der Stadt erworbenen) 
Bittergutes Reusa, die trotz anfänglicher Bedenken der 
großen formellen Schwierigkeiten wegen, die die Teilung 
der Armen- und Schulverbände bereitet hätte, in ihrem 
ganzen Umfange, der sich weit in rein ländliche Verhältnisse 
hineinerstreckte, erfolgte. Vom Vordringen der Bebauung 
über die Grenzen des Stadtgebietes hinaus wird weiter unten 
noch die Rede sein. 

Der Hauptnutzen, den diese Eingemeindungen für die 
Stadterweiterung mit sich brachten, war, daß diese Ort- 
schaften nun dem Geltungsbereich des Gesetzes vom 30. No- 
vember 1843 entzogen wurden. Dieses untersagt im Interesse 
der landwirtschaftlichen Kultur die Abtrennung von mehr 
als Vs des zu jener Zeit vorhandenen Bestandes der Güter. 
Diese Bestimmung hinderte weniger die eigentliche Dismem- 
bration zu Baustellen als die vorbereitenden Stadien der 
Bebauung; denn zu ersterer wurde meist anstandslos von 
dem Dispensationsrechte Gebrauch gemacht, sodaß die For- 
malität eigentlich nur noch eine Verzögerung um ein bis 
zwei Monate bedeutete. Bedeutungsvoller erscheint uns daher 
die allerdings zahlenmäßig nicht nachweisbare Erschwerung 
der Spekulation in landwirtschaftlichen Parzellen. 

Ferner gewann man jetzt noch ein großes Gebiet besten 
Baulandes im Herzen der Stadt durch die Elsterregu- 
lierung 1 . Schon in den 70 er und 80 er Jahren hatte man 
Vorschläge gemacht und Projekte ausgearbeitet, um das der 
Überschwemmung ausgesetzte Gebiet der Talsohle der Be- 
bauung zu gewinnen. Aber erst jetzt kamen diese Pläne zur 



1 Vgl. Verwaltungsberichte 1899-1900 S. 365, 1901—02 S. 355 
1903—04 S. 349. 
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Durchführung. Die Berichtigung erstreckte sich auf das Ge- 
biet der oberen und der unteren Aue (bis an die Chriesch- 
witzer Flurgrenze) und verkürzte den Elsterlauf um 725 m 
auf 3395 m Gesamtlänge. Die Arbeiten begannen im Juli 
1897 und wurden in der Hauptsache im Jahre 1902 beendet, 
wobei das unterste Ende der Regulierung mit Rücksicht auf 
die in Aussicht genommene Fortsetzung der Flußberichtigung 
nicht planmäßig hergestellt wurde. Die lange Bauzeit er- 
klärt sich zum Teil aus der Verzögerung, die die Verhand- 
lungen mit den am alten Elsterbett anliegenden Wasserbe- 
zugs-Berechtigten mit sich brachten. Der Unternehmer der 
Berichtigung war eine auf Grund des Gesetzes vom 
15. August 1855 aus den Anliegern gebildete Zwangsge- 
nossenschaft, die Arbeiten erfolgten durch das städtische 
Tiefbauamt. Der Erfolg der Regulierung war, abgesehen 
von der Werterhöhung der bereits stehenden, früher viel- 
fachen Durchfeuchtungen durch Hochwasser ausgesetzten 
(meist Fabrik-) Gebäuden, die Schaffung von 350000 qm 
Bauland, wovon alsbald Teile für 20—30 Mk. pro qm ver- 
kauft wurden, während früher der Boden so gut wie wert- 
los gewesen war. Die Kosten waren auf 1 140000 Mk. ver- 
anschlagt gewesen (wozu der Staat 100000 Mk., die Stadt 
Vö bis zum Höchstbetrag von 200000 Mk. beitrugen), der 
Beitrag konnte aber von 25 auf 18 Pfg. pro Beitragseinheit 
ermäßigt werden, was eine Gesamtbelastung der Genossen- 
schaft mit ca. 700000 Mk. ergab. So brachte denn diese 
zweifellos dem allgemeinen Interesse dienende Flußberich- 
tigung den beteiligten Grundbesitzern einen recht be- 
trächtlichen Gewinn. 

B. Richtung der Stadterweiterung. 

Bei der Betrachtung der Richtung der Stadterweiterung 
tritt zum ersten Male in dieser Periode die Bahnhofs «Vor- 
stadt zurück. Sie war eben jetzt fast vollkommen ausgebaut 
und gleichzeitig ging auch der Vorteil, den sie so lange vor 
den anderen Stadtteilen gehabt hatte, nämlich einzig im Be- 
sitze eines ordentlichen Bebauungsplanes zu sein, verloren. 
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Der weitere Ausbau der Stadt erstreckt sich deshalb ziem- 
lich gleichförmig nach allen Richtungen. Es gewannen an 
Einwohnern (unter Verteilung der Abteilung: Äußere 
Stadt) die : 

Bahnhofs- Neun- Hammer- Brücken- Stadtteil 
dorfer- tor- tor- 

Vorstadt Haselbrunn 

Von 189G— 1900 4002 1365 1888 2454 — 
n 1900—1905 6145 7987 3342 7379 4683 
Bestand 1905 33357 20604 8938 21662 9151 

(gleichzeitig zählte die innere Stadt nur noch 4183, die 
Straßberger-Vorstadt 2069 Einwohner). Der große Auf- 
schwung der Neundorf er- Vorstadt ist dabei auf den unten 
noch zu erwähnenden Kasernenbau, sowie die Inangriffnahme 
des Syratal- Viadukts zu schieben. Die Brückentor- Vorstadt 
gewann besonders als bevorzugter Wohnsitz der in den Fa- 
briken des Elstertales beschäftigten Arbeiter. 

C. Das Stadterweiterungsverfahren. 

Die Straßenbauordnung von 1896 hatte die Anforderungen 
an die Stadterweiterer mehrfach gesteigert. Einmal wurde 
durch sie die Beschaffung und Herstellung des Straßenlandes 
für eine ganze Straßenstrecke von Kreuzung zu Kreuzung, 
also noch über die Baustelle hinaus, verlangt. Das bedeutete 
(ganz abgesehen von den erhöhten Kosten), daß nunmehr, 
trotzdem in der Plauener Flur relativ große Agrarparzellen 
vorherrschen, dem Bau einer Straßenstrecke Verhandlungen 
mit oft 8 — 10 Besitzern vorhergehen mußten. Wenn es gut 
ging, gelang es, die sämtlichen Beteiligten zu einem Aus- 
tausch zu bewegen. Durch diesen wurden die Grenzen in 
der Weise verändert, daß nunmehr jeder eine rechteckig ge- 
formte Baustelle erhielt (nur rechteckig zur Fluchtlinie 
durfte nach der Bauordnung von 1844 gebaut werden !) mit- 
samt der davor liegenden Hälfte des Straßenlandes. Das 
Austauschverhältnis war in der Regel wie 1:1, wobei 
Straßen- und Bauland gleich hoch bewertet wurden. Dann 
erst konnte der die Aufschließung betreibende Teil die 
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Straße bauen, aber allein und auf seine Kosten, auf deren 
teilweise Rückerstattung er nach den Bestimmungen der 
Straßenbaüordnung erst Anspruch hatte, wenn die fremde 
Baustelle bebaut wurde, und dann ohne Zinsen. Der tätige 
Spekulant wurde also höher belastet, als der, der die Dinge 
an sich herankommen ließ. 

Wenn aber die Einigung zwischen den Beteiligten nicht 
zustande kam — was bei den Eigentümlichkeiten der mensch- 
lichen Natur, wonach der Mensch es als einen eigenen 
Verlust betrachtet, wenn der Konkurrent eine Kleinigkeit 
mehr verdient als er selbst, leicht möglich war — so blieb 
das Terrain eben lange Jahre unbebaubar. Dann konnte 
aber auch die Stadterweiterung als Ganzes nicht so ruhig 
und gleichmäßig vor sich gehen, wie es eigentlich zu ver- 
langen wäre. Häufig mußte, um dem Bedarf an Bauland 
zu genügen, in sprungweisem Vorgehen Terrain erschlossen 
werden, das weitab von der bebauten Zone lag, während das 
dazwischen liegende Gebiet erst später nach und nach er- 
schlossen und bebaut wurde. Das geschah trotz der hohen 
Straßenbaukosten, die solche Erschließung erforderte — zum 
Teil allerdings wurden, wie wir unten erwähnen werden, die 
Bauten von der Stadt ausgeführt — nicht etwa aus purer 
Bosheit der Terrainspekulation, wie das Eberstadt 1 an- 
nimmt (wenn wir es auch nicht so natürlich erklären 
können und es nicht für so unvermeidlich halten können, 
wie das A. Voigt 2 tut) sondern unter dem Druck der 
Notwendigkeit. Aus den Bebauungsplänen, namentlich wenn 
mehrere in zeitlichem Abstände vorhanden sind, kann man 
deutlich sehen, daß immer die Straßenteile, die innerhalb 
des sonst bebauten Gebiets noch nicht ausgeführt waren, mit 
besonderen in den Grenzverhältnissen, der Existenz ganz 
kleiner Flurstücke etc. liegenden Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatten. Wie lange oft auch die beiderseits sehr am Zu- 
standekommen einer Verständigung interessierten Speku- 
lanten zu einer Verständigung brauchen, zeigt das dicke 



1 Eberstadt, Zur Preisbildung der Bodenwerte S. 76. 

2 Andr. Voigt und P. Geldner, Kleinhaus und Mietkaserne S. 95. 
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Aktenheft, das über die Weiterführung der Jößnitzer- 
straße existiert. Trotzdem es sich hier um eine sehr 
wichtige Straßenstrecke, von der die Aufschließung eines 
weiten Hinterlandes abhing, handelte, zogen sich die Ver- 
handlungen von Jahr zu Jahr hin, bis es schließlich die 
Stadt unter großen Mühen wenigstens dahin brachte, daß 
jeder den in die Straße fallenden Teil seines Flurstücks un- 
entgeltlich an die Stadt abtrat, wobei die Stadt die Her- 
stellung der Straße einstweilen übernahm. Dann einigten 
sich auch die beiden Streitenden über den Austausch der 
unbebaubaren Spitzen, sodaß man sich die Durchführung 
eines Euteignungs- oder Zwangsumlegungsverfahrens sparen 
konnte. Das war im Jahre 1905, nachdem der Stadtgemeinde- 
rat die Dringlichkeit der Durchführung der Straße bereits 
im Jahre 1887 anerkannt hatte. 

Da infolge dieser Aussperrung größerer Teile des an 
die Stadt unmittelbar anschließenden Gebiets die Bebauung 
entferntere Gelände aufsuchen mußte, und da überhaupt jetzt 
die Stadt sich bedeutend rascher ausdehnte, als die ganzen 
Jahre seit der Gründerzeit, so ist es erklärlich, daß jetzt 
der Vorrat unbebauten Gebiets, den die Baugewerken und Spe- 
kulanten in den 70 er und 80 er Jahren weit draußen noch zu 
Agrarpreisen an sich gebracht hatten, an manchen Stellen nicht 
mehr zureichte, sodaß wir wieder in der Lage sind (nachdem 
dies eben in der letzten Zeit nicht vorgekommen war), Preise 
für landwirtschaftlich geformte Grundstücke aufzuführen, 
die unmittelbar vor der Bebauung den Besitzer wechselten. 

Die Umsätze wurden festgestellt für drei Gebiete: das 
des Bebauungsplanes Haselbrunn, der Neundorfer- und der 
Keissiger- Vorstadt, insgesamt für eine Fläche von 370 ha. 
Von diesem ganzen großen Gebiete rückte natürlich nur ein 
Teil in die Bauzone ein und wieder nur ein Teil brauchte 
den Besitzer zu wechseln, da große Flächen zum alten Be- 
sitz von Spekulanten gehörten. Hier ist nun zunächst zu 
bemerken, daß mehrfache Verkäufe ein und desselben Grund- 
stücks zwar mitunter vorkamen und dann häufig rapide 
Wertsteigerungen zeigten, daß wir aber nicht diese für das 
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eigentlich Interessante halten können. Denn sie sind nur 
die notwendige Folge der Kluft, die zwischen dem landwirt- 
schaftlichen und dem Baustellenwert klafft, ohne daß sie 
das Endergebnis unmittelbar beeinflussen können. Für viel 
bedeutsamer müssen wir die Feststellung halten, wie viel 
für landwirtschaftliche Parzellen, auf die noch keinerlei Auf- 
wendung zu städtischen Zwecken weder an Kapital noch an 
Arbeit gemacht worden ist, im Höchstfalle bezahlt worden 
ist. Denn in diesen Preisen (wir notierten als Maxima für 
diesen unmittelbar parzellierbaren Boden den Betrag von 
15 Mk. pro Quadratmeter, der sich im Gebiet aller drei Be- 
bauungspläne für Boden, der später in Baustellen über 
30 Mk. kostete, fand) drückt sich der Wert aus, den das 
Terrain, ohne daß irgend welche Aufwendungen seitens 
des Besitzers gemacht worden wären, lediglich dadurch er- 
langte, daß die Bebauung sich bis zu ihm hin ausdehnte, 
während spätere Preissteigerungen sich auf eine qualitativ 
durch Umformung veränderte Ware beziehen. 

Die Höhe dieses unverdienten Wertzuwachses lockte be- 
greiflicherweise viele Kapitalisten, auch darauf zu speku- 
lieren. Sie kauften Boden in größerer oder geringerer Ent- 
fernung von der Stadt, mehr oder weniger nahe dem land- 
wirtschaftlichen Ertragswert an, um ihn zunächst landwirt- 
schaftlich oder gärtnerisch weiter zu benützen, und schlugen 
jährlich die Differenz zwischen Zinsenlast und Ertrag zum 
Ankaufspreise, in der Hoffnung, später bei der Bebauung 
trotzdem einen großen Gewinn zu machen. An der wilden 
Jagd beteiligten sich wiederum Industrielle aller Kreise und 
auch Auswärtige, die glaubten hier verdienen zu können. 
Das Gebiet, das heute in der Hand der Spekulanten ist, 
und von Jahr zu Jahr Zinsen frißt, erstreckt sich im Durch- 
schnitt vielleicht 5 km von der Grenze der Bebauung an* 
Als äußerste Punkte sind die an der Bahnlinie gelegenen 
Ortschaften Jocketa (7,7 km), Weischlitz (7,4 km), Syrau 
(6,2 km) zu nennen; außerdem sind noch in den Fluren 
folgender Dörfer mehrfache Umsätze zu Spekulationszwecken 
vorgekommen: Beißig, Jößnitz, Neundorf, Straßberg, Tier- 
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garten und Reinsdorf. Manche Ortschaften sind ferner hier 
nur deshalb nicht zu nennen, weil die Bauern zu einem Ver- 
kaufe nicht zu bewegen waren. 

Doch zurück zu dem von dem Bebauungsplan bedeckten 
Gebiet! Mit einem Wort sei hier noch auf die Frage der 
Verschuldung eingegangen. Da der Wert der einzelnen 
Parzelle kolossal gegen früher gestiegen war, so ist es nur 
begreiflich, daß nur wenige so große Objekte sofort bar be- 
zahlen konnten. Wir finden also wohl den alten, billig er- 
worbenen Besitz der Spekulanten im Normalfalle vollkommen 
schuldenfrei, müssen aber auf den erst kurz vor der Be- 
bauung erworbenen Gebieten häufig Restkaufgelder konsta- 
tieren, aber auch hier ist das Bestreben unverkennbar, die- 
selben sobald als nur möglich abzuzahlen. 

Wenden wir uns nun zu den zur Aufschließung des 
Terrains notwendigen Maßnahmen. Hier ist als erstes 
hervorzuheben, daß die Straßenbauten fortgesetzt teurer ge- 
worden waren. So läßt sich für die Schleusenbaukosten 
folgende Übersicht zusammenstellen : Anfang der 70 er Jahre 
war für die laufende Elle Anliegerfront ein Taler vergütet 
worden, oder für den laufenden Meter : 5,36 Mk. ; später bis 
zum Jahre 1896 wurde für jede Strecke, deren wirkliche 
Selbstkosten nicht mehr festzustellen waren, ein Einheits- 
preis von 9 Mk. pro laufenden Meter erhoben, der wohl den 
Baukosten vom Ende der 70 er Jahre entsprechen dürfte. 
Von 1896 an wurde der Einheitspreis, der nunmehr grund- 
sätzlich überall zur Erhebung gelangte, nach den Durch- 
schnittskosten der in den letzten beiden Jahren ausgeführten 
Schleusenbauten mit 15 Mk. normiert und vom 9. Oktober 
1900 ab auf 17 Mk. erhöht. 

In ähnlicher Weise sind die übrigen Straßenbaukosten 
gewachsen. Einmal durch absolute Preissteigerungen, dann 
aber auch durch qualitativ höhere Ansprüche. Von 1896 
ab wurden der Regel nach .die Straßen endgültig herge- 
stellt, und wenn die tatsächliche Herstellung noch hinaus- 
geschoben wurde, mußte der Betrag deponiert oder sonst sicher 
gestellt werden, sodaß der Effekt, die Belastung des Unter- 
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nehmers, derselbe blieb. Verschärft wurden die Schwierig- 
keiten für den Unternehmer noch, als der Rat beschloß, 
Sicherungshypotheken nicht mehr anzunehmen. Hatten die 
oben aufgeführten Straßen der Neundorfer- Vorstadt aus dem 
Jahre 1878 nur 13,60 Mk. pro laufenden Meter Anliegerfront 
gekostet, so berechnete eine Aufstellung des Stadtbauamts 
aus dem Anfang der 90 er Jahre die (dem obigen Beispiele 
genau entsprechende) vorläufige Herstellung einer 15 m 
breiten Straße auf 22,40 Mk., wobei noch die Kosten der 
Schnittgerinne nicht inbegriffen waren. Die endgültige Her- 
stellung dagegen kostete (inkl. Trottoir) 109,20 Mk. Nach 
den Bestimmungen der Straßenbauordnung von 1896 erhöhte 
sich dieser Betrag auf 122 Mk., 1900 und 1903 noch um je 
24 Mk. Und wenn 1900 die vorläufige Herstellung, die 1896 
abgeschafft worden war, wieder eingeführt wurde, so hatte 
das aus den oben angegebenen Gründen keine finanzielle 
Bedeutung, ^umal ein großer Teil der Unternehmer es vor- 
zog, die Straßen gleich fertig zu pflastern, um der Unter- 
haltungspflicht ledig zu werden. Dazu kamen noch die 
Schleusenbeiträge mit 15 resp. 17 Mk. und die Hälfte der 
Kosten der Wasserleitung mit 4,50 Mk. resp. 5,50 Mk. Die 
Herstellung einer Straße von nur 100 m Länge und 15 m 
Breite bedeutet also gegenwärtig unter normalen Verhält- 
nissen, wenn keine größeren Erdarbeiten nötig sind, einen 
Kapitalaufwand von 38500 Mk. oder eine Belastung des 
Quadratmeters Bauareal, unter der Annahme, daß 50 a 
Bauland durch die Straße erschlossen worden seien (20 Bau- 
stellen ä 2,5 a), mit 7,70 Mk. Straßenbaukosten. Nicht nur 
das Zusammenbringen der Parzellen erfordert also Kapital- 
kraft, sondern auch die Weiterverarbeitung des Rohstoffes 
ist nur mit Aufwand großer Summen möglich. 

Allerdings darf man hier auch die Bestrebungen nicht tiber- 
sehen, den Kleinbetrieb konkurrenzfähig zu erhalten, vor allem 
dadurch, daß man die in der Hauptsache für ländliche Zwecke 
geschaffenen Einrichtungen der Landeskulturrentenbank auf 
städtische Meliorationen durch Straßenbau übertrug. Gegen 
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Einräumung des Vorrangs vor allen anderen Hypotheken 
werden die Kosten des Straßenbaues von der Bank über- 
nommen und von den Schuldnern ratenweise abbezahlt. Da- 
bei werden für die Verzinsung nur SVs /«) und für die 
Tilgung 1 Va °/o erhoben, sodaß die Schuld in 38 Jahren ab- 
bezahlt ist. Leider ist diese Art Geldbeschaffung aber mit 
Umständlichkeiten nach zwei Richtungen verknüpft : Einmal 
muß die Stadtgemeinde auf zwei Jahre die Garantie für 
das richtige Eingehen der Summen (deren Sicherheit doch 
eigentlich infolge ihres gesetzlichen Vorrangs vor allen 
anderen Hypotheken unbezweifelbar ist) übernehmen; und 
da der Stadtrat erst unter dem Eindruck der Wohnungs- 
not von 1902 sich hierzu grundsätzlich bereit finden ließ, 
blieben die Vorteile des bereits 1872 erlassenen Gesetzes 
30 Jahre lang ungenutzt. Der zweite Fehler» der eine weit- 
gehendere Nutzbarmachung dieses Kredites erschwert, ist 
die nicht recht verständliche Bestimmung, daß die ganze 
Rente sofort fällig wird, sobald ein Teil des Grundstückes 
abgetrennt wird. Der Unternehmer ist also gezwungen, zuerst 
die Grundstücke zu dismembrieren , wobei natürlich be- 
sondere Wünsche der Käufer, die sich in diesem frühen 
Zeitpunkt noch nicht eingefunden zu haben pflegen, un- 
berücksichtigt bleiben müssen. Infolgedessen haben auch 
private Kreditinstitute trotz ihrer wesentlich teureren Be- 
dingungen guten Absatz für ihre Renten gefunden: Bei 
jährlicher Zahlung von 5% des Kapitals für Zins und 
Tilgung läuft die Rente 55 Jahre lang. 

Der Bau der Häuser erfolgte, wie bereits in den letzten 
Jahren der vorhergehenden Periode, mit Hilfe des Bau- 
unternehmertums. Doch traten dabei die alten Firmen mehr 
zurück. Diese hatten selbst in Terrains zu spekulieren und 
zu erschließen begonnen, und bebauten nun vorwiegend ihr 
eigenes Terrain. An ihre Stelle traten neue Kräfte, die 
die Spekulanten heranzogen-, und da eine Zeit immer 
wachsender Wohnungsnot einsetzte, wurde mehr und mehr 
von allen Anforderungen abgesehen, die früher an die Ab- 
nehmer gestellt worden waren. Schon seit einiger Zeit war 
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der Preis für die Baustellen nicht mehr bar bezahlt worden, 
sondern vollständig hypothekarisch stehen gelassen; jetzt 
wird es zur größten Ausnahme, wenn überhaupt noch auch 
nur der kleinste Teil angezahlt wird. Aber noch mehr. 
Um den Verkauf ihrer Terrains zu forcieren, geben die 
Spekulanten nun auch noch die zur Bebauung notwendigen 
Baugelder, zum Teil vielleicht gleich in der Form der Bau- 
materialien ; und dadurch, daß sie nun, um die Verwendung 
des Geldes zu kontrollieren, ständig den Bau revidieren 
lassen müssen, erübrigt es sich, daß der Bauunternehmer 
noch irgend etwas vom Handwerk versteht. Auch die Fach- 
kenntnisse stellt der Spekulant — der Unternehmer gibt 
nur noch den Namen und die Verantwortlichkeit her. Im 
übrigen verrichtet er die Dienste des Poliers. Überall sind 
die Hände des Spekulanten tätig; er behält sich das Ge- 
nehmigungsrecht für Fassaden vor, damit hier alle Gebäude 
stilvoll errichtet werden und in den Rahmen der Umgebung 
hineinpassen — ohne daß allerdings bisher dieser Neubelebung 
der baupolizeilichen Ästhetik etwas Gutes nachzurühmen 
wäre. Ferner muß sich der Unternehmer verpflichten, zu 
einem bestimmten Zeitpunkte die Herstellung der Trottoire 
zu beantragen. Auch sonst bestimmt und regelt der 
Spekulant bis ins kleinste alles. Die Bauunternehmer sind 
nur die ausführenden Hände. Daß man sich dessen in 
Unternehmerkreisen auch vollständig bewußt ist, beweist 
eine Anekdote, wonach die Abnehmer eines großen Terrain- 
spekulanten sich gleichsam gerühmt hätten, in einem „soliden 
Geschäft" tätig zu sein. 

Unsere heutigen Verhältnisse sind nun so, daß derjenige, 
der juristisch der Eigentümer eines wertvollen Besitzes ist 
und Verträge über Tausende und Zehntausende abschließen 
kann, ein mittelloser, völlig unselbständiger Mensch ist, ein 
durch ungünstige Vertragsbestimmungen gebundenes Werk- 
zeug eines andern, der sich im Hintergrunde hält, der aber, 
wenn er will, alles, was der andere gearbeitet hat, alles 
was dritte diesem im Vertrauen auf seine Kreditwürdigkeit 
geliefert haben, auf Grund unseres Hypothekenrechts und 

Meiner, Bodenspekulation. 9 
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durch Ausnutzung seiner Machtstellung dem Kleinen gegen- 
über in seine Tasche fließen lassen kann 1 . 

Dabei ist es ziemlich gleichgültig, ob die Bauunternehmer 
ursprünglich ein paar tausend Mark ihr eigen nannten, 
worauf solide Spekulanten zu sehen pflegen, um ihrerseits 
unangenehmen Überraschungen zu entgehen. Denn da die 
Häuser nur bei Bewilligung großer Kaufgeldhypotheken ver- 
käuflich, zweite Hypotheken aber von Privaten nur schwer zu 
beschaffen sind, so sind bald alle Barbestände festgelegt. 
Die Verpfändung der Hypotheken hilft auch nur kurze 
Zeit — und sobald einmal der Absatz der Häuser stockt, 
ist auch der ursprünglich nicht mittellose Bauunternehmer 
vollständig in der Hand des Spekulanten, der nun hundert 
Wege hat, ihm Zinsen und Provisionen zu berechnen und ihn 
nicht wieder zu Atem kommen zu lassen. 



1 Ein Beispiel dafür, wie Rechte und Pflichten mitunter juristisch 
verteilt sind, bildet folgender Vertrag, der sogar durch Druck verviel- 
fältigt wurde: Der Verkäufer ist nicht verpflichtet, dem Käufer das 
gesamte verkaufte Grundstück aufzulassen; er ist vielmehr nur ver- 
pflichtet, sobald nach § 4 ein Teil des Kaufpreises fällig wird (das 
war im Falle des Weiterverkaufs im unbebauten Zustand oder der Ein- 
schätzung des darauf errichteten Gebäudes zur Brandkasse), den be- 
treffenden Grundstücksteil, durch dessen Veräußerung oder Bebauung 
die Fälligkeit des Kaufpreisteiles herbeigeführt wird, dem Käufer auf- 
zulassen, und zwar auch nur gegen Zahlung des fälligen Kaufpreises, 
oder, dafern dieser auf Grund besonderer Vereinbarungen ganz oder 
teilweise gestundet wird, gegen Bestellung einer Hypothek im ersten 
Range an dem aufzulassenden Grundstück steil wegen des weiter ge- 
stundeten Kaufpreises sowie wegen der dem Käufer etwa gewährten 
Darlehen nebst den für diese Forderungen vereinbarten Zinsen. Käufer 
verpflichtet sich ausdrücklich, diese Hypotheken im ersten Range bei der 
Auflassung zu bestellen und vereinbart mit dem Verkäufer, daß dieser 
solchenfalls berechtigt sein soll, sich den Hypothekenbrief vom Grund- 
buchamt aushändigen zu lassen. 

Das bedeutet also, ganz abgesehen davon, daß für die Baustellen- 
hypothek die erste statt der sonst üblichen zweiten oder dritten SteUe 
beansprucht wird: Es werden Gebäude errichtet auf dem Grundstück 
eines dritten; macht der Unternehmer Konkurs, so fallen die inzwischen 
aufgeführten Baulichkeiten nicht in die Masse, sondern wachsen dem 
Vorbesitzer zu. 
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Die Gefahren des Systems zeigten sich, als die Krisis 
kam und die Häuser sich nicht mehr ohne weiteres ver- 
kauften. Ein Bauunternehmer nach dem andern brach zu- 
sammen, da er die Zinsen nicht mehr zahlen konnte. Manche 
Spekulanten bemühten sich ehrlich ihre Bauunternehmer 
über Wasser zu halten, indem sie beispielsweise auf die 
Zinsen der Kaufgelder für noch nicht bebautes Land ver- 
zichteten, in der weitblickenden Erwägung, daß sie nicht zu 
einer unzeitgemäßen Bebauung desselben drängen wollten *— 
von anderen wird dagegen auch erzählt, daß sie ihren Vor- 
teil im Konkurs der Bauunternehmer gesucht haben. 

Zwangsversteigerungen bebauter Grundstücke wurden 
eingeleitet 



1899 in 8 


1903 in 7 


1900 „ 14 


1904 „ 78 


1901 „ 11 


1905 „ 124 


1902 . 8 


1906 . 148 



Fällen. Die rapide Zunahme der Zwangsversteigerungen mit 
Beginn der ungünstigen Konjunktur 1904 springt in die 
Augen. In Prozenten ausgedrückt wurden in den letzten 
drei Jahren versteigert 1,6 resp. 2,4resp. 2,8 °/o sämtlicher be* 
bauter Grundstücke. Davon stammte die überwiegende Mehr- 
zahl aus dem Besitz von Bauunternehmern. 

Die Baustellenpreise sind in dieser Zeit mehr als je be- 
einflußt durch die Ausnutzungsmöglichkeit. Denn diese war 
unter der Herrschaft differenzierter Bebauungspläne sehr 
verschieden geworden. Dazu kommt noch, daß die Straßen- 
baukosten, die absolut stark gestiegen sind, je nach der 
Schwierigkeit des Geländes wieder große Differenzen unter 
sich zeigen ; diese müssen natürlich bei der Berechnung des 
für die Baustelle möglichen Preises, sofern sie gesondert 
eingehoben werden, mitberücksichtigt werden. Dazu kam 
dann noch die verschiedene natürliche Eignung der Bau- 
stellen an sich, um die Möglichkeit ganz exakter Ermitte- 
lungen noch weiter zu beschränken. Wir untersuchten für 
diese Zeit das ganze nördlich der Eisenbahn gelegene Ge- 
biet, also den Stadtteil Haselbrunn zuzüglich eines Teils der 

9* 
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Flur Plauen. Dieses Gebiet weist eine stellenweise sehr 
hügelige Beschaffenheit auf. So mußte der an der alten 
Stadtgrenze liegende Rähnisberg 1899 noch von der Fest- 
stellung des Bebauungsplans ausgeschlossen werden; ein 
anderer Berg wurde, um die Abtragung zu vermeiden, zu 
Anlagen bestimmt. Ein großer Teil ist dagegen fast ganz eben. 
Abgesehen von der oben erwähnten Kolonie der 70 er Jahre 
und einigen im unmittelbaren Anschluß an die Bebauung 
der Bahnhofstraße entstandenen Häuser, war diese ganze 
weite Fläche 1895 noch so gut wie unbebaut. Um dieses 
Jahr entstanden dann mitten im freien Felde an der Pau- 
saerstraße zwei neue Kolonien, die eine an der Langestraße, 
die andere an der Parkstraße, die noch mit dem billigen 
Bodenpreise von 10 Ilk. rechnen konnten und daher auf das 
Zweigeschoßhaus wieder zurückgingen. Um dieselbe Zeit 
erwarb ein Homo novus große Teile eines Bauerngutes 
(sonst war der größte Teil der Flur alter Besitz einiger 
Ziegeleien) zu einem sehr billigen Preise. Er wußte durch 
geschickte Austauschsverhandlungen mit seinen Nachbarn sich 
den Zugang zur Pausaerstraße zu öffnen und stellte nun 
große Strecken Straßen her, deren Fertigstellung noch vor 
der Einverleibung Haselbrunns nach Plauen erfolgte, um 
den höheren Anforderungen der Plauener Straßenbauordnung zu 
entgehen. 1900 begann er an der entlegensten Stelle seines 
Besitzes Baustellen zu verkaufen. In Anbetracht der un- 
günstigen Lage erzielte er zuerst nur 20 Mk. pro Quadrat- 
meter inkl. Straßenherstellung, da aber die Wohnungsnot in 
Plauen sehr groß blieb, so stieg auch mit zunehmender Be- 
bauung der Preis bald auf 25 — 32 Mk. (je nach der Be- 
schaffenheit des Untergrundes und der Breite der Straßen). 
In größerer Nähe der Stadt, zwischen Rähnisberg und Eisen- 
bahn, wurden auf noch ganz unbebautem Terrain 1903 für 
Baustellen an 9 m breiten Straßen mit zwei je 5 m breiten 
Vorgärten 35 Mk., 1904 bis zu 39 Mk. ohne Straßenher- 
stellung bezahlt 1 . Da diese Straßenbreite eine vierge- 

1 Wir halten uns für berechtigt, diese Preise als wirklich ge- 
zahlte trotz der oben charakterisierten Unfreiheit des Bauunter- 
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schossige Überbauung ermöglicht, ist die höhere Preislage 
gegenüber den entfernteren Distrikten, wo meist nur 15 m 
breite Straßen in Frage kamen, erklärlich. Beachtenswert 
ist die weitere Steigerung der Bodenpreise über das Anfangs- 
maß hinaus, die wohl in der Hauptsache als Niederschlag 
der Mietsteigerungen dieser Jahre sich darstellt x . Ein Rück- 
gang der Preise in den letzten Jahren der Depression konnte 
dagegen nicht festgestellt werden, da die Spekulanten sich 
hüteten, weitere Neubauten zu veranlassen. 

D. Die Einwirkung der Stadt auf die Stadt- 
erweiterung. 

Außer durch die bereits oben geschilderten Einver- 
leibungen und die Elsterregulierung beeinflußte die Stadt 
auch noch durch andere Handlungen den Umfang des für 
Stadterweiterungszwecke zur Verfügung stehenden Gebiets, 
Zwar die durch das allgemeine Baugesetz erweiterte Ent- 
eignungsmöglichkeit für Straßenland wurde auch in dieser 
Zeit — abgesehen von den Enteignungen zum Bau des 
Syraviadukts und zur Herstellung der darüber führenden 
Straße — nur einmal gegenüber einem Familienfideikommiß, 
dessen Grundbesitz durch die ganze Stadt zerstreut liegt, 
und das nach Maßgabe des geltenden Rechts nur der Ge- 
walt weichen durfte, angewandt Unmittelbare Erschließungen 
von Bauland durch Straßenbau seitens der Stadt sind nicht 
vorgekommen. Dazu fehlte vor allem das Wichtigste: 
Günstig gelegener Grund und Boden. Es war noch nicht so 
lange her, daß man von der Ansicht losgekommen war, daß 
es der Stadt nicht zukomme, derartige Spekulationen zu 
machen. Die Änderung des prinzipiellen Standpunkts war 
erfolgt, als das fortgesetzte Steigen der Bodenpreise den 
städtischen Haushaltplan (für öffentliche Gebäude, freie Plätze 



nehmers in Rechnung zu stellen. Denn ganz abgesehen davon, daß viel- 
leicht sogar noch über den genannten Preis hinaus ein Teil des* Boden- 
preises in den Lieferungen mit enthalten war, die der Spekulant dem 
Bauunternehmer machte, so ist vor allem dieser Bodenpreis auch so und 
so vielen ernsthaft zu nehmenden Hausverkäufen zugrunde gelegt worden. 
1 Vgl. Verwaltungsbericht 1899—1900 S. 13. 
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etc.) immer mehr belastete. Und so erhob sich denn kein 
ernsthafter Widerspruch als der Rat im Jahre 1895 vor- 
schlug, ein größeres Terrain (18 ha) in der Ostvorstadt von 
einem verschuldeten Besitzer anzukaufen. Doch fand man 
es noch nötig, zur Entschuldigung anzuführen, daß es eben 
nicht möglich sei, die zu städtischen Zwecken gebrauchten 
Parzellen einzeln zu erwerben. Man müsse das Ganze 
nehmen. In den nächsten Jahren folgten ab und zu An* 
kaufe von mehr oder weniger nahe an den bebauten Teilen 
der Stadt gelegenen Parzellen. Eine größere Erwerbung ! 

brachte erst das Jahr 1901, als man das Rittergut Reusa 
mit über 337 ha Fläche, wovon 120 ha bewaldet waren, für 
750000 Mk. erwarb. Der Kauf des Ritterguts, das unmittel- 
bar an das Weichbild der Stadt grenzte (jetzt ist es ja ein- 
verleibt), wurde mit überwältigender Mehrheit beschlossen, 
obwohl sich auch ein Tadler fand, der einen eigentlichen 
dringenden Grund vermißte, und warnte, sich des Vorwurfs 
der Bodenspekulation schuldig zu machen. Eine Erschließung 
der ansehnlichen Flächen, die nunmehr der Stadt gehören, 
hat noch nicht stattgefunden. Nur zur Errichtung öffent- 
licher Anlagen und zur Erweiterung des Krankenhauses kam 
bisher der Besitz zustatten. 

Dagegen hat die Stadt wesentlichen Anteil an den Maß- 
nahmen zur Heranziehung entfernterer Gebiete zur 
Bebauung. Zum Teil mit großen Kosten wurden diese in ihrer 
Konkurrenzfähigkeit gestärkt. Hier ist zu erwähnen die Unter- 
führung der Schillerstraße, durch die die Bebauung der nörd- 
lich des Bahndamms und abseits der Pausaerstraße gelegenen 
Teile der Stadtflur erst ermöglicht wurden. Sodann wurde 
die König Friedrich August-Brücke über das tiefe Syratal, nach- 
dem sie schon seit Anfang der 90 er Jahre im Prinzip be- 
schlossen war, im August 1905 fertig gestellt und dem Ver- 
kehr übergeben, wodurch die ganze äußere Neundorfer- Vor- 
stadt dem Bahnhofe und der Hauptarbeitsstätte Plauens, der 
Bahnhofs- Vorstadt, wesentlich näher gerückt ist. Man geht 
wohl nicht fehl, wenn man in dem Aufschwung dieses Stadt- 
teils in den letzten Jahren zum Teil bereits eine Wirkung 
dieses Baues erblickt. 
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Ferner wirkte nach dieser Richtung — der Erleichte- 
rung der Bebauung entfernter gelegenen Geländes — auch 
die Politik, die die Stadt bei der Errichtung öffentlicher Gebäude 
verfolgte. Es mag allerdings zweifelhaft sein, ob dieses Er- 
gebnis bei der Projektierung mit in Anschlag gebracht 
worden ist. Ausschlaggebend dafür, daß die Stadt ihre 
Bauten immer weit draußen aufführte, war jedenfalls die 
Notwendigkeit, auf billigem Gelände zu bauen. Mochte es 
ein Schulhaus, eine Kirche oder der große neue im Oktober 
1900 eröffnete Schlacht- und Viehhof oder die Kaserne für 
das am 1. Oktober 1903 hierherverlegte Infanterieregiment 
sein, jedes Mal ging man möglichst an die Grenze der Be- 
bauung und in den beiden letzten Fällen noch ein gutes 
Stück darüber hinaus. In diesen Fällen mußten zum Zwecke 
der Zugänglichmachung der Baulichkeiten erst lange Straßen- 
züge erbaut werden. Das übernahm die Stadt auf ihre 
Kosten, die beteiligten Grundbesitzer stellten nur den Grund 
und Boden und waren nun in der angenehmen Lage, daß 
ihre Terrains, die, da in größerer Entfernung von der Stadt 
liegend, bisher fast noch landwirtschaftlichen Wert gehabt 
hatten, ohne eigenes Zutun erschlossen wurden. Mit einem 
Schlage waren nun diese Grundstücke Bauland, und sogar, 
infolge der benachbarten Verkehrszentren, zukunftsvolles 
Bauland, sodaß es nicht zu verwundern ist, daß gerade an 
dieser Stelle die Übertreibungen der Spekulation einsetzten. 
Da man für die Höhe der Mieten hier, namentlich in der 
Nähe der Kaserne, wo man mit der höher qualifizierten 
Wohnungsnachfrage der Offiziere etc. rechnete, keine ge- 
naueren Anhaltspunkte hatte, wurde hier der Preis der 
Grundstücke durch öftere Verkäufe, denen keinerlei bare 
Anzahlungen zugrunde lagen, immer weiter in die Höhe ge- 
trieben, bis schließlich das ganze Gebäude zusammenstürzte 
und die Grundstücke mit samt den darauf erbauten Häusern 
an den Parzellanten zurückfielen. Diese Art Spekulation, 
die heutzutage fast mit zu dem Bilde der Großstadt gehört, 
war in Plauen im größeren Umfange eigentlich nur in dem 
einen Stadtteile (in dem anderen besorgte eine schon lange 
erprobte Firma, die diesem Unwesen entgegentrat, die Auf- 
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Schließung) zu finden. Sonst ist in Plauen ein Weiterver- 
kauf von Baustellen fast gar nicht festzustellen. Es bleibt 
also bei den geschilderten relativ einfachen Verhältnissen. 
Sodann ist hier auch die Wirksamkeit der elektrischen 
Straßenbahn zu erwähnen, für die im Jahre 1893 
der allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft zu Berlin eine 
Konzession erteilt worden war, die diese an die 18.95 ge- 
gründete Sächsische Straßenbahngesellschaft abtrat. Lange 
wollte diese nicht florieren, und als sie im Jahre 1901 in- 
folge des Zusammenbruchs der Kreditanstalt für Handel 
und Industrie in Dresden in finanzielle Schwierigkeiten ge- 
riet, wurde das ganze Unternehmen der Stadt für 550 000 Mk. 
angeboten. Die Stadt lehnte jedoch die Übernahme ab. 
Durch Zuzahlung von 30 °/o sowie Zusammenlegung und Aus- 
gaben neuer Aktien gelang es, das Unternehmen wieder flott 
zu machen, und nachdem auch mehrere Male der Vertrag 
mit der Stadt zum Vorteil der Gesellschaft geändert worden 
war, und da der allgemeine Aufschwung der Stadt mithalf, 
steht jetzt der Kurs der Aktien auf über 130 °/o und die 
Dividende betrug in den letzten Jahren 6V2 — 7 °/o. Der 
Tarif war bisher der 10 Pfg. Einheitssatz mit Umsteige- 
berechtigung. Seit 1. Januar 1907 ist er (gegen das Zu- 
geständnis eines 2. Schaffners für jeden Wagen statt des 
bisher üblichen Zahlkastensystems) für größere Strecken be- 
dauerlicherweise auf 15 Pfg. erhöht worden. 

§ 14. Die Wohnungsverhältnisse. 

Die Bevölkerungszunahme, die Plauen von 1896 — 1905 
erlebte, ist eine beispiellos rapide. Die Einwohnerzahl 
wächst zwischen den zwei Volkszählungen 1895 und 1905 
um fast 50000 oder um 90°/o, bei Berücksichtigung des 
Standes der inzwischen einverleibten Ortschaften im Jahre 1895 
immer noch um 71,5 °/o. Dieser Steigerung der Nachfrage 
nach Wohnungen gegenüber, die beispielsweise in dem einen 
Jahr 1902 — 03, von Eingemeindungen abgesehen, 11,6 °/o be- 
trug, hatte natürlich die Bautätigkeit einen schweren Stand. 

Die Behausungsziflfer geht von dem im Jahre 1896 er- 



i 
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reichten Höhepunkt in den nächsten Jahren wieder etwas 
herunter und steht 1898 auf dem Niveau des Jahres 1894. 
Das nunmehr bis zum Jahre 1903 zu beobachtende An- 
schwellen dieser Ziffer drückt nicht allein die zunehmende 
Wohnungsnot aus; sie ist zum Teil auf das Eindringen des 
Viergeschoßhauses zurückzuführen , wogegen die Einver- 
leibung ganz kleiner Häuser die Aufwärtsbewegung nur 
ganz geringfügig verlangsamt haben dürfte. Im Jahre 1903 
kommen 21,36 Personen auf das Haus; dann sinkt die Ziffer 
wieder etwas — die Krisis tritt ein. 

Die Zahl der auf das Haus entfallenden Haushaltungen 
sinkt gleichfalls von 1896—98 um ein geringes, ebenso die 
Zahl der Haushaltungsmitglieder (Abwanderung Unver- 
heirateter !) ; dann steigt die Zahl der Haushaltungen wieder 
ständig, auch über die Krisis hinaus bis 1905, so daß eine 
vermehrte Herstellung von Viergeschoßhäusern angenommen 
werden muß, während die Zusammendrängung der Menschen 
in den Haushaltungen, das eigentliche Kennzeichen der 
Wohnungsnot, nur bis 1903 fortschreitet, dann infolge des 
durch die Krise erweiterten Lebensspielraums abnimmt. Auch 
hier also gilt die schon oben nachgewiesene Tatsache; man 
wohnt schlecht in guten Zeiten, gut in schlechten Zeiten! 

Der Zuwachs an bewohnten Gebäuden betrug 

Neubaugenehmigungen 
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prozentual 


zu Geschäfts- u. Wohn- 
häusern wurden erteilt 
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genehm i ginigen, die uns einen ungefähren Überblick über 
die jeweils herrschende Baulust gibt. Diese ist gering im 
Jahre 1897 (in dem Jahre, in welchem ein kleiner Rück- 
schlag einsetzte), steigt dann bis 1899, um 1900 trotz des 
guten Geschäftsganges empfindlich zurückzubleiben und auch 
1901 nur mit Mühe . den Stand des Jahres 1899 zu er- 
reichen. Erst 1902 zeigt sich dann die Baulust entfesselt, 

1903 erreicht die Zahl der Baugenehmigungen fast 500. 

1904 sinkt sie in unmittelbarem Zusammenhang mit dem in 
diesem Jahre einsetzenden Rückschlag. 

Etwas anders stellt sich die Linie der absoluten jähr- 
lichen Zunahme der bewohnten Häuser. Die Herstellung 
eines Hauses erfordert eben Zeit, und es ist deshalb ganz 
selbstverständlich, daß sich jede Bewegung der Kurve um ein 
Jahr verschiebt und die größte Zunahme nicht in die Zeiten 
der Hochkonjunktur (1896, 1903) sondern in die darauf 
folgenden Jahre fällt. Das auffallende Zurückbleiben der 
Baulust hinter der Konjunktur zeigt sich auch hier in der 
geringen Zunahme der Jahre 1901 und auch 1902. 

Nun braucht ja die Zahl der neuen Wohnungen der 
Zahl der neuen Häuser nicht ganz zu entsprechen, wenn 
auch eine so gänzliche Inkongruenz zweier Jahre kaum 
glaublich wäre. Wir geben deshalb noch die Zahl der in 
den einzelnen Jahren neu entstandenen Wohnungen (die 
Zahl der in Wegfall gekommenen Wohnungen ist dabei nicht 
mit berücksichtigt): 

Gesamtzahl der 
neu entstandenen 
Wohnungen 

1896 580 

1897 631 

1898 754 

1899 887 

1. Halbjahr 1900 449 

2. „ 1900 512 

1. „ 1901 508 

2. „ 1901 463 
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216 
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Gesamtzahl der 
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1. Halbjahr 


1902 
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64 
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2. 


1902 
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.835 
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1. 


1904 
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152 
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1904 


1753 


299 


919 


1. 


1905 


1016 


125 


537 


2. 


1905 


782 


112 


368 



Auch diese Übersicht zeigt, daß schon die Zahl der 
von 1900 bis zur ersten Hälfte 1901 hergestellten Wohnungen 
nur eine minimale Zunahme (absolut genommen, prozentual 
ist sogar ein Rückgang zu verzeichnen) bedeutet, daß da- 
gegen in der zweiten Hälfte 1901 und der ersten Hälfte 1902 
sogar ein bedenklicher absoluter Rückgang zu konstatieren 
war. Erst in der zweiten Hälfte 1902 versucht die Bau- 
tätigkeit mit einer Verdoppelung der Zahl der hergestellten 
Wohnungen der Nachfrage zu begegnen. Infolge der riesigen 
Bevölkerungszunahme dieser Jahre genügt auch das nicht, 
und die zweite Hälfte 1904 sieht eine abermalige Ver- 
doppelung der Zahl der hergestellten Wohnungen. Der 
Gesamtzuwachs 1904 betrug 14,14 °/o des Bestandes vom 
1. Januar desselben Jahres, womit Plauen nach der Zu- 
sammenstellung des Reichsarbeitsamtes bei weitem an 
der Spitze sämtlicher deutscher Städte stand. Das hatte 
zur Folge, da gleichzeitig die Schnelligkeit des Wachstum» 
zurückging (ja von 1904—05 sogar ein Wanderungsverlust 
festzustellen ist), daß der Prozentsatz der leerstehenden 
Wohnungen ganz erheblich stieg. Infolgedessen hat die 
Wohnungsproduktion wieder erheblich nachgelassen. In der 
ersten Hälfte 1906 gab es nur noch 566 neue Wohnungen. 

Das Phänomen, das uns hier besonders interessiert, ist 
das Zurückbleiben des Wohnungsangebots in den Jahren 
1900 bis 1902 erste Hälfte , das besonders deshalb auffallen 
muß, weil dies Versagen der Bautätigkeit erfolgte, trotzdem 
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ein außerordentlicher Wohnungsmangel bestand. So hatte 
eine Zählung der leerstehenden Wohnungen in älteren Ge- 
bäuden (im Gegensatz zu neuerrichteten Bauten) im Mai 1900 
nur die geringe Zahl von 67 sofort beziehbaren Wohnungen 
festgestellt. Für die Jahre 1901 — 04 liegen sodann die Er- 
gebnisse von Zählungen leerstehender Wohnungen vor, die 
regelmäßig am 12. Oktober vorgenommen wurden. Danach 
standen leer: 

1901: 170 = 1,01 °/o 

1902: 49 = 0,27°/o 

1903 : 82 = 0,41 °/o 

1904: 786 = 3,53 °/o aller vorhandenen Wohnungen. 
Diese Zahlen zeigen, wenn auch die Erhebungen 
namentlich von 1902 und 1903 nicht allen Anforderungen 
an Genauigkeit genügen können *, daß es zeitweise in Plauen 
eigentlich überhaupt keine leerstehenden Wohnungen gab. 
Das galt nicht bloß für Arbeiterwohnungen sondern für die An- 
gehörigen aller Klassen. Beamte, die hierher versetzt wurden, 
waren froh, wenn sie ihre Familie schon nach einem viertel 
oder einem halben Jahr nachkommen lassen konnten, wenn 
sie nicht darauf angewiesen waren, in einem überhaupt noch 
nicht begonnenen Neubau Wohnung zu nehmen. 

Hier wollen wir unter vorläufigem Verzicht auf näheres 
Eingehen auf die Ergebnisse dieser Zählungen zu unserem 
Ausgangspunkt zurückkehren und zunächst die Antwort auf 
die Frage suchen: Wie war es möglich, daß trotz dieser 
großen Wohnungsnot (nach Ausweis der Behausungsziffern 
konnten die Verhältnisse schon seit 1899 nicht mehr viel 
schlechter werden) die Zahl der hergestellten Wohnungen 
nicht bloß nicht gestiegen, sondern sogar prozentual und 
absolut abgenommen hat? Sicher ist es keine leichte Auf- 
gabe , für das noch vielfach unorganisierte , ohne die ge- 
nügende Kenntnis der Bevölkerungsvorgänge und des 
Wohnungsmarktes arbeitende Bauunternehmertum, einem so 
plötzlichen Aufschwung, wie ihn beispielsweise das Jahr 1903 



1 Vgl. Verwaltungsbericht 1903—04 S. 38. 
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brachte, nachzukommen, zumal die Fertigstellung eines 
Baues bis zu seiner Beziehbarkeit in weniger als etwa einem 
Jahr kaum möglich sein dürfte. Aber damit ist doch nicht 
erklärt, daß die Bautätigkeit trotz des Ansporns, den die 
Ergebnisse der Zählung vom Mai 1900 auf sie ausüben 
mußten, derart zurückgeht, wie das die nächste Zeit über 
der Fall war. Es gibt nur zwei Möglichkeiten, um das zu 
erklären. Die eine, daß es an Baustellen, an aufgeschlossenem 
Land an fertiger Straße gefehlt hätte; die andere, daß es 
an dem gefehlt hat, womit gebaut wird, dem Geld. 

Die erste Möglichkeit können wir als nicht in Betracht 
kommend bezeichnen. Von keiner Seite konnte uns auf 
unsere Fragen von einem Mangel an Baustellen berichtet 
werden. Zudem erwähnten wir bereits oben, daß die 
Spekulation in Baustellen, die doch die notwendige Folge 
eines solchen Mangels gewesen wäre, nur auf einem lokal 
begrenzten Gebiet sich bemerkbar gemacht hat. Ferner muß 
darauf hingewiesen werden, daß die meisten Straßen des 
Stadtteils Haselbrunn, Straßen, die heute noch längst nicht 
vollständig bebaut sind, noch schnell vor der Einverleibung 
d. h. vor dem 1. Januar 1899 fertig gestellt worden waren. 
Ebenso wurden durch die städtischen Straßenbauten zur 
Kaserne und zum Schlachthof weite Flächen Baulands er- 
schlossen, die heute gleichfalls noch nicht voll bebaut sind. 
Kurz von einem eigentlichen Mangel an Baustellen, derart, 
daß man ihm die Schuld an der Wohnungsnot beimessen 
könne, kann nicht die Bede sein. 

Es bleibt also die andere Möglichkeit : Geldmangel. Und 
der scheint allerdings auch * in unserem Falle die Wohnungs- 
not verschuldet zu haben. Wir stellten oben fest, daß der 
Löwenanteil der erststelligen Hypotheken von jeher den Spar- 
kassen, zuerst nur der Plauener, später auch denen der anderen 
Städte des Vogtlands zugefallen war. Von Privatbankinstituten 
war bis zu der in Frage stehenden Zeit keine Bede. Nun war 



1 Vgl. dazu das Keferat von Ph. Stein im Protokoll des sechsten 
internationalen Wohnungskongresses zu Düsseldorf 1901 S. 65. 
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im Zusammenhang mit der allgemeinen Hochkonjunktur um 
die Jahrhundertwende der Reichsbankdiskont auf 6 — 7 °/o 
gestiegen. Infolgedessen zog das Publikum seine Gelder aus 
der Sparkasse zurück, um Industriewerte zu kaufen oder 
sonst bessere Verzinsung zu suchen — denn die Sparkasse 
blieb solange, als nur irgend anging, bei dem seit 1889 be- 
stehenden Zinsfuß von 3°/o; nur zögernd erhöhte sie ihn 
am 1. Januar 1900 auf 3V4°/o; und als bereits Mitte des 
Jahres nach einem vorübergehenden Erfolge in den ersten 
Monaten die Bückzahlungen die Einzahlungen wieder be- 
trächtlich überstiegen, am 1. Januar 1901 nochmals, dies- 
mal um ein volles zwölftel Prozent, Trotz dieser riesigen 
Verlockung merkte man aber nichts von neuen Einlagen, die 
Politik der Sparkasse war vollkommen fehlgeschlagen, als 
durch den Zusammenbruch der bis dahin für erstklassig ge- 
haltenen Leipziger Bank, die auch in Plauen eine Filiale 
hatte, tiefes Mißtrauen gegen die Privatbanken überhaupt 
im Publikum erwachte. Es zog seine Einlagen dort zurück 
und übertrug sie auf die städtischen Anstalten. So wurde 
der Plauener Sparkasse vom 26. Juni bis 6. Juli 1901 nicht 
weniger als 1,2 Millionen Mk. neu zugeführt. Da von jetzt an 
der Zugang gleichmäßig groß blieb 1 wurde am 1. Januar 
1902 der Zinssatz wieder auf 3 °/o herabgesetzt. 

Die Bückwirkungen dieser Vorgänge auf den Hypo- 
thekenmarkt sind leicht einzusehen. War es schon im Jahre 



1 Folgende Übersicht möge dies erläutern. Es betrugen nach den 
Angaben der Verwaltungsberichte (in tausend Mark) 

Überschuß der 

Die Ein- Die Bück- Einzahlungen über 

Zahlungen Zahlungen die Rückzahlungen 

1897 5 751 5 129 622 

1898 5796 5 476 320 

1899 5 740 5 958 —218 

1900 5 680 5 762 -32 

1901 8 093 5 690 2403 

1902 9 880 7 575 2305 

1903 11041 8 471 2570 

1904 11190 10078 1112 
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1898 nicht mehr möglich gewesen, daß alle eingegangenen 
Darlehensgesuche Befriedigung fanden, so war dies in den 
Jahren 1899 bis Juni 1901 schlechterdings ausgeschlossen. 
Die Sparkasse mußte noch Mittel flüssig machen um ihre 
Rückzahlungsverpflichtungen zu erfüllen. Damit verlor der 
Hypothekenmarkt den Hauptgeldgeber. Für beste erste 
Hypotheken wurde, obwohl der offizielle Sparkassensatz nur 
4°/ , dann 4 1 /4°/ound dann 4V2 % betrug, 4 8 /*— 5°/o Zinsen 
geboten. Es fwaren aber selbst zu diesem Zinsfuß Hypo- 
thekendarlehen oft nur schwer und vielfach nur unter Auf- 
wendung großer Kosten für Insertionsgebühren, Agentenpro- 
visionen und dergl. zu erlangen. (Verw. Ber. 1899—1900 
Seite 289.) 

Heutzutage sind aber nun Häuser nur verkäuflich, wenn 
die Übernahme durch hohe hypothekarische Belastung auch 
weniger kapitalkräftigen Leuten ermöglicht wird. Wenn 
wir oben bereits eine Durchschnittsverschuldung von 80% 
in den 80 er Jahren festgestellt hatten, so steigt dieser Satz 
mit dem Steigen des durchschnittlichen- Hauswertes auf über 
30 000 Mk. sogar auf 90 °/ (für die Zeit von 1904—1906). 
So gering war also die durchschnittliche Kapitalkraft der 
kleinen Leute, Händler, Handwerker, Arbeiter, die willens 
waren, die Mühen der Hausverwaltung zu übernehmen. 
Mehrfache Hausbesitzer, größere Kapitalisten, die den Haus- 
besitz als gute Yermögensanlage oder als Gewerbe ansahen, 
fehlen in Plauen fast ganz. (Vergleiche die geringe Zahl 
der Rentner nach den Ergebnissen der Berufszählungen: 
§ 2). Der Bauunternehmer war gezwungen Hypotheken zu 
beschaffen, wenn er sein Kapital zu neuer gewerblicher 
Tätigkeit frei bekommen wollte. Sofern es ihm nun nicht 
glückte, auswärtige Institute heranzuziehen — von jetzt an 
erscheinen neben Sächsischen auch Münchner und Frank- 
furter Hypothekenbanken auf dem Markt — mußte er sich 
selbst dazu verstehen, Kredit zu geben. Das haben denn 
namentlich die großen Spekulanten, aber auch die kapital- 
schwachen Bauunternehmer in reichstem Maße getan. (Die 
Hypotheken der letzteren dürften dann durch Verpfändung 
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wohl größtenteils gleichfalls in den Besitz der Spekulanten 
übergegangen sein.) So waren von 1896 — 1900 von einer 
Hypothekensumme von 720 000 Mk. insgesamt über 200 000 Mk. 
im Besitz der am Bau Interessierten, nur 90000 Mk. im 
Besitz der Sparkassen, den ganzen Rest hatte man mühsam 
bei Privaten, zum guten Teil auch auswärts, untergebracht. 
Daß bei so erschwerter Kapitalbeschaffung nicht viel gebaut 
werden konnte, ist klar. 

Der Ermittelung der Folgen der Wohnungsnot auf die 
Mietpreise muß^ da nicht genügend wohnungsstatistisches 
Material vorliegt, sich wiederum auf die nach unserer 
Methode berechneten Einheitspreise pro Quadratmeter Wohn- 
fläche stützen. Wir verlegten in dieser Zeit, da die weitere 
Ausbreitung der Stadt in der Richtung nach Osten zunächst 
stockt, um erst von der Errichtung des Schlachthofes neu 
belebt zu werden, unser Beobachtungsfeld auf das von der 
Eisenbahn umschlossene größtenteils der ehemaligen Flur 
Haselbrunn angehörende Gebiet. Hier wurden ausgeschieden 
als Verkehrsstraßen die Pausaer- und Haselbrunnerstraße, 
als nur einseitig bebaut die Wielandstraße 1 . Im ganzen 
ließen sich 85 brauchbare Verkäufe ermitteln (die Zahl wurde 
namentlich durch die Ausscheidung der mit Nebengebäuden 
versehenen Grundstücke verringert). Daneben wurden noch 
für 1896: 6, für 1897 und 1899 je 4 Verkäufe in der Bahn- 
hofs-Vorstadt festgestellt. Diese ergaben höhere Preise als 
die Haselbrunner Grundstücke, was aus ihrer verhältnis- 
mäßig günstigen Lage sich wohl erklären läßt. (Der Preis 
steigt dort von 61,52 Mk. auf 64,01 Mk. und 68,03 Mk.) 

In Haselbrunn gibt dagegen die Periode von 1896 — 99 
einen Durchschnittswert von 57,40 Mk. (dabei ist zu be- 
merken, daß im Hochkonjunkturjahr 1896 schon 61,19 Mk. 
bezahlt worden sind), von 1900— 1903 : 70,32 Mk., 1904—06 
68,78 Mk. Das Steigen der Hauspreise ist also in der Zeit 



1 Verkäufe von Viergeschoßhäusern kamen in Haselbrunn nur ganz 
vereinzelt vor; auf eine Erweiterung dieses Materials konnte verzichtet 
werden, da neue Aufschlüsse kaum zu erwarten waren. 



I 
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der Hochkonjunktur ein ganz enormes. Dabei sinkt infolge 
des allgemeinen Steigens des Zinsfußes bis 1901 der Kapi- 
talisationsfaktor, sodaddie Steigerung derWohnungsnieten noch 
viel bedeutender gewesen sein muß, als die einfache Zusammen- 
stellung der Zahlen anzugeben scheint. Die Ermäßigung des 
Zinsfußes bringt dann bedeutendes Steigen des Kapital wertes ; 

1903 beträgt der Durchschnittspreis fast 75 Mk. Der von 

1904 ab eintretende Rückschlag dürfte infolge der geringeren 
Anzahl von Verkäufen aus diesen Jahren in unserer Über- 
sicht nicht ganz zum Ausdruck gekommen sein. 

Der Mietpreis pro Quadratmeter Wohnfläche ist also in 
diesem ungünstig gelegenen Gebiete (bei Annahme einer 
6°/oigen Verzinsung) von nur 3,44 Mk. Ausgangswert auf 
4,22 Mk. für den Durchschnitt der ganzen vierjährigen Periode 
und auf 4,50 Mk. im höchsten Jahresdurchschnitt ge- 
stiegen. Das heißt, die 30 qm Grundfläche umfassende 
aormale Wohnung kostete zuerst 137,60 Mk., dann aber 
168,80 Mk. und bis zu 180 Mk. Die Steigerung betrug so- 
mit über 30 °/o K 

Nun soll und darf nicht geleugnet werden, daß diese 
Mietssteigerungen zum Teil auch durch bessere Bauart be- 
dingt sind. Die Brandversicherungsakten führen unter dem 

1 Nun darf man sicher auch nicht außer acht lassen, daß die 
in Geld ausgedrückten Mietwerte noch einer, die Veränderungen des 
Geldwertes in Betracht ziehenden Korrektur bedürfen, um als Real- 
werte ohne weiteres miteinander vergleichbar zu sein. Doch sind die 
Schwierigkeiten bekannt genug, mit denen eine Ermittelung derartiger 
Indexzahlen zu rechnen hat (vgl. Philipp ov ich, Grundriß der 
politischen Ökonomie, 4. Aufl., 1901 S* 94), als daß es nötig wäre, hier 
besonders darzulegen, weshalb von einer exakten Beantwortung dieser 
Frage abgesehen werden muß. Einen Anhalt zur Entwicklung solcher 
Verhältniszahlen könnte man vielleicht in den Ziffern des Durchschnitts- 
einkommens suchen (dasselbe stieg von 1884 — 1902 um 57%, wogegen 
die Steigerung der Mieten fast gering erscheint), aber, von der Un- 
sicherheit unsrer erst auf vielen Umwegen gewonnenen Mietpreise ganz 
abgesehen, muß auf zweierlei hingewiesen werden. Einmal darauf, 
wie wenig gleichbedeutend „Durchschnittseinkommen" mit Einkommen 
eines „Haushaltes der unteren Klassen" ist, und dann darauf, daß er- 
fahrungsgemäß bei zunehmendem Einkommen, bevor noch mehr auf 

Meiner, Bodenspekulation. 10 
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besonders zur Einschätzung gelangten Objekten unter an- 
derem folgende auf: Malerei, Tapeten, Wasserleitung mit Uhr, 
Bohrleitung mit Hähnen, Gossen und Waschkessel, Innen- 
flügel, Kastenfenster, die sich zum Teil auch schon bei 
Häusern mit kleinsten Wohnungen finden. Diese Luxusteile 
machten bis zu 10°/o der gesamten Brandversicherungs- 
summe aus. Auch sonst mögen noch manche Verbesserungen 
im Hausbau eingetreten sein. Waren doch auch die bau- 
polizeilichen Vorschriften immer schärfer geworden. Bei- 
spielsweise war die Mindesthöhe der Wohnräume, die bis 
dahin bei Dachwohnungen nur 2,25 m betragen hatte, schon 
durch Ortsgesetz von 1898, dann auch durch das allgemeine 
Baugesetz auf 2,85 m festgesetzt worden. Im Anschluß an 
die Bebauungspläne wurde dann bestimmt, daß jede Fami- 
lienwohnung aus mindestens zwei in ihrer vollen Höhe und 
Länge von einander getrennten Bäumen (Wohn- und Schlaf- 
zimmer) bestehen müsse, die zusammen mindestens 30 qm 
Grundfläche enthalten müßten, und daß die Bäume 
so anzuordnen seien, daß eine gründliche Lüftung möglich 
wäre. Ausschließlich nach der Hinterfront gelegene Woh- 
nungen waren unzulässig (Ausnahmen bei Dachwohnungen 
und bei besonderer Höhenlage gestattet). Für jede Fami- 
lienwohnung wurde ein Abort verlangt. Also lauter neue 
Ansprüche, die die Ausnutzung beschränkten. 

Wenn aber so auch auf der einen Seite eine Tendenz 
zur Mietsteigerung unverkennbar ist, es hätte genug Faktoren 
gegeben, technische Verbesserungen und anderes, die dieser 
wieder entgegenarbeiteten. Doch kamen diese nicht zur 
Geltung, denn die Gunst der Konjunktur, das Mißverhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage war groß. So stiegen 
die Mietpreise, und der höhere Ertrag schlug sich 
sofort, wie bereits im vorigen Paragraphen erwähnt, im 



die Miete verwandt werden kann, viele andere Bedürfnisse befriedigt 
werden müssen, daß es, mit anderen Worten, ganz natürlich ist, wenn 
die Miete, die in den untersten Klassen einen ungebührlich hohen 
Prozentsatz des Einkommens beansprucht, in den oberen Klassen oder 
bei besseren Einnahmen prozentual sinkt. 
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Bodenpreis nieder. Das ungefähre Verhältnis des Anteils 
des BoTdenpreises an den Gesamtkosten eines Hauses wäre 
bei Annahme des niedrigen Einheitssatzes von 27 Mk. inkl. 
Straßenherstellung, der nur bei dem noch unter Geltung 
der Haselbrunner Straßenbauordnung erschlossenen Gebiet 
zutreffend sein dürfte, 21,56 °/o gewesen. Man dürfte also 
recht wohl in Anbetracht der sehr ungünstigen Voraussetzungen 
von einer neuen Steigerung des Anteils des Bodenwerts 
sprechen, die für die Jahre der Hochkonjunktur natürlich 
noch viel bedeutender ist. 

Wie wohnte unter diesen Verhältnissen die 
Plauener Bevölkerung? Wie sehen die Wohnungen aus, 
in denen der Durchschnittsbewohner sein Leben zubringt ? Ob 
sich die Wohnungen der industriellen Blüte der Stadt ent- 
sprechend qualitativ verbessert haben, läßt sich leider nicht 
konstatieren, da kein Vergleichsmaterial vorliegt. Nur einen 
Durchschnitt durch die Wohnungsverhältnisse können wir 
geben, aber keine Entwicklungslinie zeigen. Am 12. Ok- 
tober 1901 wurde die erste vollständige Wohnungsaufnahme 
vorgenommen. (Die Zahlen der Zählung von 1905 sind leider 
noch nicht veröffentlicht.) Unsere Ziffern entstammen zwar 
einem Jahre der Hochkonjunktur, jedoch liegt, wie die Über- 
sicht auf Seite 138 zeigt, die größte Wohnungsnot erst in 
den folgenden Jahren. Die besetzten Wohnungen gliederten 
sich nach Mietzinsstufen folgendermaßen: 

Es existierten Wohnungen für den Mietpreis von 

0-- 200 Mk. 210—500 Mk. 501—1000 Mk. über 1000 Mk. 

1901 Abs. 7893 4643 877 113 

°/oo 583,6 343,3 64,8 8,3 

(1891 ö /oo 748,0 198,0 45,0 9,0) 

darin lebten Bewohner: 

1901 Abs. 32834 21189 4298 653 

°/oo 556,8 259,3 72,9 11,0 

(1891 °/oo 714,0 222,0 53,0 11,0) 

d. h. wenn 1891 unter tausend Menschen noch 714 in Wohnungen, 
die billiger als 200 Mk. waren, gewohnt hatten, waren das 



10 



* 
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1901 nur noch 557. Den größten Zuwachs zeigten die Woh- 
nungen von 200—500 Mk. (eine Unterabteilung existiert 
leider nicht) — die besseren Arbeiterwohnungen. Teurer 
wohnte also jetzt ein großer Teil der Bevölkerung — ob 
auch besser, laßt sich nicht sagen. Nicht einmal den Durcb- 
schnittsnrietbeferag für die Wohnung körnten wir für das Jahr 
1891 angeben. Im Jahre 1901 betrug dieser 233 Mk., also 
absolut zwar eine ziemlich niedrige Summe (auf der Dres- 
dener Städteansstellung fungierte daher Plauen als die 
deutsche Stadt, die die niedrigsten Mieten aufzuweisen 
hatte!), in Anbetracht des Vorherrschens der Arbeiterbe- 
völkerung aber ein recht hoher Betrag. Denn ein heizbares 

r 

Zimmer im Gesamtdurchschnitt kostete 168 Mk., ein solches 
in einer Wohnung von nur einem Zimmer „mit Zubehör" l 
1 79 Mk., von zwei oder drei Zimmern gleichmäßig 156 Mk. Diese 
Einheitspreise lassen es erklärlich erscheinen, daß die Mehr- 
zahl der Wohnungen ans nur einem Zimmer bestand. Es gab 
Wohnungen mit heizbaren Zimmern 

11 2 3 4 5 

ohne mit und mehr 
Zubehör 

Abs. 12 289 11155 2685 1117 699 640 

°/oo 0,7 17,4 672,1 161,8 67,3 43,1 38,6 

darin lebten Personen: 
Abs. 13 454 48168 14073 5812 3613 3672 
°/oo 0,2 6,0 635,4 185,6 76,7 47,7 48,5 

Von 76493 Personen lebten also 48635 oder 641,6 / a 
in mir einem heizbaren Zimmer L Die Einzimmerwohnung 
wäre noch in weit höherem Grade die Normalwohnung ge= 
wesen, wenn sie in genügender Zahl angeboten gewesen 
wäre. Aber bereits die oben gegebenen Zahlen über die 
jährlich hergestellten Wohnungen zeigen ein relatives Zurück* 
bleiben der Herstellung der Wohnungen mit zwei Wohnräumen 
(d. iam allgemeinen nur ein anderer Ausdruck für den oben von 
der Statistik gebrauchten „heizbares Zimmer"; denn zum heiz- 



1 D. \u mit ausgebaute« Bodenkammer. 
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baren Zimmer gehört ohne weiteres die unheizbare Kammer im 
gleichen Geschoß) gegenüber der größeren Zahl von drei« 
räumigen Wohnungen. Die Zunahme der letzteren rechnet 
ja sicher mit den gehobenen Einkommensverh&lt&issen der 
Arbeiter: trotzdem aber geht sie weit über das normale 
Maß hinaus, wie die Ziffern der Zählungen der leerstehen- 
den Wohnungen zeigen. 

Es standen leer in der Preislage von 



Mk. 


1903 


1904 


0—100 


7 = 8,5 % 


29 = 3,7 % 


101-150 


7 = 8,5 % 


74= 9,4% 


151—200 


7 = 8,5 °/o 


49= 6,2% 


201—300 


11= 13,4% 


217= 27,6% 


301—400 


. 21= 25,6% 


234= 29,8% 


401—500 


14= 17,7% 


63= 8,0% 


über 500 


15= 17,8% 


120= 15,3% 



zusammen 82 = 100,0 °/o 786 = 100,0 °/o 

Die leerstehenden Wohnungen in der Preislage unter 200 Mk. 
waren also schon im Verhältnis zur Gesamtzahl der leer- 
stehenden Wohnungen, noch mehr natürlich zur Gesamtzahl 
der Wohnungen dieser Klasse überhaupt, nur wenige; und 
dieses Verhältnis ist 1904 trotz höheren Prozentsatzes derZahl der 
leerstehenden Wohnungen relativ noch ungünstiger geworden. 
Die Bautätigkeit hat auch hier (entgegen der im Verwaltungs- 
bericht 1903 — 04 S. 36 ausgesprochenen Ansicht) ihre Haupt- 
tätigkeit der Herstellung größerer als der von der Mehrzahl 
der Bevölkerung begehrten Wohnungen verwandt. Daß diese 
zu großen Wohnungen nur ein heizbares Zimmer mit Zu- 
behör und mit Küche umfassen (wie aus der in den Verwal- 
tungsberichten gegebenen Übersicht hervorgeht': 1904 entfielen 
auf diese Kategorie 359 oder 45,7 °/o sämtlicher leerstehenden 
Wohnungen, davon nur 15 im Mietwert unter 200 Mk.), das 
ist eine bedauerliche Tatsache, die nur zeigt, mit wie kleinen 
Wohnungen sich die Mehrzahl des Volkes behelfen muß, ein 
wie weiter Spielraum noch den Bestrebungen auf Wohnungs- 
reform auch in den relativ gut gelohnten Kreisen der 
Plauener Arbeiterschaft verbleibt. 
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Wie schlecht vielfach noch gewohnt wird, zeigt ein Ein- 
gehen auf die Höhe der Besetzung der einzelnen Wohn- 
klassen. Schon ein einfaches Rechenexempel mit den in 
der vorletzten Tabelle gegebenen Ziffern zeigt, daß auf die 
einzimmerige Wohnung im Durchschnitt 4,3 Bewohner kamen, 
auf die zweizimmerige 5,2. Die größere Wohnung kommt 
also nicht einem erweiterten Lebensspielraum zugute, 
sondern wird zum großen Teile durch die größere Familie 
bedingt, oder wo diese nicht vorhanden ist und nur der 
Mangel an kleineren Wohnungen zum Mieten einer größeren 
genötigt hat, müssen Schlafgänger aufgenommen werden, um 
die Miete erschwingbar zu machen. Das Schlafgängerwesen 
ist ja, wie schon anfangs (S. 11) ausgeführt, in der Fabrik- 
stadt Plauen sehr verbreitet. 1901 fanden sich von den 

* 

Schlafgängern und Zimmermietern 2069 oder 594,9 °/o der 
Gesamtzahl in den einzimmerigen Wohnungen (auf 5,5 Woh- 
nungen dieser Gattung entfiel ein Untermieter), dagegen in 
den zweizimmerigen Wohnungen 766 oder 220,3 °/o (auf 
3,5 Wohnungen bereits entfiel ein Untermieter), in den drei- 
zimmerigen Wohnungen 338 oder 97,2 °/o (auf 3,3 Wohnungen 
ein Untermieter), wobei 7 — 800 Zimmermieter mit inbegriffen 
sind. 

An überfüllten Wohnungen wurden gezählt: Wohnungen 
mit einem Zimmer, die mehr als 6 Personen beherbergten: 
3062 oder 184,5 °/oo der Gesamtzahl der Wohnungen dieser 
Klasse; mehr als 11 Bewohner in Wohnungen mit zwei 
Zimmern: 108 = 6,5 %o. 

Versuche zur Bekämpfung der Wohnungsnot. 

An erster. Stelle ist hier die Gründung einer Bau- 
genossenschaft zu nennen, die im Jahre 1897 mit einem Ka- 
pital von 220 000 Mk. erfolgte. Die Dividende ist auf 4 °/o 
beschränkt. Die Genossenschaft wurde von den Plauener 
Industriellen unterstützt und von ihnen geleitet. Bis zum 
Jahre 1898 hatte sie an der Dobenaustraße 12 Häuser mit 
128 Familienwohnungen erbaut, 1900 waren es 189, 1902: 
250 in 22 Häusern, zum größten Teil aus Stube, Kammer, 
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Küche, zum Teil auch infolge der großen Nachfrage nur aus 
Stube und Kammer, Bodenraum und Kellergelaß bestehend, 
die von über 1500 Personen bewohnt wurden. 1902 wurde 
das Stammkapital auf 300000 Mk. erhöht. Die Gesellschaft 
erfreute sich weitgehender Unterstützung seitens der Stadt» 
gemeinde, die der Landesversicherungsanstalt gegenüber für 
ein hypothekarisches Darlehen die Bürgschaft tibernahm. 
Im Jahre 1903 erhielt weiter die Baugenossenschaft von 
der Stadt ein 2000 qm großes Areal von dem 1895 
erworbenen Terrain in der Ostvorstadt unentgeltlich (ein 
Bürger hatte unter dieser Bedingung der Stadt eine 
6000 qm große entfernt gelegene Parzelle geschenkt) 
und weitere 1760 qm für nur 3 Mk. den Quadrat- 
meter käuflich tiberlassen, unter der Bedingung, das Terrain 
sofort zu bebauen. Damit wurden wiederum 336 Wohnungen 
für 2000 Personen geschaffen. Die Dividende der Gesell- 
schaft betrug 1898 2 °/o und stieg auf 3 °/ in 1901, 3V2°/o 
in 1902. 

Entwickelte sich diese Genossenschaft infolge der Mit- 
wirkung der Stadt schnell, so scheiterte leider eine zweite 
Baugenossenschaft, die aus dem Mieterverein hervorgegangene 
Spar- und Baukasse (1899 gegründet); sie wollte mit Hilfe 
des Erbbaurechtes auf städtischem Grund und Boden billige 
Wohnungen errichten, mußte sich aber auflösen, nachdem 
bis 1904 die Verhandlungen mit dem Stadtrat nicht zum 
Abschluß gekommen waren, und nun mit Eintritt günstigerer 
Wohnungsverhältnisse die Mitgliederzahl ständig sank. 

Weiter überließ die Stadt zur Bekämpfung der Woh- 
nungsnot von ihrem Terrain in der Ostvorstadt einem 
Baumeister 9800 qm zu dem niedrigen Preis von 
10 Mk., unter Einräumung weiterer Erleichterungen bei der 
Zahlung und der Erfüllung der Anliegerpflichten, unter 
der Bedingung, hier nur kleine und mittlere Wohnungen zu 
errichten. 

Am 18. April 1902 beschloß der Rat, diejenigen Straßen- 
baukosten, die gemeinnützige Bauunternehmungen nach den 
Vorschriften der Straßenbauordnung über ihre eigenen Bau- 
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stellen hinaus zu übernehmen haben würden, verlagsweise 
auf Stadtkasse zu übernehmen und erst bei der Bebauung 
der einzelnen Baustellen wieder einzuziehen. 

Schließlich sollen aus einem bei der Sparkasse zu bilden* 
den besonderen Fonds (Beschluß vom 22, Mai 1902) an Per- 
sonen und Vereine, die Häuser mit kleineren Wohnungen 
errichten oder neuerbaute Häuser dieser Gattung erwerben 
wollen, Darlehen auch über die sonst festgesetzte Höhe bis 
zur vollen Höhe der Brandversicherungssumme gewährt 
werden, wobei für die Verzinsung und Tilgung 5 °U jähr- 
lich zu bezahlen sind und der über die übliche Verzinsung 
hinausgehende Betrag zur Tilgung verwendet werden soll. 
Darlehen unter diesen Bedingungen wurde 1903 mit ins- 
gesamt 266000 Mk., 1904 mit 56000 Mk. gewährt. Seit 
Anfang Juli 1904 werden mit Bücksicht auf die eingetretenen 
veränderten Verhältnisse auf dem Grundstücksmark solche 
Darlehen nicht mehr gewährt. 

Auch eine Art Bekämpfung der städtischen Wohnungs- 
not stellen die Maßnahmen dar, wodurch die Staatseisen- 
bahnverwaltung eine Dezentralisation des Wohnungswesens 
zu befördern sucht \ Hierbei kommen vor allem die Schaffung 
von Arbeiterzügen, resp. die Einführung billiger Arbeiter- 
fahrkarten in Betracht. Es werden Arbeiterwochenkarten 
ausgegeben (die für eine Entfernung bis zu 10 km 
bei sechsmaliger wöchentlicher Hin- und Rückfahrt 
60 Pfg. kosten) und entsprechende Monatskarten. Von 
Plauen aus wurde solch billige Verkehrsgelegenheit ein- 
gerichtet für die Strecken Plauen - oberer Bahnhof — Mehl- 
theuer (11,1 km) und Plauen-unterer Bahnhof— Weischlitz 
(7,4 km) und zwar seit dem 1. Mai 1896 resp. dem 1. Ok- 
tober 1898. 



1 Vgl. W. Naumann, die Wohnungsfrage in Sachsen, Leipzig 1902 
S. 124 ff. 



Zweiter Teil. 

Ergebnisse. 



§ 15. Zar Theorie der städtischen Grundrente. 

In welchem Umfange die Umgebung unserer großen 
Städte von der Spekulation mit Beschlag belegt worden ist, 
sahen wir oben, als wir feststellten, daß für Plauen die im 
Zusammenhang mit der künftigen Bebauung stehenden 
Wertsteigerungen in Entfernungen von 8 km eingesetzt 
haben. Machen wir uns einmal klar, was das bedeutet! 

Nehmen wir die Grenze der spekulativen Ankäufe im 
Durchschnitt in einer Entfernung von 5 km. an, so heißt 
das nichts andres als: Auf Seiten der Spekulation rechnet 
man mit einer derartigen Bevölkerungszunahme, daß die 
Stadt in absehbarer Zeit ein Gebiet von 75 qkm bedecken 
wird. Die Zahl der Menschen, die auf dieser Fläche unter- 
gebracht werden können, schätzten wir in folgender Weise, 
wobei betont sei, daß diese Rechnung nur eine ganz 
allgemeine Vorstellung von den in Frage kommenden Ver- 
hältnissen geben soll. Da leider keine genauen Flächen- 
angaben über den Umfang des augenblicklich bebauten Ge- 
bietes vorliegen, schätzen wir dieses unter Annahme eines 
durchschnittlichen Umfangs des Hausgrundstücks von 2,5 a 
und Annahme des Anteils der Straßen, Plätze und Anlagen 
mit der Hälfte der Gesamtfläche auf 2,6 qkm. Nehmen wir 
nun weiter an, daß die Risikoprämie, die die Spekulation 
sich in Rechnung stellen muß, so hoch ist, daß die Unter- 
nehmer — als ganzes betrachtet — auf ihre Kosten kommen, 
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wenn nur die- Hälfte des jetzt okkupierten Gebietes bebaut 
wird, so wäre trotzdem ein Wachstum der Stadt um das 
Fünfzehnfache nötig, die Bevölkerungszunahme müßte also 
im gleichen rasenden Tempo wie im letzten Dezennium noch 
über 100 Jahre anhalten, um diese Erwartungen zu recht- 
fertigen. Da unsre Annahmen so ungünstig als möglich 
eingesetzt sind, dürfte sich das Resultat von Übertreibungen 
fernhalten. 

Diese Art Spekulation charakterisiert sich demnach als 
eine volkswirtschaftliche Verschwendung. Aber auch eine 
etwas zurückhaltendere Bodenspekulation kann man vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt nicht wohl anders be- 
zeichnen. Denn Mühe, Arbeit und Kosten werden in einem 
Zeitpunkt aufgewandt, in dem es noch vollständig unmöglich 
ist zu erkennen, ob Aussicht auf Realisierung, auf Bebauung 
vorhanden ist. Der Grund und Boden wird der den höchsten 
Ertrag versprechenden Eigenbewirtschaftung entzogen, er 
wird verpachtet oder auch ohne Bearbeitung wüst liegen 
gelassen. Die für den Boden bezahlten Summen aber werden 
häufig produktiver Anlage entzogen, sie kommen in Hände, 
die sie nicht zweckentsprechend zu verwerten wissen. 

Und doch ist die Bodenspekulation unter heutigen Ver- 
hältnissen notwendig. Denn da dem landwirtschaftlichen Wert 
des Bodens von etwa 0,25 Mk. ein Wert der Baustelle von 
25 Mk. beim Dreigeschoßhaus, über 35 Mk. beim Vier- 
geschoßhaus gegenübersteht, müssen, soll nicht dieser 
ganze Wertzuwachs einem einzelnen in die Hände fallen, 
durch die Spekulation Zwischenstufen geschaffen werden; 
das Auflaufen der Zinsen schränkt die Summe der Gewinne 
weiter ein, so daß an einem Stück Land trotz Steigerung 
des Wertes auf das Hundertfache privatwirtschaftlich sogar 
mehr verloren als gewonnen werden kann. Aber eine andre 
Frage ist die, ob denn dieser ganze komplizierte Prozeß 
unter allen Umständen unentbehrlich ist? Muß denn die 
Baustelle durchaus so teuer sein? 

Einfach klingt die Antwort, die A. Voigt gibt: Der 
Wert des Bodens kommt gleich dem kapitalisierten Miet- 
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ertrag nach Absetzung des für die Verzinsung und Amorti- 
sation der Baukosten Erforderlichen. Aber weshalb sind die 
Mieten so hoch, daß ein so hoher Bodenwert ermöglicht 
wird? Voigt erklärt ihre Höhe für durchaus berechtigt, da 
die Mieten trotz der Steigerung der Bodenpreise in den 
letzten 35 Jahren nicht gestiegen seien; die Kosten dea 
Wohnraums seien dieselben geblieben, obwohl für den mit 
fünf Geschossen zu überbauenden Boden 39,60 Mk. bezahlt 
würde, während früher ein Eingeschoßhaus nur 2,16 Mk. pro 
Quadratmeter zu bezahlen gebraucht habe. Nehmen wir die 
Rechnung als richtig an, so muß doch gesagt werden, daß 
hierin keinerlei Rechtfertigung der gegenwärtigen Miet- und 
Bodenpreise liegt. Denn da wir heutzutage im Stadter- 
weiterungsgebiet keine Ein- und Zweigeschoßhäuser mehr 
zu bauen gezwungen sind, andererseits aber nur die 
Reproduktionskosten auf die Gestaltung des Preises der Ware 
Wohnung Einfluß haben, so läßt sich, ganz abgesehen davon, 
daß Wohnungen verschiedener Gebäudetypen nicht unmittel- 
bar gleichwertig sind (die von Voigt berechnete Spannung 
müßte also wesentlich modifiziert werden), kein Grund dafür 
erkennen, weshalb nicht der Bodenpreis infolge der Kon- 
kurrenz des intensiv nutzbaren Bodens unter sich niedrig 
bleiben soll. Verfasser vermag daher nicht, die Behauptung 
Voigts, daß auf Grund seiner Rechnungen von der Voraus- 
setzung einer Monopolstellung des Baulands abgesehen 
werden könne, als berechtigt anzuerkennen. 

Voigt verweist weiter auf die Differentialrententheorie 
Ricardos. Überträgt man diese auf städtische Verhältnisse 
so müßte der Wert der Grundstücke nach außen hin nach 
Maßgabe des durch die Bebauung zu erzielenden Er- 
trages abnehmen. Das ist aber gar nicht der Fall. Nicht wie 
hohe Mieten zurzeit in der betreffenden Gegend verlangt 
werden können, nicht um wie viel niedriger diese sein 
müssen, als in der Stadt, um Mieter herauszuziehen, be- 
stimmt den Wert des Grundstücks: Wie jeder, der die Ver- 
hältnisse kennt, weiß, und wie auch Voigt bestätigt, ent- 
spricht der Wert der entfernteren Parzellen lediglich dem 
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diskontierten Baustellenwert, d. h. dem Wert, den 
die Baustelle haben wird, wenn sie einmal unmittelbar an 
die bebauten Teile der Stadt anstoßen wird; daß aber der 
augenblickliche Nutzungswert ein ganz anderer sein kann, 
ist nicht zu bestreiten. Wir möchten zur näheren Ver- 
deutlichung auf die beiden Fälle von Koloniengründung hin- 
weisen, die wir oben für die 70 er und 90 er Jahre erwähnten, 
und wofür ähnliche Fälle sich wohl in jeder Stadt finden 
dürften. Beide Male entsprach dem diskontierten Baustellen- 
wert der Nutzungswert nicht. Denn als infolge Wegfalls 
der sonst in der Flur die augenblickliche Bebauung 
hindernden Faktoren hier Gebäude errichtet werden konnten, 
baute man nicht Häuser in den in der Stadt üblichen 
Größenverhältnissen, deren Mieten dann eine entsprechende 
Ermäßigung hätten aufweisen können, um die Bevölkerung 
hinauszuziehen; der Bodenpreis entsprach vielmehr noch so 
wenig diesem Wert, daß beide Male viel extensiver gebaut 
werden konnte, daß . beide Male die Einheit Wohnraum einen 
relativ viel größeren Anteil am Bodenpreis tragen konnte, 
ohne die Wohnungen konkurrenzunfähig zu machen, so daß 
die Erbauer nun hoch extra von der durch die Kleinheit 
des Objekts vergrößerten Verkaufemöglichkeit profitieren 
konnten. 

Diese Beispiele zeigen uns auch , daß es mit der an- 
geblichen Vorliebe des Menschen für die unmittelbar an das 
bisher bebaute Gebiet anstoßenden Flächen nicht ganz so 
schlimm bestellt ist, als manche Autoren glauben machen 
möchten. Wir können das auch recht gut verstehen; denn 
hat erst einmal der Mensch einen längeren Weg bis zu 
seiner Arbeitsstätte zurückzulegen, so ist es ihm fast gleich- 
gültig, ob er noch 1 km weiter zu laufen öder — sobald er 
auf Beförderungsmittel angewiesen ist — noch ein paar 
Minuten länger zu fahren hat 1 . 

Was ist denn nun aber Schuld daran, daß dieses ent- 
ferntere Gebiet nicht mit konkurrieren kann, daß sein Wert 



1 Vgl. auch Fuchs, Zur Wohnungsfrage. 
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sieht auf der Höbe steht, die er einnehmen müßte, wen» 
seine augenblickliche Bebauung in Frage stünde? Von einer 
absichtlichen Ausschließung des Landes kann wohl kaum ge- 
sprochen werden, von einem Bing, der nur immer einen 
schmalen Streifen der Bebauung preisgibt, und um diesen im 
Preise hochzuhalten, das übrige Gelände aussperrt 1 . Denn 
im Interesse jedes Spekulanten läge es natürlich, den Wert 
seines Gebiets vom diskontierten Baustellenwert auf die Höhe 
des augenblicklichen Nutzungswertes zu heben ; jeder würde 
sofort bauen und lieber den Wert des Landes steigern, als 
noch länger warten« Andere Ursachen sind es, die uns 
nötigen, von einer Monopolstellung des Baulandes zu sprechen. 
Sie lernen wir kennen, wenn wir auf Grund des im ersten 
Teil gegebenen Materials eine Schilderung der Tätigkeit 
der Bodenspekulation, wie sie sich allmählich ausgebildet 
hat, versuchen. 

§ 16. Die Tätigkeit der Bodenspekulation. 

Wenn wir jetzt und in Zukunft das Wort Bodenspeku- 
lation gebrauchen, so meinen wir damit nicht jede Speku- 
lation in Grund und Boden. Wenn jemand heute eine 
Agrarparzelle in der Stadtflur kauft, in der Annahme, daß 
die Bebauung ihr schon eher bevorsteht, als es der jetzige 
Besitzer glaubt, wenn andere Baustellen erwerben, in der 
Erwartung, daß sie später — sei es infolge eines allgemeinen 
Steigens der Mieten, sei es durch eine dann möglich 
werdende intensivere Ausnutzung (Änderung der Überbauung, 
gewerbliche Nutzung, oder dadurch, daß Wohnungen höherer 
Qualität in dieser Gegend verlangt werden) — einen höheren 



1 Nebenbei sei bemerkt, daß, wenn irgendwo sonst, in Plauen 
manche Voraussetzungen dafür besonders günstig lägen. Ist doch 
ein großer Teil der älteren Spekulantenfirmen miteinander verschwägert. 
Trotzdem aber sind so viele neue Männer auf die Bühne getreten (das 
Gelände ist eben zu teuer als daß es von einer Seite bei den großen 
Nachteilen, die eine Verschuldung bringt, zusammengekauft werden 
könnte), daß man sich um das Bestehen einer Konkurrenz um dieser 
Ursache wegen keine Sorge zu machen braucht. 
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Wert repräsentieren werden, als gegenwärtig anzunehmen 
wäre, so handelt es sich bei dieser Art Spekulation ledig- 
lich um den zeitlichen Ausgleich von Angebot und Nach- 
frage in einer unverändert gebliebenen Ware. Nicht die 
volkswirtschaftlichen Funktionen dieser Tätigkeit wollen wir 
untersuchen, sie bleiben bei dem Folgenden außer Betracht; 
ihre Bedeutung mag an sich nicht gering sein, aber wir 
glauben, sie neben der anderen, die wir die produktive 
Spekulation nennen möchten, als unwesentlich außer 
acht lassen zu können. Das Charakteristikum dieser letzteren 
ist: Zu der Spekulation auf die steigende Grundrente 
kommt noch eine produktive Arbeit, die so gut notwendig 
ist und so gut ihren Lohn verdient, wie jede andere produk- 
tive Tätigkeit. Und worum handelt es sich bei der Arbeit 
der Spekulation? 

Die Spekulation hat das zu Bauzwecken be- 
nötigte Land aus seiner früheren Nutzung zu 
lösen, hat dann das Straßenland auszuscheiden 
und die Baustellen einzuteilen. Diese Tätigkeit ist 
nicht einfach und die Schwierigkeiten sind immer mehr ge- 
wachsen. 

Was zunächst das Bereitstellen des Landes anbelangt, 
so ist der Unternehmer der Stadterweiterung in keiner be- 
sonders günstigen Lage. Nur eine ganz beschränkte Zahl 
Parzellen kommt für ihn in Betracht. Namentlich in jener 
Zeit trat das hervor, als die starke Bevölkerungszunahme 
erstmalig zur Erbauung von Häusern außerhalb des bis- 
herigen Umfangs der Stadt nötigte, als daher auch die 
Spekulation auf den Wertzuwachs des Bodens bei der Be- 
bauung noch unbekannt war. Damals war es infolge der 
miserablen Wegeverhältnisse nicht möglich, weiter weg von 
dem bebauten Gebiete zu wohnen. Dazu kam mangelnder 
polizeilicher Schutz und das Fehlen aller jeüer kulturellen 
Errungenschaften, an die man sich doch schon gewöhnt 
hatte. Nur die unmittelbar an die bebauten Teile der Stadt 
anstoßenden Parzellen der Flur kamen also für den Bau- 
meister, den Baustellenproduzenten, in Frage. Und nicht 
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einmal das ganze Stadtgebiet rings um die Stadt war be- 
bauungsfähig. Etwa die Hälfte der Stadtflur wurde durch 
das tiefe Elstertal und die breite der Überschwemmung aus- 
gesetzte Zone, die nur von einer einzigen Brücke über- 
schritten wurde, von der Stadt entfernt gehalten. Auf dieser 
Seite mußte man dann noch, um Bauland in einiger Aus- 
dehnung zu finden, steile Bergränder erklimmen. Diesseits 
der Elster war eigentlich nur das Gebiet auf der Seite der 
Neundorfer- Vorstadt in ganzer Ausdehnung bequem zugäng- 
lich (es entspräche das ungefähr der einen Seite des gleich- 
seitigen Dreiecks, mit welchem man den Grundriß der alten 
Stadt vergleichen kann). Die letzte Seite dieses Dreiecks 
wurde begrenzt durch den jenseits der Syra aufsteigenden 
steilen Abhang des Hradschin, der von der Hammerstraße, 
die sich zwischen ihm und der Elster einzwängte, lediglich 
umgangen wurde, so daß nur ein einziger direkter Zugang 
des ganzen Hochplateaus bestand: die Bahnhofstraße. 

In diesem so vielfach beschränkten Gebiet hatten nun 
durchaus nicht alle Besitzer der zur Bebauung gut geeig- 
neten Parzellen Lust, sie zu verkaufen. Der Baugewerke 
aber brauchte sie dringend, er hatte keine Wahl. Vielmehr 
schrie die wachsende Bevölkerung nach neuen Wohnungen; 
und seine Aufgabe, sein Geschäft, von dem er lebte, war es 
ja, dies Bedürfnis zu befriedigen. Dazu stiegen die Mieten 
in der Stadt, so daß er es wagen konnte, den Eigentümern 
den von ihnen geforderten Preis zu bewilligen : 80—85 Pfg. 
wurden in den 50 er und 60 er Jahren durchschnittlich für 
solche Agrarparzellen bezahlt. In den folgenden Jahren 
steigt dieser Preis immer mehr; erschienen doch die Ge- 
winne, die die Erschließung abwarf, so hoch, daß die Urbesitzer 
sich für töricht hätten halten müssen, wenn sie nicht ihrer- 
seits einen größeren Anteil daran verlangt hätten ; und ver- 
möge ihrer günstigen Position erhielten sie ihn auch. 

Der Urbesitzer hat also, ohne im geringsten unmittel- 
bar an der Stadterweiterung interessiert zu sein, d. h. der 
Gefahr ausgesetzt zu sein, bei NichtZustandekommen einen 
positiven Vermögensverlust zu erleiden, über die Beding- 
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ungen, unter denen sie erfolgen soll, Bestimmung zu treffen. 
Der Urbesitzer kann warten; wird ihm nicht gegeben, was 
er verlangt, so wird er ruhig seinen Aeker noch ein paar 
Jahre weiter bebauen; er riskiert dabei sehr wenig, nicht 
einmal die Zinsen, da die Erfahrung uns mit immer steigen- 
den Mietpreisen zu rechnen lehrt 1 ' und zudem der Boden, 
wenn weiter draußen schon gebaut ist, relativ immer 
günstiger zu liegen kommt Alle Bestrebungen auf Steige- 
rungen des Bodenwerts und alle Bemühungen, ein Herab- 
gehen desselben zu verhindern, haben demnach ein festes 
Rückgrat im Urhesitzertum. 

Der Anteil des Urbesitzers an der Grundrente beträgt 
heute etwa 15 Mk. 

Dieser Preis stellt demnach den Teil der städtischen 
Grundrente dar, der allein auf die Existenz des Bodens ent- 
fällt; die weitere Verteuerung bat ein Gegengewicht in der 
Tätigkeit des Spekulanten. 

Die Ausscheidung des Straßenlandes machtein 
der ersten Zeit keine großen Schwierigkeiten. Man brauchte 
damals nur das Straßenland in der Ausdehnung des Hauses 
freizulegen und einen Zugang dazu zu eröffnen. Dabei war 
es nicht nötig, daß dieser Zugang mit einer späteren Straße 
übereinstimmte; nur ein Weg bis zum nächsten Feldweg 
mußte vorhanden sein. Die Straßenbauordnung von 1871 
verlangte dagegen grundsätzlich die Sicberstellung der 
künftigen regulären Straße durch Beschaffung des Straßen- 
landes bis zum Anschluß an eine schon vorhandene Straße. 



1 Vgl. die oben mitgeteilten Steigerungen der Baustellenpreise; 
ferner die bei Humpelt a. a. 0. S. 28 gegebenen Ziffern. 

8 Welche Erhöhungen des Bodemrertes die Erhöhungen des Miet- 
ertrags um nur 1 °/o ermöglicht, zeigt folgende Rechoung (vgl. Jahrbuch 
für Bodenreform 1906 S. 158): 

Ein Haus brachte im ersten Jahr 1000 Mk., im zweiten .1010 Mk. 
Die Verzinsung des Baukapitals ist gleichgeblieben und erfordere 
725 Mk.; dann entspricht der Restbetrag das zweite Mal (mit 4% 
Irapitalisiert) einem Bodenwert von 5875 Mk. gegen 5625 Mk. im ersten 
Jahr; d. h. die Steigerung betragt 4/4%. 
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Das war eine ganz wesentliche Erschwerung der Tätig- 
keit der produktiven Spekulation. Denn häufig, man kann 
sagen in der Regel, genügte nun der Besitz einer Parzelle 
nicht mehr zur Ausübung der Aufschließungstätigkeit; war 
doch die Planung ohne Rücksicht auf die Parzelleneinteilung 
erfolgt. Am besten war es natürlich, wenn der Spekulant 
alle in Frage kommenden Grundstücke besaß — wir sehen 
daher in der Straßenbauordnung eine der Hauptursachen für 
die Ausdehnung der Spekulation, die wir Anfang der 70 er 
Jahre verzeichneten; jeder suchte sich schon frühzeitig zu 
sichern vor den unangenehmen Folgen, die es brachte, 
Nachbarn zu haben. War die Unabhängigkeit aber nicht 
erreicht, so war der Spekulant auf Verhandlungen mit den 
angrenzenden Besitzern angewiesen. Ohne deren Zustimmung 
war der Bau der Straße unmöglich; eine in der Gleich- 
gültigkeit der Urbesitzer oder im spekulativen Interesse der 
Konkurrenten liegende Weigerung (sie wünschten vielleicht 
das Angebot in Baustellen einzuschränken, den Absatz auf 
ihre bereits aufgeschlossenen Terrains zu konzentrieren) 
konnte die Erschließung jahrelang aufhalten. Gelang es, 
über die Bedingungen des Austausches sich zu einigen, so 
wurde häufig der Vertrag gleich dazu benutzt, die oben 
einzeln angeführten Punkte mit zu regeln. Unmerklich wird 
so der nach allen Seiten vollkommen unabhängige Unter- 
nehmer zu einem, der durch tausenderlei Verabredungen mit 
seinen Nachbarn verbunden ist; war durch das eben be- 
sprochene Verhalten vieler Nachbarn die Zahl der Kon- 
kurrenten eingeschränkt, so wurde die Geneigtheit der Ver- 
bleibenden, sich gegenseitig zu unterbieten, unter diesen Ver- 
hältnissen noch weiter gemindert. 

Das Straßenareal, technisch zunächst vollkommen un- 
bearbeitet, bleibt noch eine Reihe von Jahren im Besitz 
des Spekulanten ; er hatte demnach auch die Macht, den An- 
schluß fremder Straßen an die seine zu verbieten, vermochte 
daher die Erschließung anderen mit dem seinem konkur- 
rierenden Gebiets zu verhindern. 

Von 1875 an verschärfen die Straßenbaukosten den 

Heiner, Bodenspekulation. 11 
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Monopolcharakter des unmittelbar an die bebauten Teile der 
Stadt anstoßenden Geländes noch bedeutend. Der Zwang 
erst die Straße herzustellen, bevor gebaut werden darf, ver- 
teuerte den Häuserbau in größerer Entfernung von dem be- 
reits bebauten Gebiet zu sehr und machte ihn unmöglich, 
ganz abgesehen von der Schwierigkeit, die Besitzer so vieler 
Grundstücke unter einen Hut zu bringen. Seitdem kommt 
hierzu die weitere bedeutende Steigerung der Straßenbau- 
kosten, von der wir oben eine Anschauung zu geben ver- 
suchten, die notwendigerweise die Tendenz zum Großbetrieb 
verstärkt. (Auch auf das prinzipielle Abgehen von der Erleich- 
terung, die die bloß vorläufige Herstellung bot, ist an dieser 
Stelle nochmals hinzuweisen). So wird die Stadterweiterungs- 
tätigkeit aber auch zu einem selbständigen unentbehrlichen 
Gewerbe — heutzutage wäre der Bauer gar nicht mehr in 
der Lage, gleichsam im Nebenberuf als Baustellenhändler 
aufzutreten; es fehlen ihm Kapital und Fachkenntnisse. 

Die Straßenbauordnung von 1896 verlangte die Herstellung 
jeweils einer ganzen Straßenstrecke von Straßenkreuz zu 
Straßenkreuz. Alle die soeben aufgezählten Schwierigkeiten des 
Stadterweiterungsgeschäfts werden jetzt noch verstärkt. Das 
Kapitalerfordernis wächst weiter, Vereinbarungen zwischen 
häufig 8—10 Parzellenbesitzern (trotz der relativen Größe 
der Agrarparzellen in Plauener Flur) müssen getroffen wer- 
den. Daß diese Parzellen in der Hand eines Besitzers ver- 
einigt werden, ist trotz der großen Vorteile, die der Groß- 
betrieb bietet, kaum mehr möglich, denn die Preise, die 
beim Näherrücken der Bauzone verlangt werden, sind enorm 
und eine Verschuldung durch Restkaufgelder hat ihre un- 
angenehmen Seiten. So sehen wir denn der größeren Wirt- 
schaftlichkeit des Großbetriebs zum Trotz immer wieder neue 
kleine Betriebe entstehen. 

Das allgemeine Baugesetz suchte die Tendenz zum Groß- 
betrieb dadurch zu bekämpfen, daß es für Kleinbetriebe 
bessere Existenzmöglichkeiten schaffte. (Hier ist auf die 
seit 1902 in Plauen geübte Übernahme der Straßenbaukosten 
auf Landeskulturrente zu verweisen.) Der Bosheit oder Be- 
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rechnung der Nachbarn und der dadurch erreichten Aus- 
schließung günstig gelegenen Bodens sollte durch das neue 
Umlegungsrecht der gefährliche Charakter genommen wer- 
den , indem nun ein gewisser Zwang widerstrebenden Grund- 
besitzern gegenüber möglich ist. Der Gedanke ist unbe- 
streitbar sehr gut und schön; nur ist die Anwendung des 
Rechtes durch die Kautelen gegen einen möglichen Miß- 
brauch so erschwert, daß es eine irgend erhebliche Wirkung 
nicht wird ausüben können. Ob eine andere Fassung diesen 
Absichten um vieles besser gerecht werden könnte, steht 
dahin; denn auf keinem Gebiete erwachsen einem unpar- 
teiischen Ausgleich solche Schwierigkeiten, wie bei der Grenz- 
änderung von Bauland. 

§ 17. Die Schwierigkeiten der Erschließung in ihrem 

Einflnfs auf die Bansteilenpreise. 

Unvermeidlich ist es von vornherein, daß die Baustellen- 
preise beträchtlich höher sind als die Preise für landwirt- 
schaftliche Parzellen. Denn die Ausscheidung und unent- 
geltliche Abtretung des Straßenareals muß eine Konzentration 
des Wertes zur Folge haben, die Straßenbaukosten müssen 
zugeschlagen werden, und auch, wo diese nicht im Preis der 
Baustelle mit inbegriffen sind, muß das Risiko, das die Inve- 
stierung eines größeren Kapitals mit sich bringt, das ja nur 
langsam je nach dem Fortschritt des Verkaufs der Baustellen 
wieder eingeht, berücksichtigt werden. Dazu kommt das 
Risiko, das die weite Ausdehnung der zum nachhaltig er- 
folgreichen Betrieb des Auf Schließungsgeschäfts erforder- 
lichen Gebiets mit sich bringt. Dieser Umstand muß schon 
für die Anfangszeiten mit berücksichtigt werden, denn das 
Mindeste, was zur Aufschließung gehörte, war der Besitz 
einer der alten Agrarparzellen, die im Durchschnitt einen 
Hektar umfaßte ; und aus einem solchen ließen sich 30 — 40 
Baustellen machen, die teilweise ungünstig gelegen waren 
und daher nur bei ständigem weiteren Wachstum der Stadt, 
das doch nie so ganz außer Frage stand, schließlich zu ver- 
kaufen waren. Heute genügt eine einzelne Parzelle längst 

11* 
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nicht mehr ; und es ist klar, daß dadurch, daß jeder Unter- 
nehmer gezwungen ist, möglichst zeitig und noch nahe an 
den Agrarpreisen weit draußen Gelände anzukaufen, die 
Höhe des Risikos enorm gestiegen ist. Die Unternehmer 
sind also zum Schutze ihrer eigenen Existenz gezwungen, 
den Verdienst anscheinend übermäßig zu steigern, indem sie 
einmal die Einkaufspreise möglichst zu drücken suchen — 
das dürfte ihnen zufolge der oben gekennzeichneten Stärke 
der Position der Urbesitzer nur schwer gelingen — 
andererseits die Verkaufspreise möglichst hoch zu halten 
suchen. 

Hierzu kommt, daß das Bestreben, die Baustellenpreise 
ohne Bücksicht auf die effektiven Produktionskosten immer 
mehr in die Höhe zu schrauben, sodaß sie jeweils dem 
höchsten erschwingbaren Stande der Mieten entsprechen, 
ganz wesentlich durch die Erschwerung der Konkurrenz ge- 
fördert wird, die wir auch für die Baustellen wieder fest- 
zustellen haben. In der ältesten Zeit (vergl. die Beispiele 
aus den Jahren 1799 und 1844) ermöglichte es die minimale 
Aufschließungstätigkeit, für die wenigen in dem geringen 
Ausmaß der Baustelle vorhandenen Parzellen Monopolpreise 
zu nehmen — ein Umstand, der auch den Rat im Jahre 
1844 veranlaßte, die Beschaffung solcher selbst in die Hand 
zu nehmen. Und für die spätere Zeit, als sich der Auf- 
schließungstätigkeit mehr Interesse zuwandte, kann auch 
durchaus nicht alles Gelände, für das die Besitzer in der 
Lage waren, die straßenbaupolizeilichen Anforderungen zu 
erfüllen, nun ohne weiteres als bebaubar angesehen 
werden. Wie oben erwähnt, wurde oft die Erteilung der 
Bauerlaubnis jahrelang hinausgeschoben, da man sich über 
die Festsetzung der Baulinien noch nicht ganz klar war 
(besonders als der schöne schematische Neubauplan des 
Jahres 1859 durch Nichteinhalten der Baulinien völlig wert- 
los geworden war und man sich nun von Fall zu Fall be- 
helfen mußte, oder als man gar die Einreichung umfassen- 
der Bebauungspläne für weite Gebiete als Vorbedingung ver- 
langte). Eine entschiedene Einschränkung des in die Kon- 
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kurrenz eintretenden Vorrats an Baustellen bedeutete ferner 
vor allem eine feuerpolizeiliche Maßregel. § 47 der Bau- 
ordnung verbot die Errichtung von Wohnhäusern auf eine 
Entfernung von 300 Ellen von der nächsten Scheune, deren 
eine große Anzahl auf den Feldern rings um die Stadt 
standen 1 . Dadurch wurde Gelände, für das sonst alle Vor- 
bedingungen für die Bebauung erfüllt waren, von derselben 
ausgeschlossen. Der Unternehmer mußte erst das sonst gar 
nicht benötigte Terrain erwerben und die Scheune abbrechen, 
bevor er bauen durfte. Fügte er sich dieser kostspieligen 
Bedingung nicht, so blieben seine Baustellen unbebaubar 9 . 
In späterer Zeit fallen die hier aufgeführten Gründe 

1 In späterer Zeit scheint die Anwendung dieses Paragraphen in 
Vergessenheit geraten zu sein; wie streng man ihn aber zeitweise 
handhabte, zeigt ein Fall aus dem Jahre 1847, wonach ein Scheunen- 
bau auf dem Terrain des jetzigen Albertplatzes, ohne daß man die 
Verfügung mit der Nähe eines Gebäudes hätte begründen können, aus 
Bücksicht auf den Neubauplan und die zu erwartende Stadterweiterung 
verboten wurde. Es ist fraglich, ob das Verbot durch eine Beschwerde 
des Betroffenen nicht hätte aufgehoben werden können (das betreffende 
Gebiet wurde erst gegen 1870 bebaut!); jener scheint sich gefügt zu 
haben. Der Fall zeigt aber, wie die Stadt Veranlassung nahm, der 
aus jenem Paragraphen folgenden Einschränkung des Baugeländes ent- 
gegenzuwirken. 

2 Wie sehr man damals den hohen Preis der Baustellen für die 
Folge einer Monopolstellung hielt, zeigt die interessante Tatsache, daß 
bei den Beratungen einer . Straßenbauordnung im Jahre 1856 der Ge- 
danke auftauchte, solchen Scheunen gegenüber dem Bauunternehmer, 
einem Privatmann also, ein Expropriationsrecht zu verleihen. Die 
Stadtverordneten lehnten das zunächst ab, da der Antrag das Eigen- 
tumsrecht verletzte. Statt dessen solle der Bat durch entsprechende 
Ankäufe die Erbauung neuer Häuser erleichtern. Dieser moderne Ge- 
danke schien indes dem Bat ganz unmöglich, da er es „für unangemessen 
halten müsse, mit kommunlichen Geldern derartige Spekulationskäufe 
auszuführen". Schließlich stimmten die Stadtverordneten der Erteilung 
des Expropriationsrechtes zu, unter der Bedingung, daß sie über die 
Anwendung im Einzelfalle mit zu entscheiden hätten, und daß der Bat 
berechtigt sein sollte, dem Expropriaten noch eine Art Schmerzens- 
geld von ein Viertel über den ermittelten Wert zu bewilligen. Bei den 
verschiedenen Umarbeitungen, die die Straßenbauordnung erfuhr, ist 
dieser interessante Paragraph untergegangen. 
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wohl einer nach dem andern weg, dafür aber tritt die oben 
erwähnte Verflechtung der verschiedenen Unternehmungen 
untereinander zutage, die die freie Konkurrenz unter den 
Verkäufern aufhebt. Wenn auch niemals ein besonderer 
Mangel an Baustellen zu verzeichnen war, so war doch auch 
die Konkurrenz nie so groß, daß sie eine Ermäßigung der 
Preise unter den äußerst zulässigen Stand herbeigeführt 
hätte, wenn auch nicht zu verkennen ist, daß die Erschließung 
weiter Gebiete durch die städtischen Unternehmungen um 
1900 eine sonst schwer vermeidbare große Hausse in Bau- 
stellen verhindert hat. Ein kurzer Überblick über die Be- 
wegung der Baustellenpreise möge unsere bisherigen Aus- 
führungen ergänzen. 

Wir beziehen uns dabei auf die in Tabelle VII im An- 
hange zusammengestellte Preisübersicht. Sie zeigt ein stän- 
diges Anziehen, wobei allerdings eine nähere Vergleichung 
durch die verschiedene Behandlung der Straßenbaukosten 
erschwert wird. Doch lassen sich wohl unter Berücksich- 
tigung des oben zusammengestellten . Materials nachstehende 
Folgerungen aus der Zahlenreihe ableiten. 

Innerhalb der 60 er Jahre ist die Preissteigerung pro- 
zentual wohl ziemlich bedeutend, aber absolut noch erträg- 
lich. Sie dürfte auf die Erhöhung der Forderungen der Ur- 
besitzer und die höheren Straßenbaukosten zurückzuführen 
sein. Die Verteuerung des Rohmaterials schreitet auch 
Anfang der 70 er Jahre noch fort, doch müssen die Bau- 
stellenpreise immer noch als mäßig bezeichnet werden. 
Wenigstens wenn man nun sieht, wie sich nach 1875 die 
Preise entwickeln. Wie im ersten Teil schon erwähnt, liegt 
das hauptsächlich daran, daß jetzt die vielen niedrigen Preis- 
notierungen verschwinden, und als diese Konkurrenz erst 
einmal beseitigt ist, steigt auch der Durchschnittswert schnell 
weiter. Das geschieht trotz der zeitweise recht ungünstigen 
wirtschaftlichen Konjunktur, ganz offenkundig als Folge der 
veränderten Gestaltung der Verhältnisse am Bodenmarkt. 

Bis 1875 hatte eben, wie hier deutlich wird, die neue 
Straßenbauordnung die Konkurrenz nicht wesentlich einge- 
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schränkt. Vielmehr war diese eher erleichtert worden, da 
jetzt die Herstellung der Straße, seitdem das neue Anlieger- 
recht die nachträgliche Einziehung der Beiträge vom Gegen- 
über und somit den Verzicht auf Hineinkalkulieren der 
Straßenbaukosten in den Baustellenpreis ermöglichte, nur je 
nachdem die Bebauung fortschritt, zu erfolgen hatte. Dazukam 
dann die kolossale Ausdehnung, die die Spekulation anfangs der 
70 er Jahre gewann und die sogar eine bedeutende Ausdehnung 
des Angebots an Baustellen zur Folge hatte. Wesentlich einge- 
schränkt wird die Konkurrenz erst 1875 durch die tatsächliche 
Durchführung des Grundsatzes der Straßenbauordnung : Erst 
wenn die Straße fertig bis zum Haus hergestellt ist, darf gebaut 
werden. Jetzt erst hat die Baustelle vollkommenen Mono- 
polcharakter erlangt. Das äußert sich natürlich erst dann 
vollkommen, als die vorher bereit gestellten Vorräte zu ver- 
schwinden beginnen. Unverkennbar beginnt nach 1875 eine 
mit den vorhergegangenen gar nicht mehr vergleichbare 
Preissteigerung. Sie hat zur notwendigen Folge eine 
immer intensivere Ausnützung des Bodens und schließ- 
lich die Einführung des Dreigeschoßhauses, das, einmal zur 
Herrschaft gelangt, nachträglich die hohen Bodenpreise zu 
legitimieren scheint. 

Mit dieser Ansicht stehen wir im schroffen Gegensatz 
zu der von A. Voigt vertretenen Theorie, wonach die Preise 
der Baustellen von der Intensität der möglichen Bebauung 
abhängen. Wir müssen demgegenüber betonen: Die Aus- 
nutzungs möglichkeit war unverändert geblieben. Unver- 
ändert galt die Bauordnung von 1844, nur in den tech- 
nischen Punkten durch die Baupolizeiordnung für Städte er- 
gänzt; und auch die Abneigung gegen höheres Bauen war 
noch immer allgemein. Nicht freiwillig und nicht leichten 
Herzens ging man zum Dreigeschoßhaus über, sondern ge- 
zwungen durch die aus andern Ursachen erfolgte Steigerung 
der Bodenpreise. Denn es hatte, wie dem Verfasser von 
Vertretern der älteren Generation der Plauener Baumeister 
gesagt wurde, oft schon schwer gehalten für das kleinere 
Haus Abnehmer zu finden; sollte man sich diese Aus- 
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sichten dadurch, daß man noch größere Objekte her- 
stellte, noch weiter verringern? Bat doch aus demselben 
Grunde noch bei der Beratung der neuen Straßenbauord- 
nung in den 90 er Jahren ein Vertreter der Baumeister, 
man möge doch nicht, nachdem schon durch die hohen An- 
liegerleistungen der Übergang zum Dreigeschoßhaus er- 
zwungen worden sei, durch weitere Steigerungen der Straßen- 
breite das Viergeschoßhaus unvermeidlich machen. 

Tatsächlich zeigen denn auch die Straßen jener Zeit in 
ihrer tatsächlichen Uberbauung, abgesehen von der unberück- 
sichtigt gebliebenen Gegend an der Bahnhofstraße, den Typus 
des Zweigeschoßhauses; und von unsern Hausverkäufen be- 
trafen in den Jahren 1871 — 74 resp. 1875 — 80: 8 resp. 
30 Zweigeschoßhäuser und nur 3 resp. 5 Dreigeschoßhäuser. 
Dabei soll nicht geleugnet werden, daß, wie uns ein Gang 
durch die betreffenden Straßen zeigt, der Ausbau des Dach- 
geschosses immer weitere Fortschritte macht, sodaß eine 
fortschreitende Verteilung des Bodenwerts auf den Wohn- 
raum stattfindet; aber es dürfte wohl etwas kühn sein, 
wollte man auf diese ganz allmählich vor sich gehende Er- 
scheinung die Bodenwertsteigerung zurückführen. Denn die 
Möglichkeit solcher intensiveren Bebauung hatte schon immer 
bestanden, erst das Steigen des Bodenpreises, dessen Gründe 
wir eben darlegten, zwang dazu, trotz der allgemeinen Ab- 
neigung dem Dreigeschoßhaus immer näher zu kommen; 
daß man alsdann, nachdem dieses zur Herrschaft gekommen 
war, die Preisforderung nach der Ausnutzungsmöglichkeit 
berechnete, steht auf einem anderen Blatt. Eine Ermäßigung 
unter die rechnungsmäßig festgestellten Preismaxima hätte 
jetzt bei freier Konkurrenz wohl noch erfolgen können, 
aber diese fand eben infolge der vorhin geschilderten Ver- 
fassung des Baustellenmarktes nicht statt 1 . 

1 Für die in der Tabelle hervortretende Preissteigerung für die 
erste Hälfte der 90er Jahre kann Verfasser keine zureichende äußere 
Ursache angeben. Sie muß der für diese Zeit etwas mangelhaften 
Zusammensetzung des Materials zugeschrieben werden. Es waren eine 
Anzahl Verkäufe von Terrains nicht auszuscheiden, bei denen sich 
bereits eine Differentialrente gebildet zu haben scheint. 
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Seitdem herrscht auf dem Baustellenmarkt das Prinzip : 
Die Preise stehen immer auf der größtmöglichsten Höhe; 
jede Möglichkeit sie zu steigern wird wahrgenommen, jede 
Herabsetzung derselben verhindert. So erst wird die be- 
deutende Erhöhung infolge der oben ausführlich besprochenen 
Zinsfußermäßigung in der zweiten Hälfte der 80 er Jahre 
möglich : Der Mehrgewinn des Hausbesitzers wird sofort von 
der Terrainspekulation kapitalisiert; und dasselbe Ergebnis 
haben die Mietsteigerungen im 20. Jahrhundert. Die 
stellenweise gegebene Möglichkeit einer viergeschossigen 
Bebauung steigerte ebenfalls sofort entsprechend den Boden- 
wert. 

§ 18. Bekämpfung der hohen Bodenpreise. 

Es lohnt sich wohl, von dem in den vorhergehenden 
Abschnitten gewonnenen Standpunkt aus einen kurzen Blick 
zu werfen auf die bisher zur Milderung der hohen Boden- 
preise vorgeschlagenen Maßnahmen. Denn will man den 
Wohnungsstandard unseres Volkes, der wahrhaftig noch nicht 
befriedigend genannt werden kann, heben, so muß als wirk- 
samstes Mittel die Verringerung der Grundrente gelten, die 
beim Dreigeschoßhaus bereits ein Viertel des Mietertrags 
verschlingt. Ausdrücklich betonen wir, daß auch in Zukunft 
unsere Betrachtungen ausschließlich der „produktiven Spe- 
kulation", nicht jeder Spekulation gelten. Dabei dürfte 
übrigens ein Eingehen auf die andern Zweige derselben um 
deswillen als unnötig erscheinen, da sie die ihnen vielfach zu- 
gewiesene Bedeutung doch nur als notwendige Folge und Er- 
gänzung der erstgenannten beanspruchen können. Medika- 
mente, die sich nur mit ihnen beschäftigen, werden keine 
grundsätzliche Besserung erzielen. 

Wir wenden uns zunächst den Vorschlägen zu, die mit 
Hilfe der Besteuerung hoffen, die schädlichen Wirkungen 
der Spekulation zu beseitigen. Dabei ist der Gedanke ein 
doppelter : Einmal will man der Spekulation wenigstens einen 
Teil ihres Gewinnes abnehmen und beabsichtigt dann, andere 
drückende Steuerlasten zu ermäßigen. Das gilt insbesondere 
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von der noch weniger verbreiteten Wertzuwachssteuer. Von 
der anderen, der sogenannten Steuer nach dem gemeinen 
Wert hofft man außerdem noch ein zweites: sie soll die 
Spekulanten, die ihr Terrain von der Bebauung ausschließen, 
zum früheren Verkauf nötigen und so durch Vermehrung 
des Angebots das Preisniveau herabdrücken. Es ist nicht 
unsere Aufgabe, diese Annahmen nachzuprüfen, auch über 
die Frage der Gerechtigkeit und der Leistungsfähigkeit 
haben wir uns nicht zu äußern; unsere Aufgabe ist es, da 
doch die Steuer nicht nur von den Baustellen erhoben wer- 
den soll, zu fragen, wie die Besteuerung der Terrains der 
produktiven Spekulation auf die Erfüllung der Aufgaben 
derselben wirken wird. 

Wir glauben hier beide Steuerarten zusammenfassen zu 
dürfen ; z war erscheint die Wertzuwachssteuer zunächst dadurch 
als leichter tragbar, daß sie erst im Moment, wo der Gewinn 
realisiert wird (NB. erhält der Verkäufer meist beim Verkauf 
überhaupt kein bares Geld!), zu erheben ist, während die 
Steuer nach dem gemeinen Wert Jahr für Jahr, ganz gleich 
ob der Spekulant Einnahmen zu verzeichnen hatte oder 
nicht, bezahlt werden muß. Das wird sicher im Anfang 
mitunter die Folge haben, daß ein kapitalschwacher Unter- 
nehmer zu einem nicht ganz freiwilligen Verkauf gezwungen 
wird, in manchen Fällen wird eine uferlose Spekulation auf 
den Boden der Tatsachen zurückgeführt werden. Aber ob 
die Steuer auf die Dauer anders wirken wird, als wie als 
Erhöhung des Hypothekenzinsfußes, ob sie vor allem den 
Impuls zu Handlungen, zur Bebauung geben wird, auf die 
man vorher in Anbetracht ungünstiger Lage, fehlender Zu- 
gangsmöglichkeit verzichtet hatte, ist doch mindestens frag- 
lich. Tritt man unserer Ansicht bei, so wirkt die Steuer 
nach dem gemeinen Wert für den Spekulanten nicht anders 
als die Wertzuwachssteuer, nämlich als Erhöhung der Passiv- 
seite seiner Spekulation, die er von vornherein mit in An- 
schlag bringen muß. 

Wird es nun den Unternehmern gelingen die Steuer 
abzuwälzen? Man hat diese Frage kurzerhand verneint; 
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ein viel zitiertes Wort Adolph Wagners besagt: „Es gilt 
die alte nationalökonomische Regel, die schon von der 
klassischen Nationalökonomie aufgestellt worden ist: eine 
Steuer, die auf die Grundrente fällt, kann nicht eigentlich 
abgewälzt werden; sie wird von demjenigen getragen, der 
sie zu zahlen hat 1 ." Aber bei der städtischen Bodenrente 
handelt es sich nicht um die Differentialrente Ricardos, 
sondern um den Preis für ein nur unter ganz besonderen 
Voraussetzungen zustande kommendes Fabrikat. Der Be- 
steuerte würde der Fabrikant sein. (Von der Annahme eines 
häufigen spekulativen Weiterverkaufs sehen wir hier ab, da 
sie die Betrachtung unnötig kompliziert, übrigens auch in 
unserem Beobachtungsgebiet nur ganz vereinzelt vorkam 2 .) 
Dieser wird nun nichts Anderes tun können, als was jeder 
Industrielle in gleicher Lage tut: entweder er zahlt die Steuer 
von seinem Gewinn ; — das wird er natürlich zu vermeiden 
suchen (zudem ist ihm bisher noch nirgends einwandfrei nach- 
gewiesen worden, unsere Betrachtungen über die Ausdehnung 
des Spekulationsgebietes lassen es sogar recht fraglich er- 
scheinen, daß sein Geschäft so gewinnbringend ist, daß er dazu 
überhaupt in der Lage wäre) oder er sucht sie abzuwälzen. 
Die Abwälzung kann geschehen zum Nachteile der Konsu- 
menten oder der Rohstoffverkäufer, ist keins von beiden mög- 
lich, so wird der Spekulant u. U. das Geschäft ganz auf- 
geben müssen. Nun mag oft die Abwälzung auf den Roh- 
stoffverkäufer, den Urbesitzer gelingen. Dann wird für die 
landwirtschaftlich geformten Parzellen nur ein um den Be- 
trag der bis zur voraussichtlichen Erschließung zu zahlenden 
Steuer verminderter Preis gezahlt werden können. Damit 
aber ist der Anreiz für die Urbesitzer, überhaupt zu ver- 
kaufen, verringert, in so und so viel Fällen wird ein Ge- 
schäft, der geringeren Preisanerbietungen wegen, nicht zu- 
stande kommen. Andererseits wird es ihnen aber auch 



1 Wohnungsnot und städtische Bodenfrage S. 22. 

8 Sollte die in der Literatur vorherrschende Annahme fort- 
währender spekulativer Weiterverkäufe nicht gar zu einseitig das 
Berliner Beispiel verallgemeinern? 
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schwer werden, wenn die Bebauung näher rückt, aus 
eigener Tasche die Steuer zu zahlen, vorausgesetzt, 
daß sie von derselben überhaupt getroffen werden, 
was einige aus Mitleid mit den armen Landwirten am 
liebsten vermeiden würden. Dadurch würde die ungünstige 
Wirkung der Steuer auf die Urbesitzer wieder parallelisiert 
werden; welche von beiden Tendenzen die Oberhand behält, 
hängt von der Fassung des Gesetzes ab. Aber auf jeden 
Fall wird durch die Erhöhung der jährlichen Leistungen 
des Spekulanten die zur Erschließung zur Verfügung stehende 
Zeit gekürzt. Und da müssen wir fragen: Wird es dann 
noch gelingen, alle die Maßnahmen zu treffen, die die 
Erschließung vorbereiten ? Wird die Zeit zu sehr verkürzt, 
so wäre die weitere ruhige Stadterweiterung in Frage ge- 
stellt; und wenn nun plötzlich ein großer Aufschwung der 
Stadt einsetzt, dann kann zu allen anderen Nöten noch ein 
Mangel an Bauland kommen — die Mieten werden steigen, 
das Bauland wird im Preise steigen. Daß später die Mieten 
nicht wieder zurückgehen werden, dafür sorgt schon die Or- 
ganisation der Hausbesitzer und der Spekulanten. Das 
Resultat wäre also tatsächlich eine Abwälzung der Steuer 
auf die Konsumenten. 

Vorstehende Betrachtung soll nun durchaus nicht als 
Stellungnahme gegen die Einführung genannter Steuern er- 
scheinen. Sie soll lediglich darauf hinweisen, daß die Steuer 
in Anbetracht der produktiven Tätigkeit der Spekulation 
auch anders als beabsichtigt wirken kann, wenn man dieser 
Möglichkeit nicht durch entsprechende Formulierung und 
Bemessung der Sätze vorbeugt. 

Es müßte ferner, um zu verhindern, daß die Steuer 
von der Spekulation auf die Konsumenten abgewälzt wird, 
in größerem Umfange als bisher dafür von den Behörden 
gesorgt werden, daß trotz der Erschwerung des Geschäfts 
immer genug Bauland vorhanden wäre. Die Stadter- 
weiterung müßte in größerem Umfange von den 
öffentlichen Instanzen übernommen werden. 

Dieses Mittel, um Verschlimmerungen eines Zustandes 
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zu verhindern, ist auch zur Verbesserung der bestehenden 
Verhältnisse empfohlen worden. Und schon sind viele Stadt- 
verwaltungen dazu übergegangen, sich einen größeren Teil 
des Stadterweiterungsgeländes zu sichern, um den Markt in 
Baustellen beeinflussen zu können. Die Schwierigkeit ist 
nur, daß, wenn es der Gemeinde nicht vollkommen gelingt, 
den Terrainmarkt zu beherrschen, schwer zu verhindern ist, 
daß billige Bodenpreise von ihrer Seite nur ein Geschenk an 
die ersten Abnehmer darstellen. Sodann darf nicht verkannt 
werden, daß auch die Stadt nicht ganz unabhängig von der 
Höhe der Produktionskosten, d. h. vor allem von den Preis- 
forderungen der Urbesitzer ist. Namentlich in größerer Nähe 
der bebauten Teile dürfte das bemerkbar sein. Dagegen 
wäre es wohl der Stadt möglich, billiges Bauland dadurch zu 
beschaffen, daß es ihr infolge der in ihrer Hand vereinigten 
Kompetenzen ein Leichtes ist, entferntes, bisher noch rein 
landwirtschaftlich bewertetes Terrain zu erschließen. Ob 
allerdings für solche Unternehmungen, die oft Investition von 
Millionen erfordern, die bureaukratische Leitung seitens 
unserer heutigen Gemeindeverwaltungen die geeignete ist, 
ist eine andere Frage — und vor allem muß hier darauf 
hingewiesen werden, daß die zur Zeit in Geltung befind- 
lichen Gemein de Verfassungen allzuviel Einfluß in die Hand 
des „ansässigen", d. h. des am Hochhalten der Grundrente 
interessierten Teiles der Bürgerschaft legen. 

Nützlich ist ohne Zweifel eine kommunale Boden- 
politik nach sozialen Gesichtspunkten, zum mindesten um 
Übertreibungen der Hochkonjunktur hintan zu halten; all- 
zuviel Hoffnung aber können wir dem nicht entgegenbringen, 
daß sie imstande sein soll, das Preisniveau erheblich zu er- 
mäßigen. 

Man muß also suchen der Bodenspekulation Konkurrenz 
in sich selbst zu schaffen, die Spekulation zu erleichtern 
und den Bereich des bebauungsfähigen Landes zu erweitern. 
Das kann dadurch geschehen, daß der Bodenspekulation die 
Voraussetzungen genommen werden, die ihre Monopolstellung 
begründete, d. h. also, daß die Anforderungen an den Straßen- 
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bau bedeutend herabgemindert oder ganz beseitigt werden. 
Ob sich indes zu einer ausreichenden Verbilligung des 
Straßenbaues — die Beseitigung vieler unnötiger Verteue- 
rungen bleibt selbstverständlich anzustreben — auch nur die 
eifrigsten Bekämpfer des Bodenwuchers entschließen könnten, 
ist zu bezweifeln. Und das dürfte bei Festhaltung an der 
privaten Form der Stadterweiterung das einzige durch- 
schlagende Mittel sein. Kleinere Mittel, wie die weitere 
Ausbildung des Umlegungsrechts, dürften bei den erheblichen 
Schwierigkeiten, die diesem Verfahren immer anhaften wer- 
den, keinen wesentlichen Erfolg haben. Schließlich wäre 
noch zu erwägen, ob man nicht den Gemeinden die Aufgabe 
übertragen könnte, immer durch hinreichende Herstellung 
von Straßen auf fremdem Boden (nötigenfalls mit Hilfe weit- 
gehender Enteignungen des Straßenlands) für reichliche Be- 
reitstellung von Bauland zu sorgen ; aber niemand wird diesen 
Vorschlag in Anbetracht der finanziellen Schwierigkeiten 
für durchführbar halten. 

Alle diese Mittel sollen nun nicht, wenn wir jetzt ein 
letztes radikales Mittel befürworten, an sich bekämpft wer- 
den; sie sind gut und heilsam und durch ihr Zusammen- 
wirken wird manche Besserung zu erzielen sein. Nur eine 
gründliche Umgestaltung ist von ihnen nicht zu erwarten. 
Ist man grundsätzlich der Ansicht, daß die städtische Boden- 
rente eine unnötige Belastung des Volkes bedeutet zu Gunsten 
weniger, und daß sie durch Häufung unverdienter Gewinne, 
denen vielfach überhaupt kein Risiko gegenübersteht (Ur- 
besitzer), unsittlich wirkt, hält man ihre Existenz demnach 
für schädlich, und glaubt man weiter, daß ihre Machtstellung 
ihre Begründung nur in der Fassung unseres Stadterweite- 
rungsrechts hat, so muß man konsequenterweise weiter gehen, 
über diese kleinen Mittel hinaus und das Radikale verlangen. 
Verfasser ist selbst erst nach längerem Widerstreben, erst 
im Verlauf seiner Erhebungen, zu der Erkenntnis von der 
Unvermeidbarkeit dieses Mittels gekommen und versteht 
daher wohl, wenn mancher es im ersten Augenblick ablehnen 
wird; er ist aber der festen Überzeugung, daß mit dem 
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Fortschreiten der Erkenntnis der Vorgänge bei der Stadt- 
erweiterung seine Ansicht sich immer mehr Anhänger ver- 
schaffen wird und schließlich durchdringen muß. 

Wir sahen oben, daß die Terrainspekulation ein Gewerbe 
ist, das sich zum Großbetrieb so eignet, wie nur wenige. 
Denn soll die Stadterweiterung glatt von statten gehen, so 
ist die Vorbedingung eine möglichst große Konzentration. 
Diese wird lediglich durch das enorm gestiegene Kapitaler- 
fordernis etwas aufgehalten. Der Betrieb ist also typisch 
geeignet zur Verstaatlichung resp. Kommunalisier ung. 
Andererseits würde eine Kommunalisierung der Stadterweite- 
rungstätigkeit, in der Art, daß sie der privaten Initiative 
völlig entzogen wird und es der Stadt allein vorbehalten 
bleibt, für Bereitstellung des ausreichenden Quantums von 
Baustellen zu sorgen; bedeutende Vorteile bieten. Natürlich 
müßte dafür gesorgt werden, daß die Stadt das nötige Land, 
soweit sie es noch nicht selbst besitzt, im Notfalle mit Hilfe 
des Enteignungsrechts erwerben kann. Unter solchen Vor- 
aussetzungen würde es möglich sein, die Stadterweiterung 
organischer zu gestalten, und die Preise der Baustellen 
könnten einmal infolge der in der Konzentration des Um- 
formungsprozesses begründeten Verringerung der Herstell- 
ungskosten wesentlich herabgedrückt werden, andererseits 
könnte auch der den Urbesitzern jetzt zufallende Tribut 
allmählich herabgemindert werden, da die Stadt als großes 
Wirtschaftssubjekt denselben ganz anders entgegentreten 
könnte als jetzt die vereinzelten Spekulanten. 

Dieser Vorschlag wird mit der Gegnerschaft sämtlicher 
städtischer Grundrentenbez eher zu rechnen haben. Das ist 
begreiflich. Warnen möchte Verfasser aber gleich hier davor, 
sich die Bekämpfung dadurch zu erleichtern, daß man ihn 
für sozialistisch erklärt, daß man behauptet, er bedeute den 
Umsturz des Bestehenden; denn schon sind wir nicht mehr 
allzuweit von dieser Regelung, die die Stadterweiterung zu 
einer öffentlichen Angelegenheit macht, entfernt. Haben wir 
doch, genau besehen, heute im Stadterweiterungsgebiet schon 
kein eigentlich freies Eigentum mehr. Ganz abgesehen von 
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den wohlfahrtspolizeilichen Einschränkungen der freien Aus- 
ntitzbarkeit der Grundstücke, ganz abgesehen von den An- 
forderungen an den Straßenbau, die nur wenigen tatsächlich 
noch die Bebauung ihrer Grundstücke ermöglichen, ist heute 
der einzelne Straßenbau an manchen Orten eine konzessions- 
pflichtige Handlung geworden (vgl. S. 113) : Die Ausnützung des 
Eigentums und damit das eigentlich Bestimmende für den 
Wert und die Bedeutung des Eigentums ist vollkommen ab- 
hängig von der Willkür der Behörde. Wo dieser Zustand 
gilt (er ist uns gebracht worden von den typischen Vor- 
kämpfern gegen jeden Sozialismus!), ist da der Schritt zu 
den von uns angedeuteten Verhältnissen wirklich noch so 
groß? Stehen wir da nicht schon mitten drin in dem das 
Eigentum am Grund und Boden ganz beseitigenden Zu- 
kunftsstaate ? Wenn die vorgeschlagene Maßnahme sonst für 
nötig und unentbehrlich für eine gedeihliche Entwicklung 
der Wohnungsverhältnisse gehalten werden muß, so kann 
uns ein derart begründeter Widerspruch nicht hindern, ferner- 
hin die Forderung zu vertreten : Die Stadterweiterung 
ein öffentlich-rechtliches Geschäft! 



Tabelle I. 



Die Bevölkerung der Stadt Planen i. Y. 

a) Nach den Ergebnissen der Volkszählungen. 



Zähltermin 



Ein- 
wohner 


• 

S> 

gl 

SM 

• 


Einwohner 

pro 

Gebäude 


10628 


— 


14,87 


11 051 


4,0 


16,28 


11 871 1 


7,4 


16,44 


13058 


10,0 


17,16 


13812 


5,8 


17,80 


14817 


7,2 


17,72 


16166 


9,0 


18,29 


18 590 


15,0 


18,12 


20 508 2 


10,9 


18,59 


23 355 8 


13,9 


18,62 


26959 


15,4 


18,53 


28 756 4 


6,7 


18,83 


35 078 


22,0 


18,87 


42848 


22,2 


19,48 


47 007 


9,7 


18,35 


55191 


17,4 


(19,44) 


73888 


33,9 


19,83 


105383 


42,6 


20,25 



«X» 



715 


2202 


679 


2189 


722 


2 326 


761 


2852 


776 


2 521 


836 


2 693 


884 


3127 


1026 


3522 


1103 


3866 


1254 


4283 


1455 


5161 


1527 


5 683 


1859 


7134 


2200 


8 678 


2562 


10 276 


(2827) 5 


11905 


3748 


15 938 


5204 


22870 



1 Einschließlich 271 Militärpersonen. 

2 n n 985 
8 „ n 428 

4 464 

5 Nach dem Stande vom 12. Oktober 1895. 

Meiner, Bodenspekulation. 



n 






3,09 
3,22 
3,22 
3,75 
3,25 
3,19 
3,54 
3,51 
3,50 
3,42 
3,55 
3,72 
3,84 
3,94 
4,01 
(4,21) 
4,25 
4,39 



4,83 
5,05 
5,10 
4,58 
5,48 
5,63 
5,17 
5,28 
5,30 
5,45 
5,22 
5,06 
4,92 
4,94 
4,58 
4,64 
4,64 
4,61 
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Tabelle I. 
Die Bevölkerung der Stadt Planen i. T. 



b) Nach den Ergebnissen der jährlichen 
Zählungen. 



Zähltermin 


1 1 


I 1 

1 


Ein- 
wohner 






Sil 




15. Nov. 


876 






28943 


0,7 








5. „ 


877 


1651 




30048» 


3,8 


18,20 






5. _ 


878 


1725 




31866 


6,1 


18,47 






5. . 


879 


1784 




m H2 


4,0 


18,58 






1. Dez. 


880 


1859 


7134 


35 078 


5,8 


18.87 


3,84 


4,92 


5. Nov. 


881 


1928 




35 674 


1.7 


18,50 






16. Okt 


88 ?. 


2006 


(7 582)' 


36 946 


3,6 


18,4-2 


(3,^8) 


(4#7) 


15. , 


>m 


2055 




39 054 


5,7 


19,01 






15. „ 


884 


2118 




40 757 


4,4 


19,29 






1. Dez. 


885 


2200 


8 678 


42 848 


5,1 


19,48 


3,94 


4,94 


15. Okt 


886 


2288 




43 312 


1.1 








15. „ 


I88V 


2382 


9 329 


44 528 


2.8 






4,77 


10. „ 




2440 


9683 


45 49.1 


2,2 




3,97 


4,70 


12. „ 


1389 


2491 


9 953 


46 235 


1,7 




4,00 


4,65 


1. Dez. 


1890 


2562 


10 276 


47 007 


1.7 




4,01 


4,58 


12. Okt. 


1891 


2608 


10 407 


47 100 


0,2 






4,53 


12. „ 


m 




10 715 


48 498 


3,0 






AM 


12. . 


1898 


2685 


11018 


50162 


3,4 






4,55 


12. . 


1894 


2746 


11475 


52 566 


4.8 






4,58 


12. - 


1895 


2827 


11885 


54969 


4,6 


iä'ü 




4,63 


12. „ 


1896 


2924 


12 342 


57 274 


4,2 


19,59 




4,63 


12- „ 


1897 


3063 


12848 


59406 


3,7 


19,40 






12- n 


1898 


3166 


13274 


60680 


2,1 


19,17 




4>7 


12. „ 


1899 


3451 


14664 


67 302 


4,0* 


19,50 




4,59 


12. . 


1900 


3724 


15 876 


73130 


6,3* 


19,64 


4,26 


4,61 


12. „ 


1901 


3857 


16 608 


76 493 


4,6 


19,83 


4,81 


4,61 


12- , 


1902 


4031 


17 533 


83574 


9,3 


20,73 


435 


4,77 


12. „ 


1903 


4491 


19 719 


95 937 


11,6 B 


21,36 


4,39 


4,87 


12. „ 


1904 


4888 


21460 


102316 


6,6 


20,93 


4,39 


4,77 


12. „ 


1905 


5163 


22 741 


104190 


1,8 


20,18 


4,41 


4,58 



1 Nach dem Stande vom 5. Juni 1882. 
3 Im März 1877 wurde das Militär nach Chemnitz verlegt. 
8 Abgesehen von dem (bei der Prozentberechnung abgesetzten) 
durch Eingemeindungen erfolgten Zuwachs. 
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Tabelle III. 



Die Verteilung der Steuerpflichtigen (physischen 
Personen) auf die Einkommenklassen. 

Es entfielen auf 1000 Einwohner 



in der Einkommen- 


Steuerzahler 


klasse von Mk. 


1882 


1892 


1902 


unter 300 

300- 400 

400— 800 

800—1600 

1600— 4 800 

4800— 9 600 

9600-30 000 

über 30 000 


9,6 

47,2 

221,7 

51,1 

29,7 

6,8 

2,3 

0,3 


15,8 

32,2 

226,0 

74,7 

40,2 

8,1 

4,2 

0,9 


25,5 

4 

200,8 
126,4 

58,5 

(W 

(W 

1,3 


zusammen 
davon über 400 Mk. 


368,7 
311,9 


402,1 
354,1 


426,4 
400,9 



1 1902 umfaßte die sechste Klasse die Einkommen von 4800 bis 
10 000 Mk., die siebente die von 10 000—30 000 Mk. 



Tabelle IV. 
Das durchschnittliche Einkommen 



in 


a) auf den Kopf des 
Eingeschätzten berechnet 


b) auf den Kopf der Be- 
völkerung des vorher- 
gehenden Volkszählungs- 
jahres berechnet 




1882 


1892 


1902 


1882 


1892 


1902 


Dresden 

Leipzig 

Chemnitz 

Zwickau 

Plauen 


1489 
1809 
1272 
1429 
1017 


1767 
1692 
1488 
1770 
1252 


1888 
1918 
1639 
1852 
1545 


664 
804 
538 
514 
397 


855 
742 
613 
629 
519 


917 
864 
681 
681 
746 
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Tabelle V. 



Die den Mietpreisberechnungen zugrunde liegende Zahl 

Ton Hausverkäufen. 





Zwei- 


Drei- 




D reige schoßhäuser 




geschoß- 
häuser 


geschoß- 
häuser 




in 




Plauen 


Haselbrunn 


1871 






1891 


1 




1872 


3 


1 


1892 


1 


— 


1873 


2 


1 


1893 


3 


— 


1874 


3 


1 


1894 


6 


— 


1875 


2 


— 


1895 


6 


— 


1876 


7 


1 


1896 


6 


4 


1877 


6 


2 


1897 


4 


8 


1878 


3 


— 


1898 


— — 


9 


1879 


8 


— 


1899 


4 


12 


1880 


4 


2 


1900 


— 


8 


1881 


— 


3 


1901 


— 


10 


1882 


3 


6 


1902 


— 


7 


1883 


4 


— 


1903 


— 


8 


1884 


7 


2 


1904 


— 


13 


1885 


1 


4 


1905 


— — 


2 


1886 


5 


5 


1906 


— 


4 


1887 


— 


— 








1888 


— 


3 






1889 


1 


6 




i 


1890 


— 


3 




r 





Tabelle VI. 
Durchschnittspreis eines Zwei- nnd Dreigeschofshauses. 





Zweigeschoßhaus 


Dreigeschoßhaus 




Mk. 


Mk. 


1861—1870 


6 836 




1871—1880 


12 224 


17109 


1880—1885 


13 048 


18365 


1886-1890 


14 875 


20 967 


1891—1896 


— 


23461 


1897—1899 


— 


22 905 


1900-1903 


— 


32 779 


1904—1906 


— 


31178 
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Tabelle VII. 


Durchschnittliche Baustellenpreise. 




Mark 


1861—1864 




2,52 mit Straßenbaukosten 


1865—1870 




4,24 „ 


1} 


n 


1871—1874 




4,76 ohne 


n 


n 


1875—1880 




6,85 „ 


n 


n 


1881—1885 




12- „ 


«, 


n 


1886—1890 




18,- » 


n 


n 


1891—1896 




25, — mit 


f) 


i) 


1897—1904 




27,- „ 


n 


n 



Tab. VIII. Kapitalwert des Quadratmeters Wohnfläche. 




Zweigeschoß- 
haus 


Dreigeschoßhaus 
in 




Plauen 


Haselbrunn 


1861—1870 
1871—1880 
1881—1885 
1886—1890 
1891—1896 
1896-1899 
1900—1903 
1904-1906 


30,15 
50,90 
49,44 

58,70 


47,20 
47,17 
56,26 
57,62 
64,15 


57,40 
70,32 
68,78 





Tabe 


1 1 e IX. Mietpreise. 




An- 
genommener 


Mietpreis 




für den Quadratmeter 


einer Wohnung von 




Zinsfuß 


„rohe" Wohnfläche 


30 qm Flächeninhalt 








(40 qm rohe Wohnflfiohe) 




°/o 


Mark 


Mark 


1861—1870 


6,7 


2,02 


72,40 


1871—1880 


7,5 


3,82 


152,80 


1881—1885 


7,0 


3,30 l 
3,38 / 


142,— 


1886—1890 


6,0 


1891—1896 


6,0 


3,46 


138,40 


1896—1899 


6,0 


3,44 x 


137,60! 


1900—1903 


6,0 


4,22 


168,80 


1904-1906 


6,0 


4,13 


165,20 



1 Die Zahl gilt für Haselbrunner Verhältnisse ; diesseits der Bahn 
war der Einheitspreis 3,71 Mk. resp. 148,40 Mk. 
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Tabelle X. 
Die Verschuldung der Hausgrundstücke, 





Charakter 


Durch- 


über- 




Über 


Über 


Über 






der 


schnitt- 


\J Uvl 


Bis 


50% 


75% 


90% 


Über 




berück- 
sichtigten 


lich in °/o 
des Kauf- 


haupt 

• 1 A 


50% 


bis 


bis 


bis 


100 °/o 




Haus- 
grnnd- 


preises 


nicht 




75°|o 


90% 


100% 






stücke l . 




V 


e r s 


c h u 


Idet 






1861-70 


11 


65,6 


1 


5 


8 


4 


2 


2 


1871—76 


II 


70,21 


— 


2 


8 


5 


2 


— 


1877—80 


II 


80,03 


— 


1 


3 


14 


3 


— 


1881—85 


II 


78,94 


— 


2 


4 


6 


2 


i. 


1881—85 


III 


80,41 


— 


1 


3 


6 


5 




1886—90 


III 


83,04 


— 


2 


2 


4 


8 


i 


1891—94 


III 


73,65 


1 


— 


3 


5 


2 


— 


1895—99 


PI 


72,57 


1 


1 


4 


8 


5 


1 


1895—99 


H 


83,64 


— 


— 


6 


17 


10 


— 


1900—03 


H 


86,79 


— 


— 


5 


17 


9 


2 


1904—06 


H 


90,02 


— 


— 


— 


8 


11 


— 



1 Von 1861^—80 sind nur Zweigeschoßhäuser berücksichtigt (II), von 
1886—1906 nur Dreigeschoßhäuser (III), 1881—85 beide Kategorien. 

Das Beobachtungsgebiet liegt bis 1894 ausschließlich diesseits der 
Bahn (PI), ab 1900 ausschließlich jenseits (H), 1895—99 in beiden Stadt- 
teilen. 
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Pierer sehe Hof buchdruokerei 

Stephan Geibel & Co. 
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VERLAG VON DUNCKER & HUMBLOT IN LEIPZIG 

ZW W0hllUIl(J$fr(l(J8. Vorträge und Aufsätze von Carl Johs. 
Fuchs. Univ.-Professor in Freiburg i. Brsg. Preis 4 Mark 60 Pf. 

Die Großstädte in ihrer Wohnungsnot und d. e 

Grundlagen einer durchgreifenden Abhilfe. Mit einem Vorwort 
von Th. Freiherrn von der Goltz. Von Arminias. Preis 5 Mark 
60 Pf. 

Die Wohnungsnot und Wohnungsreform in Eng- 

laDQ mit besonderer Berücksichtigung der neueren Wohnungs- 
gesetzgebung. Von Felix Frhr. v. Oppenheimer. Preis 4 Mark. 

Die moderne Wohnungsnot. Signal, Ursachen und Ab. 

hiife. Von Engel (vorm. Direktor des Statistischen Bureaus in 
Berlin). Preis 2 Mark. 

Die Zusammenlegung der Grundstücke in &» 

volkswirtschaftlichen Bedeutung und Durchführung. Von Bruno 
Schütte. 3 Abteilungen. Preis 28 Mark. 

Die Grandherrschaft in Nordwestdeutschland. 

Von Werner Wittich. Preis 13 Mark. 

Über Bodenrente und Bodenspekulation , n der 

modernen Stadt Von Adolf Weber. Preis 4 Mark 40 Pf. 



Soeben erschienen: 

Die DOdenrefOmi. Eine dogmengeschichtlich-kritische Studie 
von Paula Gutzeit. Preis 3 Mark. 

Pierersche Hof buchdruckerei Stephan Geibel & Co in Altenburg, S.-A. 
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